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In einer Situation, in der sich
immer deutlicher abzeichnet, dass
sich die Kohlepolitik der letzten
Jahrzehnte in Zukunft mehr als
auszahlen wird, diskutiert man in
den Bergbauländern über den
Verzicht. Begründet wird das mit
einem notwendigen Subventions-
abbau. Selbstredend muss die
öffentliche Hand bei ihrer Aus-
gabenplanung Prioritäten setzen.
Die Bedeutung von Energiesicher-
heit wird spürbar größer. Energie-
sicherheit ist auch eine politische
Aufgabe, denn das reine Marktge-
schehen gibt keine Versicherungs-
prämien her.

Langfristig spricht ohnehin vieles
für den Erhalt der größten natio-
nalen Energiereserve. Die heimi-
sche Steinkohle ist noch für viele
Generationen in Deutschland
verfügbar, wenn der Zugriff auf
die Lagerstätte erhalten bleibt.

Essen, im Oktober 2005

Dr. Werner Müller

Vorsitzender des Vorstandes
des Gesamtverbandes des deut-
schen Steinkohlenbergbaus

Was muss auf den globalen Ener-
giemärkten eigentlich noch passie-
ren, dass man sich in Deutschland
auf den Energieträger und Roh-
stoff Steinkohle besinnt? Die
Energiepolitik muss Versorgungs-
sicherheit und Stabilität gegen die
unkalkulierbaren Risiken der inter-
nationalen Energiemärkte setzen.
Die jeweiligen nationalen Energie-
und Rohstoffreserven sind dabei
von großer politischer Bedeutung.

Ein Wort zuvor
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Zukunft braucht Kohle

Deutschland im Jahr 2005: Hohe
und weiter steigende Rohstoff- und
Energiepreise mit der Folge von
Einbußen bei Wachstum, Beschäf-
tigung und Preisstabilität und
einem drohenden Exodus strom-
intensiver Industrien aus Deutsch-
land. Zugleich eine Diskussion um
eine verstärkte Rückführung der
heimischen Steinkohlenförderung,
die angesichts des dramatischen
Energiegeschehens überhaupt
nicht nachvollziehbar ist. Genau
dieses Geschehen – anhaltende
Nachfrageerhöhung, Preissprünge
und die Verknappung lebenswich-
tiger Güter – müsste massiv zu
denken geben: Zeigt es doch, dass
die Gesetze des Marktes nicht
zwangsläufig zu sinkenden Preisen
führen und der Markt weder Preis-
stabilität noch Versorgungssicher-
heit zum Nulltarif bietet. Markt-
preise sind Knappheitspreise, die
durch deutliche politische Ein-
flussnahmen und Partnerschaften
in und mit Rohstofflieferländern
beeinflusst werden. Energiepolitik
– das beweisen die USA, China
und Russland ganz besonders –
ist zu einem zentralen Bestandteil
nationaler Außen- und Sicher-
heitspolitik geworden.

Anhaltend hohe
Energiepreise

Claude Mandil, Chef der Interna-
tionalen Energieagentur, warnte
im September in einem Interview
vor den Risiken einer anhaltenden
globalen Energiekrise. Auf die
Frage, wieweit die katastrophalen
Folgen des Hurrikans Katrina im
Süden der USA Auswirkungen auf

die globale Energieversorgung
hätten, sagte Mandil u. a.: „Wenn
die Krise die Ölprodukte betrifft,
dann ist es eine weltweite Krise.
Keiner sollte denken, dass sich das
nur auf die USA beschränken wird.
Sie kaufen jetzt schon Benzin in
Europa. Wenn die Raffinerien
beschädigt sein sollten, wird sich
das noch verstärken. Dann wird
sich das sehr schnell zu einer
globalen Krise ausweiten… Das
ist ein Risiko für die Wirtschaft
der gesamten Welt.“

In Deutschland ignorieren viele
dennoch die auch 2005 unverän-
dert anhaltende Rohstoffpreis-
hausse, die im Vorjahr schlagartig
eingesetzt hatte: Weitreichende
Nachfrageänderungen, die aus
Rohstoff-Exporteuren Rohstoff-
Importeure gemacht haben;
Preissprünge, fehlende Transport-
kapazität, die sich in weiteren
Preissprüngen niederschlug; und in
der Folge eine spürbar unsicher
gewordene Versorgung mit we-
sentlichen Industrie- und Energie-
Rohstoffen, die damit zugleich zu
Spekulationsgütern geworden
sind.

Das Wachstumstempo großer
Volkswirtschaften wie China oder
Indien und ihr anhaltender Hunger
nach Rohstoffen hält auch 2005
an, ja beschleunigte sich sogar.
Zahlreiche Prognosen kommen in
diesem Jahr unabhängig voneinan-
der zu demselben Ergebnis. Die
Zeit billiger Rohstoffe ist vorbei.
Auf den Punkt brachte es eine

„Jedes Energieszenario schließt
eine starke Abhängigkeit von der
Kohle ein.“

Manmohan Singh, indischer
Regierungschef, in der
„Financial Times Deutschland“

„Strom wird knapp.“
Überschrift in
„Rheinischer Merkur“

„Die Inflation wurde vor allem von
den hohen Energiekosten getrie-
ben.“

„Süddeutsche Zeitung“

„Der globale Kampf um Energie-
quellen bricht aus.“

„Frankfurter Allgemeine
Sonntagszeitung“
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Studie des Hamburger WeltWirt-
schaftsInstituts (HWWI), renom-
miert für seine Expertise der
internationalen Rohstoffmärkte
gemeinsam mit der Berenberg
Bank, dem ältesten privaten Bank-
haus Deutschlands. Darin heißt es
u. a., dass auf Grund der unabweis-
baren, durch die Weltmarkttrends
zunehmenden Risiken der Energie-
und Rohstoffversorgung Deutsch-
lands das Thema Versorgungs-
sicherheit in den nächsten 25
Jahren politisch künftig von enor-
mer Bedeutung sei. Deshalb, so
die klare Schlussfolgerung, sei
auch die heimische Steinkohle-
industrie weiterhin „begrenzt
aufrecht zu erhalten“. Zur indus-
triepolitischen Bedeutung einer
gesicherten Kohleversorgung stellt
die Studie „Strategie 2030 –
Energierohstoffe“ klar und bündig
fest: „Ohne Kraftwerkskohle kein
Strom, ohne Koks kein Stahl und
ohne Strom und Stahl keine In-
dustrie.“

Zur gleichen Zeit prognostizierte
die US-Investmentbank Morgan
Stanley, dass die Stahlhersteller
auf absehbare Zeit nicht mit fal-
lenden Rohstoffpreisen rechnen
könnten. Dies gelte insbesondere
für Kokskohle. Die hohen Preise
für Kokskohle würden bis zum Jahr
2008 Bestand haben. Sollte sich
die Stahlnachfrage Chinas noch
erhöhen, könnten sie sogar weiter
steigen.

Einschätzungen vom Anfang des
Jahres, die hohen Rohstoffpreise
würden angesichts von Kapazitäts-
ausweitungen bald wieder sinken,
bestätigten sich nicht. Im Gegen-
teil: Vor allem Analysten großer
Kapitalanlagegesellschaften wei-
sen darauf hin, dass der dauerhaft
hohe Bedarf der Volksrepublik
China für ein anhaltend hohes
Preisniveau sorgt, weil das Roh-
stoffangebot nur unwesentlich
ausgeweitet wird. Rohstoffriesen
wie BHP Billiton, Rio Tinto, Xstra-
ta und Anglo American sind ange-

sichts ihrer Marktanteile in der
strategisch günstigen Lage, auf
Marktveränderungen einzugehen,
ohne ihre hohen Margen und da-
mit ihre glänzende Erlössituation
zu gefährden.

Erinnerungen an das Erstarken der
internationalen Ölmultis wurden
wach und der Ölpreis schoss
weiter nach oben. Hatte er bereits
im Jahr 2004 Spitzennotierungen
von 55 bis 60 US-$/Barrel erreicht,
setzte sich diese Entwicklung in
diesem Jahr ungebremst und durch
Katrina verschärft fort – das
Ausgangsniveau von über 60 US-$/
Barrel wurde zeitweise von Prei-
sen über 70 $ deutlich übertroffen.
Längst ist die heimische Steinkoh-
le auf dem Wärmemarkt wieder
wettbewerbsfähig. Leider können

wir keinen Nutzen daraus ziehen,
weil die Kohle aus dem Wärme-
markt weitestgehend verdrängt
wurde.

Nach einer „Handelsblatt“-Unter-
suchung gehen Branchenanalysten
von einem „Superzyklus“ bei den
Energie- und Rohstoffpreisen aus
und rechnen mindestens noch für
zehn Jahre mit steigenden Notie-
rungen. Die HWWI und Berenberg
Bank Studie wies darauf hin, dass
der Weltenergieverbrauch bis 2030
um bis zu 75% steigen werde. Der
Ölpreis könne sich dann vom Aus-
gangspreis des Jahres 2005 auf
bis zu 120 US-$ verdoppeln. Wie
HWWI-Chef Thomas Straubhaar
betonte, werden auch noch in 25
Jahren die fossilen Energieträger
Erdöl, Erdgas und Kohle den über-
wiegenden Teil des weltweiten
Energiebedarfs decken müssen.
Die anhaltenden Preisanstiege der
Energierohstoffe werden, so heißt
es in der Studie, vor allem den
Transportsektor, die Automobil-
industrie und die Stahlindustrie
treffen, die sich auf weiter
steigende Kokspreise einstellen
müsse. China ist der weltgrößte
Verbraucher von Kupfer, Zinn, Zink,
Stahl und Steinkohle.

Auf China entfallen mittlerweile
einem BP-Bericht zufolge 12% des
Welt-Energieverbrauchs – Tendenz
unverändert steigend. Der chinesi-
sche Rohstoff- und Energiehunger
bezieht sich auf viele Bereiche. Am
stärksten aber, so BP, sei davon
die Kohle betroffen gewesen: Die

Ohne Kraftwerkskohle kein
Strom, ohne Koks kein Stahl,
ohne Strom und Stahl keine
Industrie
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größte Wachstumsrate und gleich-
zeitig die größte Preissteigerung
aller Primärenergieträger verzeich-
nete die Kohle – ein weltweites
Nachfrageplus von 6,3%, wobei
drei Viertel des Zuwachses auf
China entfielen.

Die Auswirkung der chinesischen
Entwicklung speziell auf die Stein-
kohle könnte durch die Entschei-
dung der chinesischen Regierung,
rund ein Viertel aller chinesischen
Kohlegruben aus Sicherheitsgrün-
den zu schließen, sogar noch ver-
schärft werden. IEA-Chef Mandil
dazu: „China ist sehr abhängig von
Kohle und gewinnt 70% seiner
Energie daraus. Es gibt viele Mi-
nen, aber wir wissen noch nicht,
welche sie schließen wollen. Sind
es die großen, dann hat das na-
türlich Auswirkungen.“

Angebot in wenigen Händen

Doch nicht allein die steigende
Nachfrage nach den wichtigsten
strategischen Rohstoffen bestim-
men den Weg der Energiepreise,
sondern auch die schon angespro-
chene Marktmacht der großen
Rohstoffkonzerne. In seiner Roh-
stoffstudie beschrieb das Be-
triebswirtschaftliche Institut Stahl
im Stahlzentrum – eine Einrich-
tung der Wirtschaftsvereinigung
Stahl in Düsseldorf – Mitte des
Jahres die Entwicklung unge-
schminkt so: „Wachsender Roh-
stoffbedarf und hoher Konzen-
trationsgrad lassen Preise für Erze
und Kohle explosionsartig stei-

gen.“ In seiner Interpretation der
diesjährigen Preisentwicklung
(Feinerz: + 71,5% zum Vorjahr,
Pellets: + 86%, Kokskohle: mehr
als 100%) sieht das Institut als
Ursache der Preisexplosion weni-
ger nachfrageseitige Effekte im
Rahmen der Angebotsverknap-
pung, sondern eher eine Folge der
Ausnutzung von Marktmacht durch
die Rohstoffkonzerne. Wörtlich
heißt es beim Stahl-Institut: „Ein
Blick auf die Renditezahlen (der
Rohstoffkonzerne) belegt jedoch,
dass diese beispiellosen Preis-
steigerungen nicht Ausdruck
betriebswirtschaftlicher Notwen-
digkeiten, sprich eines bislang
nicht auskömmlichen Preisniveaus
sind, sondern sich vielmehr mit
dem hohen Konzentrationsgrad im
Rohstoffsektor und der damit ver-
bundenen Marktmacht erklären
lassen.“ Nicht von ungefähr haben
die großen Rohstoffkonzerne in
diesem Jahr erneut Rekordgewin-
ne verzeichnet.

Hinzu kommen deutliche Renatio-
nalisierungsbestrebungen in Roh-
stofflieferländern wie Russland
und weltweite Partnerschaften
staatlicher Rohstoffkonzerne, die
sich auf diese Weise den Zugang
zu Rohstoffen sichern wollen.
Frank Umbach, Experte für Außen-
und Sicherheitspolitik sowie Ener-
giesicherheit beim Forschungsin-
stitut der Deutschen Gesellschaft
für Auswärtige Politik (DGAP)
brachte diese Zielsetzung im
Herbst in einem Beitrag zur ener-
giepolitischen Debatte in Deutsch-
land so auf den Punkt: Auch bei
uns müsse das Thema Energiepoli-
tik und Versorgungssicherheit viel

stärker als bisher Ziel der nationa-
len Außen- und Sicherheitspolitik
werden. Oberstes Gebot einer
solchen Strategie müsse die Diver-
sifizierung der Energieträger und
Bezugsquellen unter Rückgriff auf
alle verfügbaren Energieträger
und das Offenhalten aller energie-
politischen Handlungsoptionen
sein – einschließlich der heimi-
schen Steinkohle. Die absehbaren
Verteilungskämpfe um die wich-
tigsten Rohstoffe sieht Umbach
mit dramatischen Folgen: Neben
den Preissteigerungen und Preis-
volatilitäten auf den Energiemärk-
ten sieht er die Gefahr zunehmen-
der politischer oder sogar offen
ausgetragener gewalttätiger
Ressourcenkonflikte.

Energieintensive Industrien
vor dem Exodus

Derweil bewahrheiten sich auch
Warnungen aus dem vergangenen
Jahr, dass die Entwicklungen der
Energie- und Rohstoffpreise Aus-
wirkungen auf die Strompreise
haben und in der Folge spürbarer
Preiserhöhungen die Verbraucher
empfindlich treffen werden. So
hatte der GVSt-Präsident und
RAG-Vorstandsvorsitzende Dr.
Werner Müller beim BDI-Rohstoff-
kongress in Berlin im Frühjahr
2005 vor einem Exodus deutscher
Industrien ins Ausland gewarnt.
Wenn jetzt nicht rechtzeitig Vor-
sorge getroffen werde, um die
Abhängigkeiten durch Rohstoff-
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und Energieimporte und die damit
verbundenen hohen Beschaffungs-
und Preisrisiken zu mindern, so
würden zunächst energieintensive
Industrien und in der Folge
weitere Branchen dem Industrie-
standort Deutschland den Rücken
kehren. Zugleich wies Müller
darauf hin, dass es eine erkennba-
re Entwicklung gebe, Überkapazi-
täten in der Stromerzeugung
abzubauen. Das lebenswichtige
Gut sicherer und stets ausreichend
verfügbarer Strom werde damit
immer knapper und folglich auch
immer teurer.

Was manchem da noch wie ein
Menetekel klang, traf schon we-
nige Wochen später ein. Große
Aluminiumhersteller wie Norsk
Hydro kündigten an, wegen der
hohen deutschen Strompreise ihre
hiesigen Standorte in Hamburg
und Stade deutlich zu verkleinern
oder ganz zu schließen. Auch
andere stromintensive Branchen
wie die Chemie, Zement oder Glas
schlagen Alarm. In der „Süddeut-
schen Zeitung“ wurde dies Ende
Juli 2005 so formuliert: „Wenn
das Angebot sinkt und die Nach-
frage steigt, dann klettert auch
der Preis. Stromkosten in Deutsch-
land sind dafür ein Beispiel: Die
Kapazitäten gehen zurück, und
Energie wird immer teurer. Schon
werden erste Betriebe geschlos-
sen, weil sie ihre Stromrechnung
nicht mehr bezahlen können.“ Die
deutsche Stahlindustrie meldete
Mitte Oktober 2005 bedrohlich
wachsende Belastungen ihrer

Branche durch die steigenden
Strompreise. Gut neun Prozent des
industriellen Stromverbrauchs in
Deutschland gehen auf das Konto
der Stahlkocher. Und die, so Pro-
fessor Dieter Ameling, Präsident
der Wirtschaftsvereinigung Stahl,
hätten seit 2003 rund 15 €/MWh
mehr für den Strom zahlen müssen
– eine Mehrbelastung von knapp
200 Mio € im Jahr. Ameling:
„Deshalb müssen wir noch nicht
im Ausland produzieren. Aber wir
könnten.“ Ameling in einem WAZ-
Interview weiter: „Auch die Kun-
den der Stahlindustrie – z. B. Auto-
hersteller und Maschinenbauer –
werden die steigenden Strom-
preise zu spüren bekommen. Die
Stahlproduzenten können nicht auf
den höheren Kosten sitzen blei-
ben.“

Preistreiber Emissionshandel

Die kontinuierlichen Preiserhöhun-
gen beim Strom haben ihre Ursa-
che nicht nur in der Wechselwir-
kung von Angebot und Nachfrage
– sie sind auch politisch bedingt,
wenn auch das Ausmaß vermutlich
nicht so eingeschätzt wurde. So
zeichnete sich im Jahresverlauf
immer stärker der Einfluss der
gestiegenen CO2-Zertifikatspreise
auf die Strompreise ab – vor allem
in den Notierungen der Leipziger
Strombörse European Energy
Exchange (EEX). Die dort notierten
Großhandelspreise für Strom
gelten zwar bislang nur für rund
12% des in Deutschland ge- und
verkauften Stroms. Doch die seit
Jahresbeginn kontinuierlich ge-
stiegenen Notierungen der EEX

gelten inzwischen als Richtschnur
für die deutschen Strompreise.
Denn die europäischen Strom-
börsen sind eng miteinander ver-
bunden, sodass es rein nationale
Preise nicht mehr gibt.

Unabhängig von branchenspezifi-
schen Einschätzungen ist eine
Abhängigkeit von CO2-Zertifikats-
preisen und Strompreisen fest-
stellbar. So hatte sich der EEX-
Preis für eine Megawattstunde
Strom von 25 € im Januar auf
rund 50 € Mitte Juli verdoppelt.
In Spitzenzeiten sprang der Kurs
sogar auf Werte um die 85 €.
Zugleich hatte sich der Preis für
CO2-Emissionszertifikate seit
Jahresbeginn mehr als vervier-
facht. So lag er Anfang Juli bei
fast 30 €/t CO2. Die Tatsache, dass
die Emissionsrechte den emittie-
renden Unternehmen zu Beginn
der Handelsperiode kostenlos
zugeteilt worden sind, ändert
nichts an deren Knappheit. Und
die nimmt automatisch zu, wenn
wegen höherer Gaspreise auf
Kohle umgestiegen wird und in
der Folge mehr Zertifikate nachge-
fragt werden, was insbesondere
im Vereinigten Königreich zu
beobachten ist. Wie der Verband
der Elektrizitätswirtschaft (VDEW)
Mitte Juli mitteilte, sind auch die
Preise im Terminhandel für Strom-
lieferungen im Jahr 2006 im ers-
ten Halbjahr 2005 stark gestiegen.
Zudem ist dies nicht nur ein deut-
sches Phänomen. Strom- und
Zertifikatpreise klettern europa-
weit.
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Über die möglichen künftigen
Folgen einer derart anhaltenden
Entwicklung – unter Umständen
weiter verschärft durch steigende
Erdgaspreise, weiter knapp be-
messene Stromerzeugungskapa-
zitäten im Inland und zeitweise
drastischer Drosselung der Strom-
erzeugung in von Trockenheit
betroffenen anderen europäischen
Ländern – hieß es in einer Analyse
des „Handelsblatt“  Mitte des
Jahres:

„Man darf nicht vergessen, dass
hier zu Lande der Energieeinsatz
auf breiter Basis politisch bewusst
verteuert worden ist. Die Debatte
läuft aber vor allem deshalb in die
Irre, weil sie einen wichtigen Fak-
tor für die drohende Abwanderung
energieintensiver Wirtschafts-
zweige übersieht: den Preisschub
auf den Weltenergiemärkten. Die
Preise insbesondere für die Pri-
märenergien Öl und Gas, aber

auch für Umwandlungsprodukte
wie Koks und Strom sind geradezu
explodiert. Die Entscheidung über
Industrieansiedlungen vollzieht
sich deshalb wieder konsequenter
nach Kostenvorteilen.“ Und weiter
heißt es an anderer Stelle: „Bleibt
es bei den jetzigen Preisen, steht
eine Neuorientierung in der glo-
balen Standortauslese an. Selbst
abgeschriebene Anlagen können in
Deutschland höchstens mittelfris-
tig behauptet werden. Schon heute
lassen die Investitionsplanungen
international operierender Unter-
nehmen klare Prioritäten zulasten
Deutschlands… erkennen.“

Zukunft braucht Kohle



1 01 01 01 01 0

Das lange Zeit nur eher abstrakt in
den Medien und der Fachöffent-
lichkeit diskutierte Thema der
Energiepreise wurde schließlich zu
einem der wesentlichen Themen
im Bundestagswahlkampf 2005.
Schockartig nahmen die Bundes-
bürger galoppierende Spritpreis-
erhöhungen, tägliche Nachrichten
über Risiken der globalen Ölver-
sorgung und noch Anfang Septem-
ber die Ankündigungen von
Gaspreiserhöhungen um bis zu
25% wahr. Das Thema Versor-
gungs- und Preissicherheit hat
endgültig jeden Haushalt erreicht.

Politische Vereinbarung
bis 2012

Angesichts dieser hier nur einfüh-
rend und schlaglichtartig beleuch-
teten und im Weiteren dieses
Jahresberichts ausführlicher dar-
gestellten Entwicklungen im Jahr
2005 ist die Forderung nach einem
Ende der deutschen Steinkohlen-
förderung vollends nicht nachvoll-
ziehbar. Sie kann nur noch als un-
verantwortlich bewertet werden.

Den stattdessen als energiepoli-
tisch richtig erkannten Weg
skizzierte Bundeskanzler Gerhard
Schröder beim Steinkohlentag
2003 so, als er die Anschlussrege-
lung für den Zeitraum 2006 bis
2012 erläuterte: „Die Sicherheit
unserer Energieversorgung steht
gleichberechtigt mit den Zielen

der Wettbewerbsfähigkeit und der
Umweltverträglichkeit im Vorder-
grund der Energiepolitik der Bun-
desregierung.“ Die zugesagten
öffentlichen Hilfen für die deut-

sche Steinkohle, so der Bundes-
kanzler, seien „keine karitative
Veranstaltung“, sondern stellten
„einen Beitrag zu einer sicheren,
stabilen Energieversorgung“ dar,
„einen Beitrag, den wir aus
Deutschland heraus leisten können
und leisten müssen“. Die kohle-
politischen Vereinbarungen von
2003 gelten unverändert weiter.

Die Entwicklungen auf den Roh-
stoffmärkten, die weiter steigende
Nachfrage nach Industrie- und
Energierohstoffen, die angestie-
gene politische Einflussnahme
auf Rohstoffmärkten, die weiter
wachsende Konzentration der
großen Rohstoffkonzerne und die
steigenden Preisrisiken verbieten
den Verzicht auf eigene Ressour-
cen. Andernfalls gibt man sehen-
den Auges ein wesentliches Stück
Sicherheit – vor wachsender
Importabhängigkeit und Preis-
gefahren – aus der Hand, die die
heimische Steinkohle bietet. „Ein
Auslaufbergbau ist falsch. Er ist
energiepolitisch falsch, industrie-
politisch falsch, strukturpolitisch
falsch und sozialpolitisch falsch.
Wir brauchen kein Enddatum für

den Bergbau, was wir brauchen,
ist Zukunft für unsere Steinkohle“,
sagte Hubertus Schmoldt, Vorsit-
zender der IG Bergbau, Chemie,
Energie, Ende August 2005 bei
einer großen Konferenz seiner
Gewerkschaft in Bochum. Auf den
Punkt gebracht: Deutschland
braucht eine nationale Energie-
politik aus einem Guss unter Ein-
schluss aller – auch der heimi-
schen – Energieträger.

Doch es bleibt die Hoffnung auf
Vernunft und Einsichtsfähigkeit.
Schließlich sagte die künftige
Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel
schon 1995 in einem NRZ-Inter-
view: „Die Steinkohlesubventionen
müssen nach dem Jahr 2000
deutlich sinken. Sie werden aber
nie gegen Null gehen. Denn das
würde bedeuten, dass wir aus
dieser Technologie aussteigen.
Das wäre genauso unsinnig wie
bei der Kernenergie.“ Und der
künftige Bundeswirtschaftsmini-
ster Dr. Edmund Stoiber erklärte
im Jahr 2002 in einem WAZ-Inter-
view: „Auch über 2005 hinaus
bekennen wir uns zur Kohle als
Teil der nationalen Energiereserve
in Deutschland. Es muss soviel
Kohleförderung in NRW erhalten
bleiben, dass moderne Abbau-
technologien und -maschinen
Made in Germany gesichert
bleiben, weiterentwickelt und
exportiert werden können.“

Wir brauchen kein Enddatum
für den Bergbau –
was wir brauchen, ist Zukunft
für unsere Steinkohle
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Entwicklungs- und Schwellenländer bestimmen den Verbrauch

Im Jahr 2004 wurden weltweit
rund 16 Mrd. t SKE Primärenergie
verbraucht. Dies bedeutet gegen-
über 1970 eine annähernde Ver-
doppelung. Seit den 90er Jahren
des vergangenen Jahrhunderts
haben sich die Zuwachsraten des
Energieverbrauchs in den Indus-
trieländern bei weiterhin hohem
Bedarf zwar abgeschwächt. Bis
zum Jahr 2030 ist aber nach den
Prognosen der Internationalen
Energieagentur (IEA) mit einem
weiteren Anstieg des globalen
Energieverbrauchs um weitere
50% auf dann 24 Mrd. t SKE zu
rechnen.

Die Triebkräfte dieser Entwicklung
sind das Bevölkerungswachstum
und der wirtschaftliche Aufhol-
prozess in den Entwicklungs- und
Schwellenländern. Diese werden

rund zwei Drittel des Verbrauchs-
zuwachses beanspruchen. Allein
China wird voraussichtlich so viel
Energie zusätzlich benötigen wie
alle Länder der OECD zusammen.
Dennoch wird erwartet, dass rund
1,4 Mrd. Menschen auch 2030
noch keinen Zugang zu kommerzi-
eller Energie haben werden, soll-
ten keine zusätzlichen Anstrengun-
gen dazu unternommen werden, so
die IEA in ihrer Studie „Energy and
Poverty“. Der UN Bevölkerungs-
fonds erwartet den größten Zu-
wachs in urbanen Zentren und
einen anhaltenden Trend zu Land-
flucht und „Megacities“ – bei
gleichzeitig anhaltender Verar-
mung breiter Bevölkerungsschich-
ten.

Das gilt insbesondere für die
Länder Süd- und Südostasiens
sowie Lateinamerikas, die den
größten Energiehunger haben.
Eine sichere und schnell wachsen-
de Energieversorgung ist Voraus-
setzung für einen erfolgreichen
wirtschaftlichen Aufholprozess
und schafft Arbeit und Wohlstand.
Zugleich bringt der Zugriff auf
sichere und kostengünstige Ener-
gien Vorteile im Standortwett-
bewerb. Vor diesem Hintergrund
ist der politische Einfluss der
Regierungen nicht weniger Länder
vor allem auch in Asien und Süd-
amerika auf die nationale Energie-
wirtschaft spürbar angestiegen.
Das hat Rückwirkungen auf die
globale Versorgungssicherheit.

Viele dieser Länder verzeichnen in
den vergangenen Jahren enorme
Zuwächse beim Energieverbrauch.
So verdoppelte China seinen Pri-
märenergieverbrauch im Jahr 2004
gegenüber 1990. Schon heute ist
China nach den Vereinigten Staa-
ten das Land mit dem zweitgröß-
ten Energieverbrauch der Welt,
Indien das mit dem sechstgrößten.
Indien wie China verfügen über
große Energierohstoffvorkommen.
China ist der größte Steinkohlen-
produzent der Welt, Indien nach
den USA der Drittgrößte. Trotz
großer Kohlenvorräte und hoher
Wasserkraft-Potenziale hat China
einen stark wachsenden Import-
bedarf an fossilen Energieträgern.
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Trends der globalen Energieversorgung

Anteil Chinas an
Primärenergien
und Rohstoffen

Der Ölbedarf Chinas hat sich seit
1995 verdoppelt und das Land
nach den USA zum zweitgrößten
Ölimporteur der Welt gemacht. Bis
zum Jahr 2020 wird annähernd
eine weitere Verdoppelung erwar-
tet. Um den immensen Energiebe-
darf auch in Zukunft zu decken,
sichern sich staatliche chinesische
Energieunternehmen durch Betei-
ligungen an Lagerstätten oder den
Kauf ganzer Rohstoffkonzerne eine
langfristige Rohstoffbasis im
Ausland.

Dieser Anstieg der Nachfrage ins-
besondere Chinas und Indiens –
und künftig auch weiterer Schwel-
lenländer wie Brasilien und Indo-
nesien, möglicherweise auch
Russland – verändert die globalen
Energieflüsse. Geopolitische Risi-
ken kommen hinzu. Die westlichen
Industrieländer und vor allem
Europa mit seiner hohen Import-
abhängigkeit der Energieversor-
gung sehen sich einer wachsenden
Nachfragekonkurrenz auf den
Weltmärkten bei zunehmender
Angebotskonzentration und stei-
gendem Einfluss der Politik auf die
Energiemärkte gegenüber. Auch
der internationale Wettbewerb um
die Ansiedelung von Industrie-
standorten ist betroffen. Lang-
fristige Standortentscheidungen
bei rohstoffintensiven Produktio-
nen werden immer mehr gegen die
Industrieländer und zugunsten der
Schwellenländer China, Indien
oder Brasilien gefällt.

Handlungsbedarf besteht vor
allem für die Versorgungssicher-
heit der Europäischen Union. Der
Energiemarkt der EU-25 ist nach
dem Beitritt der zehn neuen Mit-
gliedsländer mit rund 2,5 Mrd. t
SKE nach Nordamerika der größte
Energie-Binnenmarkt der Welt.
Der Beitritt hat indessen kaum
etwas an der hohen Importabhän-
gigkeit der EU geändert. Schon
heute müssen rund 50% der
benötigten Energien eingeführt
werden, womit die EU größte
Energieimportregion der Welt ist.
Bis 2030 wird dieser Anteil auf
über 70% ansteigen.

Bereits 1990 hatte die EU-Kom-
mission festgestellt, dass die
wachsende Außenabhängigkeit
der Energieversorgung der EU
zunehmend Sorge bereitet. Mit
ihrem Grünbuch zur Versorgungs-

sicherheit leitete sie im Jahr 2000
eine breite Debatte hierüber ein.
In Deutschland ist diese Debatte in
der Öffentlichkeit kaum reflektiert
worden. Eine europäische Gesamt-
strategie der Energieversorgungs-
sicherung mit längerfristigen
Perspektiven konnte bisher nicht
entwickelt werden. Nicht einmal
die Zuordnung der Verantwortlich-
keiten ist in allen Bereichen klar.
Eine ganz andere Frage ist, ob eine
supranationale Energiezuständig-
keit überhaupt wünschbar wäre.

Vier Jahre nach Vorlage ihres
Grünbuchs hat die Kommission
festgestellt, dass sich die Situati-
on praktisch täglich verschärft
habe. Sie erfordere daher drin-
gend eine Gegenstrategie; die
energiepolitischen „Alarmglocken“
läuten.

Einen konkreten Vorschlag zur
Verbesserung der Primärenergie-
versorgungssicherheit hat die EU-
Kommission u. a. im Kohlesektor
gemacht. Anders als bei Öl und
Gas, wo die eigenen Vorräte und
damit die Handlungsmöglichkeiten
der EU begrenzt sind, verfügt
Europa vor allem bei der Steinkoh-
le über große eigene Vorräte. Die
sind allerdings aufgrund der geo-
logischen, wirtschaftlichen und
sozialen Situation gegenüber der
international gehandelten Kohle

„The alarm bells are ringing“

EU-Kommission: Report on the
Green Paper on Energy, 2005
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nicht wettbewerbsfähig und daher
in fast allen europäischen Förder-
ländern auf staatliche Unterstüt-
zung angewiesen. Das Ziel der im
Jahr 2002 in Kraft getretenen
Ratsverordnung über die Stein-
kohlenbeihilfen besteht daher
darin, neben den sozialen und
regionalen Aspekten der Umstruk-
turierung des Steinkohlenberg-
baus auch der Versorgungssicher-
heit Rechnung zu tragen. „Als
Vorbeugungsmaßnahme“ soll ein
Mindestumfang an heimischer
Steinkohlenproduktion aufrecht-
erhalten werden, um den Zugang
zu den Vorkommen zu sichern.

Voraussichtlich noch vor Jahres-
ende 2005 will die EU-Kommission
eine neue Mitteilung zum Thema
Energieversorgungssicherheit ver-
öffentlichen. Sie wird neben einer
Bestandsaufnahme der generellen
Problematik und der aktuellen
Maßnahmen in diesem Bereich
auch neue energiestrategische Er-
wägungen zur Diskussion stellen.
Die Kohle und neue Kohletechno-
logien (Clean Coal) sollen dabei
eine bedeutende Rolle spielen.

Aspekte der Versorgungssicherheit
berücksichtigt die Kommission zu-
nehmend auch im Zusammenhang
mit der Liberalisierung der Strom-
und Gasmärkte in der EU. Sie hat
erkannt, dass die wettbewerbliche

Öffnung der leitungsgebundenen
Energieversorgung allein keines-
wegs ausreicht, um auch Versor-
gungssicherheit sowie die
Erfüllung anderer gemeinwirt-
schaftlicher Aufgaben des Strom-
und Gassektors zu garantieren.
Auch ein integrierter europäischer
Elektrizitätsmarkt mit funktionie-
rendem Wettbewerb kann sich nur
dann richtig entfalten, wenn es
keine Engpässe in der Brennstoff-
versorgung, den Erzeugungs-
kapazitäten oder der Verteilungs-
infrastruktur gibt. Das Dilemma
ist, dass die marktwirtschaftliche
Ausrichtung beim Strom zu einem
Abbau von Produktionsreserven
geführt hat, die zwar nicht kosten-
los sind, mit denen aber Engpässe
und starke Preisanstiege vermeid-
bar gewesen wären.

Zwar wiesen Rat und EU-Parla-
ment das von der Kommission
schon Ende 2003 vorgeschlagene
Paket zur Gewährleistung der
Sicherheit der Elektrizitätsversor-
gung und von Infrastrukturinves-
titionen als zu dirigistisch ebenso
zurück wie Teile ihres ursprüngli-
chen Richtlinienvorschlags zur
Gewährleistung einer sicheren
Gasversorgung. Doch der Hand-
lungsbedarf bleibt. So wird z. B.
das vom Europäischen Rat festge-
legte Ziel nicht erreicht, nach dem
in jedem Mitgliedstaat bis 2005
die Kapazität der grenzüberschrei-
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Fossile Energieträger dominieren
das Angebot
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Der weltweite Primärenergie-
bedarf wird heute zu rund 80%
durch Kohle, Öl und Gas gedeckt.
Diese Energien werden auch die
Hauptlast der globalen Ver-
brauchszuwächse tragen müssen.
Kernenergie und erneuerbare
Energien stoßen an enge Grenzen.
Für den Ausbau der Kernenergie
fehlt es in vielen Ländern an
Akzeptanz. Zudem ist die Entsor-
gungsfrage weltweit noch unge-
löst. Trotz des Baus einiger

tenden Kuppelstellen mindestens
10% der Produktionskapazität
ausmachen soll – obwohl das
allein allenfalls zu einer Vergleich-
mäßigung der Preisunterschiede
führen könnte und keine Garantie
niedrigerer Preise wäre. Ungeklärt
ist auch die politische Zuständig-
keit für Fragen der Strom- und
Gasversorgungssicherheit der EU.
Die Rechtslage weist die Verant-
wortung grundsätzlich den Mit-
gliedstaaten zu, während die
Kommission neben jeweils defi-
nierten Einzelaufgaben vor allem
die Generalkompetenz für die
Realisierung des Binnenmarktes
hat. Problematisch gerade in
Bezug auf die Energieversor-
gungssicherheit sind aber offene
Fragen der Koordinierung nationa-
ler Politiken einschließlich der
Außenpolitik, des Mehrwerts von
Gemeinschaftsaktionen und der
Reaktion auf Versäumnisse ein-
zelner Mitgliedstaaten bei der
Wahrnehmung ihrer versorgungs-
politischen Verantwortung.

Die große Bedeutung der Ener-
gieversorgungssicherheit hat die
Europäische Kommission unterdes-
sen auch in ihrem im Juni 2005
vorgelegten Grünbuch zur Energie-
effizienz hervorgehoben. Das darin
von ihr vorgeschlagene strategi-
sche Ziel, durch eine Verbesserung
der Energieeffizienz in der EU-25

bis 2020 gegenüber dem gegen-
wärtigen Gesamtenergieverbrauch
20% einzusparen, soll nicht zuletzt
der Begrenzung der wachsenden
Abhängigkeit von Energieimporten
dienen und der effizienten Nut-
zung auch der Kohle zum Durch-
bruch verhelfen.

Kernkraftwerke in wenigen Län-
dern erwartet die IEA, dass der
globale Versorgungsbeitrag der
Kernenergie in den nächsten 30
Jahren weiter rückläufig ist.

Die erneuerbaren Energien haben
die geweckten Erwartungen kurz-
fristig nicht erfüllen können. Das
hat auch die Bonner Weltkonfe-
renz für erneuerbare Energien im
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letzten Jahr gezeigt. Besonders
die Länder im Aufholprozess sind
auf eine sichere und kostengünsti-
ge Energieversorgung angewiesen.
Dies können die erneuerbaren Ener-
gien derzeit noch nicht leisten.

Sie stellen erst in mittelfristiger
Zukunft eine wichtige Ergänzung
für die Energieversorgung dar.

Erhebliche Verbrauchszuwächse
werden beim Erdgas erwartet. Ihm
werden aufgrund des im Vergleich
zu Öl und Kohle spezifisch geringe-
ren Kohlenstoffgehaltes Vorteile
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Trends der globalen Energieversorgung

hinsichtlich der Klimaverträglich-
keit eingeräumt. Die konventionel-
len Erdgasvorkommen der Welt
sind allerdings – wie die Ölvorräte
– auf wenige Lieferregionen vor
allem in der so genannten strate-
gischen „Energie-Ellipse“ konzen-
triert. Insbesondere Europa,
dessen eigene Erdgasvorkommen
sich der Erschöpfung nähern, muss
sich darauf einstellen, dass ein
Großteil seines prognostizierten
Verbrauchszuwachses aus immer
entlegeneren und unsichereren
Weltregionen gedeckt werden
muss.

Bei der Diversifizierung der Erd-
gasversorgung werden weltweit
und speziell in Europa verstärkte
Hoffnungen auf verflüssigtes
Erdgas (Liquid-Natural-Gas, LNG)
als Alternative zu Pipeline-Gas
gesetzt. Die EU verfügt derzeit
über 10 LNG-Importanlagen,
5 weitere befinden sich in der
Planung, davon allerdings keine in
Deutschland. Das Erdgas für die
LNG-Terminals wird aufgrund der
hohen Transportkosten vornehm-
lich aus EU-nahen Quellen kommen
müssen – aus Algerien, Nigeria,
Libyen und Ländern des Nahen
Ostens. Allerdings besteht auch
beim LNG eine hohe Nachfrage-

Globale Vertei-
lung der Welt-
kohlenvorräte

konkurrenz zu anderen Import-
regionen wie Asien und den USA.

Eine im Vergleich zu Öl und Gas
relativ ausgewogene Verteilung
weisen die globalen Kohlenvorräte
auf. Sie haben gemessen am
aktuellen Verbrauch zugleich die
größte Reichweite und sind noch
in Jahrhunderten verfügbar. Zur
Deckung des Weltenergiever-
brauchs trägt die Kohle, auf die
rund 65% der weltweiten Energie-
reserven entfallen, heute – und
nach den Prognosen der IEA auch
noch im Jahr 2030 – mit einem
Fünftel allerdings nur unter-
proportional bei.

Nur wenige Länder stellen ihre
teilweise erheblichen Kohlenvor-
kommen auch für den weltweiten
Kohlenexport zur Verfügung, son-
dern nutzen diese als nationale
Reserve.
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schen Energiegehaltes internatio-
nal praktisch nicht gehandelt.
Zwar wird sich im Zuge der global
wachsenden Kohlenachfrage auch
der Kohlehandel ausweiten. Rela-

tiv gesehen ist der Anteil, der für
den überseeischen Kohlehandel
verfügbar ist, aber eher rückläufig.
Nach Prognosen des US-Energie-
ministeriums sinkt er bis 2025 auf
12%.

Die Handelsintensität ist bei der
Kohle mit derzeit rund 16% der
Weltsteinkohlenförderung sehr
viel niedriger als bei Öl und Gas.
Braunkohle wird wegen des ver-
gleichsweise niedrigen spezifi-
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Größte privat-
wirtschaftliche
Steinkohlenexport-
unternehmen

Trends der globalen Energieversorgung

Der Weltkohlemarkt weist bereits
eine hohe regionale Konzentration
auf. Dies zeigt sich auch insbeson-
dere bei einer Betrachtung der
drei Teilmärkte für Kraftwerks-
kohle, Kokskohle und Koks. Im
Kraftwerkskohlenmarkt dominie-
ren die fünf größten Herkunfts-
regionen Australien, China, Indo-
nesien, Südafrika und Südamerika
mit einem Marktanteil von zusam-
men 85%. Einzelne Länder sind mit
ihrer gesamten Kraftwerkskohlen-
nachfrage von nur wenigen Liefer-
ländern und Produzenten abhän-
gig. Noch gravierender sind die
Abhängigkeiten im Kokskohlen-
seehandel. Hier hält Australien mit
einem Marktanteil von fast 60%
mit weitem Abstand die Spitzen-
position. Zusammen mit Kanada,
den USA, Indonesien und China
deckt es 95% des Marktes ab.

Beim Koks stammen über 50% des
Weltmarktangebotes allein aus
China.

Die Koksexporte Chinas unterlie-
gen dabei einem strengen Lizen-
zierungssystem, das die vorrangige
Versorgung der chinesischen
Stahlindustrie gewährleistet. Der
im Jahr 2004 vor allem durch das
enorme Wirtschaftswachstum in
China ausgelöste Stahlboom hat
die Nachfrage nach Kokskohle
und Koks für die Stahlerzeugung
enorm steigen lassen. Dies hat auf
den engen Märkten für diese Roh-
stoffe zu erheblichen Preisreak-
tionen und in Einzelfällen auch
Lieferstörungen geführt.

Auch auf privatwirtschaftlicher
Unternehmensebene ist die Ange-
botskonzentration hoch. Knapp die
Hälfte der weltweiten seewärti-

gen Kohlenexporte entfällt auf
die zehn größten Unternehmen,
darunter auch die unter Rohstoff-
experten als „Big Four“ bekannten
BHP-Billiton, Xstrata, Anglo Ame-
rican und Rio Tinto.

Die für den Steinkohlenexport
wichtigste Verbrauchsregion ist
mit einem Anteil von fast 60%
Süd- und Südostasien. Vor allem
die Lieferströme des bedeutend-

Handelsintensität
bei Steinkohle
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Steinkohlen-
förderung in
Europa 2004

Kohle bleibt Nr. 1 bei Strom und Stahl

sten Exportlandes Australien, das
ein Drittel des Weltkohlenhandels
bestreitet, sind auf diese Region
ausgerichtet. Die fünf Länder Aus-
tralien, China, Indonesien, Süd-
amerika und Südafrika deckten
2004 über vier Fünftel des Kohlen-
bedarfs der Welt. Das US-ameri-
kanische Energieministerium DOE
(Department of Energy) rechnet
damit, dass die hohe Länderkon-
zentration in den nächsten 20
Jahren anhalten und sogar noch
zunehmen wird.

Die Europäische Union zieht etwa
25% der weltweiten Steinkohlen-
importe auf sich. Gut 75% der
europäischen Einfuhren stammen
heute aus Südafrika, Kolumbien,
der GUS und Australien. Bei Koks-
kohle und Koks ist die Länder-
konzentration noch größer.

Die eigene Kohlenförderung der
EU hat seit dem Beitritt der zehn
neuen EU-Länder am 1. Mai 2004
erheblich an Gewicht gewonnen.
Die Stein- und Braunkohlenförde-
rung der Beitrittsländer ist heute
in etwa so hoch wie die der bis-

herigen EU-15. Die Steinkohlen-
förderung der EU ist alleine durch
den Beitritt Polens und Tsche-
chiens mehr als verdoppelt worden.
Da die geologischen Abbaubedin-
gungen im Tiefbau auf Kohle
europaweit ähnlich sind und sich
die wirtschaftlichen und sozialen
Rahmenbedingungen angleichen
werden, haben die neuen EU-

Derzeit werden rund vier Fünftel
der Weltkohlenförderung in der
Stromerzeugung der Welt einge-
setzt, zu der die Kohle knapp 40%
beiträgt. Dieser Anteil wird in den
nächsten 25 Jahren zwar leicht
sinken. Absolut nimmt der Kohle-
einsatz aber weiter zu und die
Kohle bleibt auch im Jahr 2030

Länder zumeist eine ähnliche
einschneidende Anpassung ihrer
Förderung wie die bisherige EU-15
begonnen oder noch vor sich,
wenn die Politik sich nicht ändert.
So wird auch die Importabhängig-
keit bei der Kohle weiter steigen –
nach Schätzungen der EU-Kommis-
sion auf bis zu zwei Drittel im Jahr
2030.

Energieträger Nr. 1 in der Welt-
stromerzeugung, sofern nicht die
Stromerzeugung auf Kohlebasis
politisch diskriminiert wird. Ge-
tragen wird der absolute Zuwachs
der Kohlenverstromung von den
Entwicklungs- und Schwellen-
ländern. Diese Länder haben zu-
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Trends der globalen Energieversorgung

Spektrum entwickelt, das von
Ausschreibungs- und Bonus-
systemen bis zu regulatorischen
Mengen- und Preisvorschriften
wie in Deutschland reicht. Die
Voraussetzungen und Potenziale
der einzelnen Mitgliedstaaten zur
Nutzung erneuerbarer Energien
wie Wasser, Wind, Sonne und
Biomasse sind allerdings sehr un-
terschiedlich, sodass eine baldige
Harmonisierung der Fördersysteme
auf europäischer Ebene eher un-
wahrscheinlich ist.

Trotz weiter forcierten Ausbaus
der erneuerbaren Energien errech-
net sich bei wachsendem Strom-
bedarf – die EU-Kommission

gleich einen erheblichen Moder-
nisierungsbedarf bei bestehenden
Anlagen. Allein in China befinden
sich derzeit moderne Kohlenkraft-
werke mit einer Gesamtleistung
von 80 GW für die nächsten Jahre
in Planung. Dies entspricht mehr
als dem Dreifachen des heutigen
deutschen Steinkohlenkraftwerks-
parks. Indien plant unterdessen
das mit einer Leistung von 12 GW
größte Kohlenkraftwerk der Welt.

Erheblicher Modernisierungs-
bedarf besteht auch bei den
Stromerzeugungskapazitäten in
der Europäischen Union. Der
Strombedarf der EU von 3,2 Mio
GWh – dies entspricht einem
Anteil von etwa 18% der Welt-
stromerzeugung – wird heute
jeweils zu rund einem Drittel von
der Kernenergie und der Kohle
(Stein- und Braunkohle) gedeckt.
Rund ein Viertel entfällt auf das
Erdgas, das in den letzten Jahren
deutliche Verbrauchszuwächse
erzielt hat. Erneuerbare Energien
– insbesondere Wasserkraft –
decken heute in der EU rund 15%
der Stromerzeugung. Ziel der im
September 2001 von der EU-Kom-
mission erlassenen Richtlinie zur
Förderung der Stromerzeugung aus
erneuerbaren Energien ist es,
diesen Anteil bis 2010 auf 22%
zu erhöhen. Für die einzelnen Mit-
gliedstaaten enthält die Richtlinie
indikative Zielvorgaben – für
Deutschland sind dies 12,5% am
Stromverbrauch. Keine Vorgaben
macht die EU-Richtlinie indessen
zu den Förderinstrumenten für die
erneuerbaren Energien. In der
Folge hat sich hier in den Mit-
gliedstaaten ein sehr breites

rechnet von 2004 bis 2030 mit
einem Zuwachs von knapp 40%
auf dann 4,5 Mio GWh – etwa ab
2010 eine Lücke in den Kraft-
werkskapazitäten der EU. Sie zu
schließen erfordert umfangreiche
Investitionen. Die Kohle hat dabei
im Hinblick auf die Brennstoffver-
sorgung und -kosten eine starke
Stellung. Wegen dieser Vorteile
wird die Kohle auch künftig eine
tragende Rolle in der Stromerzeu-
gung der EU spielen können.

Der nach der Kraftwirtschaft
zweitgrößte Einsatzbereich der
Steinkohle ist die Stahlindustrie.
Unverzichtbar ist aus Kokskohlen
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Kraftwerken abgetrennte Aschen,
Schlacken und Gips werden in der
Baustoffindustrie eingesetzt. Bei
der Reinigung der Kokereigase
fallen u. a. Ammoniak, Schwefel
und Teer an, Stoffe, die in der
Grundstoffchemie und als Dünge-
mittel eine essenzielle Rolle
spielen.

Mit dem seit langem erforschten
Verfahren der Kohlevergasung
kann Kohle in ein brennbares Gas
umgewandelt werden, das als
Ausgangsprodukt für vielfältige
Anwendungen in der chemischen
Industrie, als Reduktionsgas bei
der Eisenerzeugung oder nach
weiterer Umwandlung in syntheti-
sches Erdgas als Heizgas für die
Industrie und Haushalte verwandt
werden kann.erzeugter Koks für die Rohstahl-

erzeugung im Hochofenprozess
(Oxygenstahlerzeugung), auf der
rund 63% der weltweiten Stahl-
erzeugung basieren. Weltweit
wurden im Jahr 2004 hierfür rund
540 Mio t Steinkohle benötigt.

Neben der Strom- und Stahlerzeu-
gung gibt es für die Steinkohle als
vielseitigen Rohstoff eine ganze
Reihe weiterer Verwendungen, die
wirtschaftlich z. T. erhebliche
Bedeutung haben.

Selbst so exotische Produkte wie
Molekularsiebe zur Gastrennung
und Filter zur Wasserreinigung
lassen sich aus Kohle herstellen.
Karbonfasern finden vielfältige
Anwendung überall dort, wo

extrem feste und gleichzeitig
leichte Werkstoffe gefragt sind.

Auch die Nebenprodukte, die bei
der Verwendung von Kohle an-
fallen, sind häufig Wertstoffe. In
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Gleichfalls weitgehend erforscht
sind die Verfahren der Kohlever-
flüssigung, bei denen je nach
Prozess verschiedene flüssige
Kohlenwasserstoffe wie z. B.
Vergaser- und Diesel-
kraftstoffe, Methanol (als
Beimischung zu Benzin)
oder Kohleöl als Heiz-
mittel hergestellt werden
können – Produkte, mit
denen die Abhängigkeit
vom Rohöl verringert werden kann.
In Südafrika und China werden
diese Techniken wirtschaftlich
eingesetzt. Die derzeit hohen
Heizöl-, Benzin- und Erdgaspreise
geben diesen Verfahren weltweit
Auftrieb. In Deutschland wurden
Pläne für den Ausbau der Kohle-
verflüssigung in den 1980er Jahren
nach dem Verfall der internatio-
nalen Rohölpreise aufgegeben.
Eine Wiederaufnahme ist derzeit
ungeachtet der hohen Ölpreise
nicht geplant.

Völlig neue Perspektiven der Koh-
lenutzung erschließen sich mit den
künftigen Clean-Coal-Techniken,
die den Bau eines CO2-freien Koh-
lenkraftwerkes zum längerfristigen
Ziel haben, in dem außer Strom
auch Wasserstoff für andere
Verwendungszwecke erzeugt wer-
den kann. Auch im Rahmen einer
künftigen Wasserstoffwirtschaft,
die Wasserstoff als universellen
Energieträger nutzen soll, könnte
Kohle auf diesem Weg eine wich-
tige Rolle spielen.

Diese Beispiele zeigen, dass mehr
in der Kohle steckt als vielfach
gesehen. Kohle ist fossil aber
nicht antiquiert, Kohle ist ein Roh-
stoff der Zukunft. Selbst wenn die

Gas- und Ölreserven zur
Neige gegangen sind und
die Kohle vielleicht eines
Tages als Energieträger
zur Stromerzeugung we-
niger gefragt sein sollte:
Für zahlreiche wichtige

Produkte z. B. der chemischen In-
dustrie und im Verkehrssektor, die
heute noch aus Kostengründen aus
Öl und Gas hergestellt werden, ist
die Kohle spätestens dann ein
begehrter Rohstoff.

Trends der globalen Energieversorgung

Kohle ist ein
Rohstoff
der Zukunft

In der Kohle
steckt mehr

Klimapolitik vor einer Neuausrichtung
Seit zwei Jahrzehnten wird über
eine mögliche Gefährdung des
Klimasystems unserer Erde dis-
kutiert. Vorsorge scheint von-
nöten, die wissenschaftlichen
Grundlagen sind jedoch keines-
wegs gesichert. Im Jahr 1992 hat
sich die Staatengemeinschaft in
Rio de Janeiro darauf verständigt,
die Konzentration der Treibhaus-
gase in der Atmosphäre auf einem
Niveau zu stabilisieren, das ge-
fährliche anthropogene Störungen
des Klimasystems verhindert.
Seitdem nimmt die Klimapolitik
zunehmend Einfluss auf wirt-
schaftliche Aktivitäten. Im Mit-
telpunkt steht dabei insbesondere
die Nutzung fossiler Energieträger,
bei deren Verbrennung u. a. das
Treibhausgas CO2 entsteht.

In Kyoto haben sich im Jahr 1997
die Industriestaaten dazu ver-
pflichtet, die Emissionen von
insgesamt sechs Treibhausgasen
im Zeitraum von 1990 bis 2008/12
um 5,2% zu verringern. Die Ent-
wicklungs- und Schwellenländer
haben dagegen in Kyoto keinerlei
Emissionsminderungsziele über-
nommen. Auf diese Länder werden
jedoch spätestens ab dem Jahr
2020 aufgrund des dynamischen
Zuwachses ihres Energiever-
brauchs mehr CO2-Emissionen
entfallen als auf die (westlichen)
Industrieländer.
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Das Kyoto-Protokoll trat offiziell
am 16. Februar 2005 in Kraft, nach-
dem es für viele überraschend
Ende 2004 auch von Russland rati-
fiziert wurde. Soweit Unterzeich-
nerstaaten 1997 Verpflichtungen
zur Reduktion der klimarelevanten
Spurengasemissionen eingegan-
gen sind, sind diese damit völker-
rechtlich verbindlich geworden.
Bei Nichterreichung der Ziele
drohen ggf. sogar Sanktionen.

Faktisch besteht bei den meisten
der Unterzeichnerstaaten des
Kyoto-Protokolls allerdings kaum
eine Aussicht, dass sie ihre Minde-
rungsziele bis 2012 erreichen kön-
nen. Unbestritten ist auch, dass
selbst die vereinbarungsgemäße
Umsetzung der Kyoto-Ziele kaum
eine messbare Änderung am Kli-
matrend der nächsten 100 Jahre
bewirken kann. Auch wenn Kyoto

nen Volkswirtschaften mit erhebli-
chen Kosten verbunden. Schließ-
lich haben die USA genau aus
diesem Grund das Kyoto-Protokoll
nicht ratifiziert.

Im Gegensatz hat sich die Euro-
päische Union schon früh zu einer
Vorreiterrolle bei der Klimavor-
sorge bekannt und bereits im Jahr
2001 ein eigenes Programm zur
Klimaänderung (European Climate
Change Programm) verabschiedet,
mit dem sie ihre in Kyoto über-
nommene Verpflichtung zur Reduk-
tion der Treibhausgase um 8% bis
2012 erreichen will.

Ein Kernstück der EU-Klimastra-
tegie ist ein EU-internes Handels-
system mit Emissionsrechten für
die Energiewirtschaft und ausge-
wählte Branchen, das seit dem
1. Januar 2005 in Kraft getreten
ist. In ihm werden die jeweiligen
Kyoto-Minderungsziele der EU-

wie vereinbart umgesetzt wird,
wird die globale Erwärmung ge-
genüber dem vom IPCC erwarteten
Trend von ca. 2 bis 3 °C lediglich
um 0,15 °C gemindert. Gleichwohl
ist die Umsetzung für die betroffe-
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Trends der globalen Energieversorgung

Mitgliedstaaten auf die Anlagen-
ebene heruntergebrochen und
jeder Anlage in einem Nationalen
Allokationsplan (NAP) eine be-
stimmte Kohlenstoffmenge
zugeteilt. Der jeweilige NAP
musste von der Kommission ge-

nehmigt werden. Die zugeteilte
Menge ist dabei allenfalls ausrei-
chend, um die derzeitige Produkti-
on zu gewährleisten. Deswegen
stehen einem Handel mit Emis-
sionsrechten kaum Zertifikate zur
Verfügung, es sei denn, die Pro-

duktion wird zurückgefahren.
Illiquidität und tendenziell stei-
gende Preise sind in diesem
Handelssystem von vornherein
eingebaut, da das technologische
Potenzial der betroffenen Anlagen,
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ihre Emissionen zu mindern,
bereits nahezu ausgereizt ist und
deutlich geringere Emissionen nur
in Neuanlagen realisiert werden
könnten, die aber aus wirtschaftli-
chen Gründen jetzt noch nicht
errichtet werden.

Trotz der Einführung dieses In-
strumentes ist gegenwärtig nicht
absehbar, wie die EU-15 ihre
Kyoto-Zusagen einhalten will, da
aus heutiger Sicht allenfalls
Deutschland, Frankreich und das
Vereinigte Königreich die jeweili-
gen Minderungen erbringen wer-
den, was aber nicht ausreichen
wird, um den Emissionszuwachs
aus Ländern wie Italien oder Spa-
nien auszugleichen. Die Beitritts-
länder werden dazu in der Lage
sein, da sie sich nur zu Minde-
rungen von  6-8% verpflichtet
haben, ihre Emissionen wegen
des industriellen Umbaus in den
1990er Jahren aber deutlich mehr
gesenkt haben.

Dessen ungeachtet hat die EU-
Kommission mit ihrer klima-
politischen Post-Kyoto-Strategie
bereits die Marschroute für die
Ende 2005 in Montreal beginnen-
den Klimaverhandlungen auf UN-
Ebene vorgegeben: Ziel der EU ist
es, den globalen Temperaturan-
stieg auf weniger als 2 °C zu be-
grenzen. Hierzu seien bis 2050
globale Emissionsminderungen
gegen 1990 von ca. 15% erforder-
lich und gegenüber dem Trend
bis 2050 ca. 60-80%, wovon das
meiste in den Industriestaaten

erbracht werden müsse. Hierfür
sei nach 2012, dem Ende der
ersten Kyoto-Periode, eine deut-
liche Verschärfung der Kyoto-Ziele
erforderlich, wobei eine Minde-
rung von 20% bis 2020 ein Anfang
sein könne.

Die für die Zielvorgaben der EU
geltend gemachten Emissions-
minderungen entbehren allerdings
einer soliden Grundlage. Der glo-
bale Temperaturanstieg schreitet
gegenwärtig und absehbar ledig-
lich mit etwa 0,1- 0,15 °C pro
Jahrzehnt voran, würde also im
Jahre 2100 höchstens 1,5 °C
erreichen. Damit wäre die Zielvor-
gabe der EU sehr wahrscheinlich
auch ohne spezifische Klima-
schutzmaßnahmen einzuhalten.

Die in der Debatte oftmals für
erforderlich gehaltenen hohen
Emissionsminderungen resultieren
überwiegend aus ausgewählten,

unrealistischen Basisszenarien des
Intergovernmental Panel on
Climate Change (IPCC). Diese
simulieren sowohl beim Wachstum
der Emissionen als auch bei der
Konzentration der Treibhausgase
extreme Anstiege, die im Compu-
termodell zu einem ebenfalls
extrem hohen Temperaturanstieg
führen. Andere Szenarien und die
in den letzten Jahrzehnten beob-
achteten effektiven Trends von
Spurengas- und Temperaturan-
stieg führen jedenfalls in 2100
sehr wahrscheinlich nicht zu den
oft genannten dramatischen Kli-
maveränderungen.

Ungeachtet der erkennbaren Pro-
bleme bei der Erfüllung des Kyoto-
Protokolls gibt es in der Diskussion
über die Ausgestaltung der künf-
tigen Klimapolitik Bestrebungen,
die Treibhausgasemissionen nach
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2012 noch erheblich drastischer
zu senken als im Kyoto-Protokoll
festgelegt. Langfristig werden
sogar Emissionsminderungen für
Industriestaaten im Bereich von
60 bis 80% angedacht.

Offen bleibt bei diesem Ansatz
insbesondere die Frage, warum
Länder wie die USA und Austra-
lien, die dem Kyoto-Protokoll ab-
lehnend gegenüberstehen, oder
Länder, die ihre eingegangenen
Verpflichtungen verfehlen, in
Zukunft sogar noch verschärften
Minderungszielen zustimmen
sollten. Auch die Einbindung der
Entwicklungsländer, insbesondere
Chinas, in ein derartiges Regime
ist völlig offen. Für diese Länder
würden konkrete Verpflichtungen
zur Emissionsminderung kaum
überwindbare Bremsen in ihrem
wirtschaftlichen Aufholprozess
darstellen.

Zweifel an der Effektivität und
Effizienz des in Kyoto eingeschla-
genen Weges hat jüngst auch das
britische Oberhaus geäußert. Das
House of Lords gründet seine
Skepsis auf eine wissenschaftliche
Auseinandersetzung mit den
Grundannahmen der Klimawissen-
schaft und insbesondere des hier
maßgeblichen internationalen UN-
Gremiums IPCC. Selbst wenn man
bei allen verbleibenden naturwis-
senschaftlichen Unsicherheiten
anerkenne, dass die Erkenntnisse
des IPCC über die globale Erwär-
mung Realität seien und diese
erhebliche anthropogene Ursachen

hätte, müsse eine Klimapolitik à la
„Kyoto“ keineswegs die richtige
Antwort sein.

Rational sei deshalb nur ein aus-
gewogenes Programm von Vermei-
dungs- und Anpassungsmaßnah-
men. So könnte die Unterstützung
des Deichbaus der Küstenregionen
in Entwicklungsländern eine effek-
tivere Hilfe sein als teure Restrik-
tionen des Energiesystems. Den
Industrieländern wird empfohlen,
statt einseitig nur auf erneuerbare
Energien zu setzen alle energie-
technologischen Optionen offen zu
halten und besser den CO2-Aus-
stoß zu besteuern als mengenmä-
ßig zu reglementieren. Der Fokus
müsse jedoch auf Forschung und
Entwicklung im Energiebereich
sowie einer Technologieoffensive
namentlich bei Clean Coal, CO2-
Sequestration oder der Wasser-
stofftechnologie im Transport-
wesen liegen.

Richtungweisend für diese Aus-
richtung der internationalen Kli-
mapolitik könnte der von den G8-
Staaten im Sommer 2005 auf
ihrem Gipfel in Gleneagles verab-
schiedete Aktionsplan „Klimawan-
del, saubere Energie und nachhal-
tige Entwicklung“ sein, der die
Klimavorsorge wieder – wie in der
Rio-Vereinbarung von 1992 vorge-
sehen – in den größeren Zusam-
menhang nachhaltiger Entwicklung
stellt und daher neben den Klima-
zielen auch Aspekte der wirt-
schaftlichen und sozialen Entwick-
lung berücksichtigt. Nur so dürfte
es überhaupt möglich sein, die
Entwicklungsländer davon zu über-

zeugen, sich der globalen Klima-
politik zu öffnen. In vielen dieser
Länder gibt es durchaus drängen-
dere Probleme als die des Klima-
schutzes wie z. B. HIV/Aids, Mala-
ria und sonstige epidemische
Krankheiten, Unterernährung, Zu-
gang zu sauberem Wasser, u. a. m.

Ein zentrales Element des Klima-
aktionsplanes von Gleneagles ist
die „Energieerzeugung für eine

„Wir sind besorgt, dass die
internationalen Klimaverhandlun-
gen wegen der Beschränkung auf
die Festlegung von Emissionsziel-
werten wenig effektiv sein
werden. Das Kyoto-Protokoll wirkt
sich nur geringfügig auf die
Erwärmungsraten aus und weist
einen naiven Compliance-
Mechanismus auf, der die Staaten
nur davon abhalten kann, sich
künftig zu schärferen Emissions-
minderungen zu verpflichten. Wir
fordern die Regierung (des
Vereinigten Königreichs) auf,
alternative Architekturen für
künftige Protokolle zu erarbeiten,
möglicherweise auf der Grundlage
von Technologien und ihrer Markt-
durchdringung.“

House of Lords, Select Committee
on Economic Affairs, Second
Report of Sessions 2005-2006,
The Economics of Climate Change,
Juli 2005

Trends der globalen Energieversorgung



2 82 82 82 82 8

saubere Zukunft“. Zur Lösung der
anstehenden Aufgabe müsse der
Energiemix breit gefächert sein.
Fossile Brennstoffe würden auch
weiterhin ein wichtiger Bestand-
teil des Energiemixes sein, daher
seien Wege zu finden, um die da-
mit verbundenen Luftverschmut-
zungen und Treibhausgasemissio-
nen in den Griff zu bekommen und
die Effizienz entlang der gesamten
Prozesskette von der Förderung
über die Energieerzeugung und
-übertragung bis zur Verteilung zu
verbessern. Auf der Agenda
stehen deshalb Themen wie der
Ausbau und die Vermarktung der
erneuerbaren Energien, „saubere-
re fossile Brennstoffe“, fortge-
schrittene Kernenergietechnik und
elektrische Verteilsysteme.

Als ein erster Schritt zur Umset-
zung der Klimaerklärung des G8-
Gipfels zu verstehen ist die Ver-
einbarung zwischen den USA,
Australien, China, Indien, Japan
und Südkorea über eine asiatisch-
pazifische Partnerschaft zu saube-
rer Entwicklung, Energieversor-
gungssicherheit und Klimawandel.
Die hier zusammenarbeitenden
Länder vereinigen rund die Hälfte
der globalen CO2-Emissionen auf
sich. Mit China und Indien sind
zwei Länder beteiligt, in denen
künftig enorme Emissionszuwäch-
se erwartet werden. Allein aus
dem für China in den nächsten 30
Jahren erwarteten Anstieg des
Kohlenverbrauchs von 1,4 auf 2,4
Mrd. t SKE resultiert ein Mehrfa-
ches der CO2-Emissionen der
gesamten deutschen Volkswirt-
schaft. Die Kooperation dieser

Klima-Aktionsplan von GleneaglesKlima-Aktionsplan von GleneaglesKlima-Aktionsplan von GleneaglesKlima-Aktionsplan von GleneaglesKlima-Aktionsplan von Gleneagles

Saubere fossile Brennstoffe
„Wir werden Bemühungen unterstützen, die darauf abzielen, die Stromerzeu-
gung aus Kohle und anderen fossilen Brennstoffen sauberer und effizienter zu
gestalten, durch (a) Unterstützung der Arbeit der IEA in stark auf Kohlenutzung
setzenden Volkswirtschaften mit dem Ziel, Informationen zur Energieeffizienz
von Kohlenkraftwerken zu prüfen, zu bewerten und breit zu streuen und Mög-
lichkeiten aufzuzeigen, bewährte Verfahren leichter zugänglich zu machen;
(b) Ersuchen der IEA, auf der Grundlage der Arbeiten ihres Clean Coal Centre
eine weltweite Studie über in jüngster Zeit errichtete Kraftwerke durchzufüh-
ren, um zu bewerten, welche die kostengünstigsten mit den höchsten Effizienz-
werten und den geringsten Emissionen sind, und diese Information breit zu
streuen; (c) Fortführung der Zusammenarbeit mit der Industrie sowie nationalen
und internationalen Forschungsprogrammen und Partnerschaften an Projekten,
um das Potenzial fortschrittlicher fossiler Brennstofftechniken einschließlich
sauberer Kohlenutzung aufzuzeigen.“

CO2-freie Stromerzeugung
„Wir werden daran arbeiten, die Entwicklung und Vermarktung der Technik zur
CO2-Abscheidung und -Einlagerung (CSS) zu beschleunigen, durch (a) Unter-
stützung der Ziele und Aktivitäten des Carbon Sequestration Leadership Forum
(CSLF) und Ermutigung des Forums, mit der Zivilgesellschaft im weiteren
Sinne zusammenzuarbeiten und sich mit den Hindernissen bei der Akzeptanz
der CSS-Technologie durch die Öffentlichkeit auseinanderzusetzen; (b) Ersuchen
der IEA, mit dem CSLF zusammenzuarbeiten und einen Workshop zum Thema
kurz-fristige Möglichkeiten für CCS im Bereich fossiler Brennstoffe, ein-
schließlich verstärkter Erdölförderungsmaßnahmen und der CO2-Abscheidung
bei der Erd-gasproduktion, abzuhalten; (c) Ersuchen der IEA, zusammen mit
dem CSLF Definitionen, Kosten und Anwendungsbereich für Anlagen mit
direkter CO2-Abscheidung („capture ready“ plants) zu untersuchen sowie
mögliche wirt-schaftliche Anreize zu durchdenken; (d) Zusammenarbeit mit
entscheidenden Entwicklungsländern, um Möglichkeiten für die geologische
Speicherung von CO2 zu untersuchen; (e) Zusammenarbeit mit der Industrie
sowie nationalen und internationalen Forschungsprogrammen und Partner-
schaften unter Einbeziehung der Entwicklungsländer, um das Potenzial von
CCS-Technologien zu erforschen.“

Länder, die sich wie die USA und
Australien vom Kyoto-Protokoll
verabschiedet haben oder aber
wie China und Indien keine Minde-
rungsziele übernommen haben,

könnte sich damit als weit wirk-
samer erweisen als stringente
Reduktionsziele und Strafen für
einzelne Länder.
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Herausforderungen
für die deutsche Energie-
und Rohstoffversorgung
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Zielkonflikte und Zielbalance

Wirtschaftlichkeit, Versorgungs-
sicherheit, Umweltverträglichkeit
und Ressourcenschonung sind die
zentralen Ziele jeder Energie- und
auch Rohstoffpolitik. Im Sinne der
Nachhaltigkeit müssen darüber
hinaus auch die soziale Dimension
und die gesellschaftliche Akzep-
tanz energie- und rohstoffpoliti-
schen Handelns beachtet werden.

Zwischen diesen verschiedenen
Anforderungen kann es Konkur-
renzverhältnisse und Konflikte
geben. Ausschließlich ein einzel-
nes Ziel zu verfolgen, führt zu
untragbaren volkswirtschaftlichen
Verlusten und Schäden an anderer
Stelle. Von größter politischer
Bedeutung ist es deswegen, mit
den verfügbaren Mitteln und In-
strumenten die optimale Balance
zwischen den Zielen zu erreichen.

Natürlich müssen bei Zielkonflik-
ten politische Entscheidungen und
Prioritätensetzungen im Rahmen
des demokratischen Willensbil-
dungsprozesses getroffen werden.
Eine rationale Energie- und Roh-
stoffpolitik muss sich jedoch der
Zielkonflikte bewusst sein. Sie
muss erkennen, wenn sich die
Gewichte der Ziele durch verän-
derte Problemstellungen verschie-
ben bzw. bestimmte Ziele neu
gewichtet werden müssen. So
lässt sich feststellen, dass in der
deutschen Energiepolitik in den
letzten zwei Jahrzehnten einer-

seits das Ziel der Wirtschaftlich-
keit, andererseits der Umwelt-
schutz im Vordergrund standen –
beides keineswegs spannungsfrei
und ohne klare Konfliktlösungs-
regelung. Die Herausforderungen
der Versorgungssicherheit wurden
vernachlässigt. Der bisher letzte
Energiebericht des Bundesministe-
riums für Wirtschaft im Jahr 2001
hat die Bedeutung dieser Frage
klar herausgearbeitet, konnte aber
kein Energieprogramm der gesam-
ten Bundesregierung anstoßen.

Insgesamt ist die Balance verloren
gegangen und in den Wahlkämp-
fen des Jahres 2005 reflektiert
kaum ein Programm die Verände-
rung der strategischen Trends auf
den globalen Energiemärkten oder
die Mahnungen der EU-Kommissi-

on. Diese Verdrängung der Ver-
sorgungsrisiken ist nicht recht
verständlich. An Warnungen hat
es nicht gefehlt.

Im Hinblick auf die Primärenergie-
und Rohstoffversorgung gibt es im
Prinzip nur drei strategische
Ansatzpunkte, die allen Zielen
gleichzeitig gerecht werden und
damit die Balance wahren:

• Den ausgewogenen Energie-
und Rohstoff-Mix, der die spezi-
fischen Probleme, Kosten und
Risiken der verschiedenen Ener-
gieträger und -technologien,
Rohstoffe und Bezugsquellen
möglichst breit streut und
dadurch tendenziell ausgleicht
(„Diversifikation“).
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Die Wahl der
Energiequellen
liegt bei den
Mitgliedstaaten

• Das Offenhalten aller verfügba-
ren Versorgungsoptionen etwa
durch Beibehaltung des Zugriffs
auf eigene Lagerstätten sowie
die Forschung nach und Entwick-
lung von neuen Optio-
nen durch innovative
Energiequellen und
-technologien, auch
wenn diese Möglich-
keiten nur begrenzt
genutzt werden können
oder vorerst ungünsti-
ger erscheinen. Nur so lassen
sich in Anbetracht vielfältiger
Unwägbarkeiten jederzeit Reser-
ven und Ausgleichsmöglich-
keiten für unvorhergesehene
Entwicklungen mobilisieren und
neue Chancen ergreifen.

• Die „Effizienzstrategie“, die
darauf zielt, mit den eingesetz-
ten Ressourcen eine möglichst
große Wirkung zu erreichen bzw.
den jeweils gegebenen Bedarf
mit möglichst geringem Energie-
und Rohstoffeinsatz zu decken.
Dabei gilt es auch, bestehende
technische, ökonomische und
institutionelle Barrieren für eine
effizientere Energie- und Roh-
stoffnutzung zu überwinden.

Derartige strategische Ansätze
müssen (energie- und rohstoff-)
politisch umgesetzt und realisiert
werden. Der Markt kann dies nicht
allein und schon gar nicht im

Gleichklang aller Ziele. Zwar ist es
in einer Sozialen Marktwirtschaft
wie in Deutschland und innerhalb
der Europäischen Union selbstver-
ständlich, dass auch die Energie-

und Rohstoffpolitik
grundsätzlich marktwirt-
schaftlich ausgerichtet
ist. Individuelle Ent-
scheidungs- und Hand-
lungsfreiheit der wirt-
schaftlichen Akteure, ob
Verbraucher, Unterneh-

men oder Arbeitnehmer, ihre
Eigeninitiative und der Wettbe-
werb zwischen ihnen führen zu
einem hohen Maß an Angebots-
vielfalt, ökonomischer Effizienz
und Innovationsdynamik auch im
Bereich der Energie- und Rohstoff-
versorgung. Doch sind staatliche
Rahmensetzungen unumgänglich.
Hierbei gilt: soviel Staat wie nötig
und so wenig wie möglich.

Zu berücksichtigen ist dabei die
trotz der Globalisierung und
Liberalisierung der Märkte nach
wie vor gegebene Ungleichheit der
jeweiligen nationalen Rahmenbe-
dingungen und Wettbewerbs-
verhältnisse. Auch muss der Staat
dort korrektiv oder präventiv
eingreifen, wo Markt und Wettbe-
werb versagen oder übergeordne-
te politische Ziele systematisch
verfehlt zu werden drohen.

Die deutsche Politik kann sich
nicht darauf berufen, dass in der
EU eine nationale Energiepolitik
nicht mehr möglich wäre. Der
Bereich „Energie“ gehört schon

nach dem geltenden EU-Vertrag
von Nizza auch in der EU-25 zu den
„geteilten Zuständigkeiten“. Dabei
darf die Gemeinschaft nur kraft
anderer Verantwortlichkeiten oder
gemäß dem Subsidiaritätsprinzip
da tätig werden, wo sie einen
politischen Mehrwert leisten kann.

Insbesondere liegen energiepoli-
tische Grundsatzentscheidungen
über die Nutzung der Energie-
ressourcen, die Wahl zwischen
verschiedenen Energiequellen und
die allgemeine Struktur der Ener-
gieversorgung weiterhin bei den
Mitgliedstaaten. Das würde sich
auch durch den im Ratifizierungs-
prozess zunächst gescheiterten
Europäischen Verfassungsvertrag
nicht ändern. Denn sein Energie-
kapitel sieht zwar verbindliche
gemeinsame Energieziele vor,

Herausforderungen für die deutsche Energie- und Rohstoffversorgung

Staatliche
Rahmenset-
zungen sind
unumgänglich
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bestätigt aber ausdrücklich die
Zuständigkeit bzw. die entspre-
chenden Rechte der Mitglied-
staaten.

Energiepolitische Gemeinschafts-
initiativen versucht die Europä-
ische Kommission indessen dort
anzustoßen, wo sich supranationa-
ler Koordinierungsbedarf zeigt und
die Mitgliedstaaten unzureichend
tätig geworden sind. Beispiel
dafür sind das jüngste Grünbuch
Energieeffizienz oder die angekün-
digte Mitteilung zur Energieversor-
gungssicherheit. Daraus ergeben
sich jeweilige Impulse und mit-
unter Vorgaben für die nationale
Energiepolitik. Nationale Energie-
konzepte ersetzt die EU jedoch

nicht. Im Gegenteil: Das EU-Recht
stellt gerade bezüglich der Ener-
gieversorgungssicherheit vielfach
den Vorrang und die konzeptionel-

le (Eigen-)Verantwortung der
Energiepolitik der Mitgliedstaaten
heraus. Europa gibt insofern zwar
einen Rahmen vor, steht der na-
tionalen Gestaltung der Energie-
und Rohstoffpolitik aber nicht
entgegen.

Deutschland braucht daher
schnellstens ein energie- und roh-
stoffpolitisches Gesamtkonzept. Es
muss die Balance der Ziele wieder
herstellen, den einzelnen Energie-
trägern und -technologien unter
Berücksichtigung ihrer spezifi-
schen Vor- und Nachteile eine
angemessene Rolle zuweisen und
insbesondere eine langfristige
Strategie zur Verbesserung der
Versorgungssicherheit vorsehen.

Risiken bei Energierohstoffen

Die Globalisierung und Liberalisie-
rung der Energiemärkte haben für
die in Deutschland tätigen Unter-
nehmen die Absatz- und Beschaf-
fungsmöglichkeiten beträchtlich
ausgeweitet. Zugleich aber haben
sie auch den Wettbewerbsdruck
auf den Energiestandort Deutsch-
land, die internationale Nach-
fragekonkurrenz und die Abhängig-
keit von unkontrollierbaren Ent-
wicklungen auf den Weltmärkten
erhöht. Generell wird damit ge-
rechnet, dass das globale Energie-
und Rohstoffangebot mit der rasch
wachsenden globalen Nachfrage

nicht mithält. Infolgedessen
werden strukturelle Krisen auf den
internationalen Energie- und Roh-
stoffmärkten erwartet.

Dass die internationalen Markt-
preise für Mineralöl, Erdgas und
Kohle dramatisch gestiegen sind
und der Rohölpreis im Jahr 2005
erneut Rekordwerte erreicht hat,
spüren nicht nur einzelne Verbrau-
cher und Unternehmen. Es schlägt

Energiepolitik
bleibt nationale
Aufgabe
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Herausforderungen für die deutsche Energie- und Rohstoffversorgung

sich schon jetzt nachdrücklich in
der gesamten außenwirtschaftli-
chen Energierechnung nieder.
Bereits im Jahr 2004 hat der
Wert aller Energieimporte nach
Deutschland mit 53 Mrd. € eine
neue Rekordmarke erreicht. Auch
im Saldo mit den höheren Export-
erlösen lag der Nettodevisenauf-
wand für Energieimporte mit 39
Mrd. € doppelt so hoch wie im
Jahr 1990. Im Jahr 2005 wird mit
einem weiteren kräftigen Anstieg
der außenwirtschaftlichen
Energierechnung gerechnet. Nicht
auszudenken, wenn zu diesem
Preisschock auch noch Versor-
gungsengpässe hinzukämen.

Die Sicherung der Energieversor-
gung muss daher wieder in den
Mittelpunkt der Energiepolitik
rücken. Das betrifft zum einen die

Sicherstellung hinreichend um-
fänglicher, vernetzter und tech-
nisch zuverlässiger Energieerzeu-
gungs- und -umwandlungsanlagen
sowie der zugehörigen Transport-
und Verteilungsinfrastruktur.

Gerade für Deutschland stellt sich
zum anderen mit immer größerer
Dramatik die Frage nach der
Primärenergieverfügbarkeit und
der Verringerung der außenwirt-
schaftlichen Abhängigkeit. Denn
Deutschlands Primärenergiever-
sorgung beruht heute schon zu
über 60% auf Importen. Die voll-
ständig auf Uranimporte gestützte
Kernenergie ist als „quasi hei-
misch“ gerechnet. Sollte die
Kernenergienutzung in Deutsch-
land um das Jahr 2020 herum
tatsächlich beendet werden und
es keinen vollständigen Ersatz
durch erneuerbare Energien

geben, fällt die Importquote dann
noch höher aus. Erst recht gilt
dies, weil auch der Versorgungs-
beitrag heimischer Kohle zurück-
geführt wird.

Mineralöl musste in 2004 zu 97%,
Erdgas zu 79% importiert werden.
Ein beträchtlicher Teil der Mine-
ralölimporte stammt aus den
Ländern der OPEC und politisch
instabilen Weltregionen, insbe-
sondere dem Mittleren Osten, der
auch nach dem Irak-Krieg ein
Unruheherd zu bleiben droht. Die
Erdgasimporte Deutschlands
stammten bereits in 2004 zu 42%
allein aus Russland, das auch ein
Drittel der Rohölimporte liefert.
Diese Abhängigkeit wächst weiter.
Die bis 2010 geplante neue große
russisch-deutsche Ostsee-Erdgas-
pipeline ändert das nicht. Sie mag
für sich genommen die Erdgas-
versorgungssicherheit Deutsch-
lands verbessern. Sie verringert
aber nicht die Gesamtabhängigkeit
von Energie- und Erdgasimporten,
zumal aus Russland. Da die EU-
weiten Mineralöl- und Erdgasvor-

Import-
abhängigkeit
Deutschlands
von einzelnen
Energieträgern
2004
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Weltrohöl-
förderung

räte aufgrund versiegender Vor-
kommen in den nächsten 20 Jah-
ren allmählich zur Neige gehen,
wird bei Mineralöl und Erdgas die
Abhängigkeit von dritten Ländern
noch größer. Dies vor dem Hinter-
grund eines weltweiten Nach-
frageanstiegs, verschärfter globa-
ler Verteilungskämpfe um die
Energieressourcen und einer sich
intensivierenden Sorge um den
Zeitpunkt des weltweiten Produk-
tionsmaximums bei den konventio-
nellen, kostengünstigen Mineralöl-
vorräten, dem nach allen Erkennt-
nissen der Ressourcenökonomie
ein relativ steiler Rückgang der
weltweiten Produktion folgen
wird. Dieser Zeitpunkt könnte
nach verschiedenen Voraussagen
schon bald erreicht sein. Selbst
wenn ernsthafte physische Ver-
knappungen auf den internationa-
len Öl- und Gasmärkten durch fort-
laufende technische Verbesserun-
gen bei der Gewinnung weiterhin
ausbleiben, wird in der Fachwelt
mit einem stark aufwärts gerichte-
ten Preistrend, zunehmender
Preisvolatilität und auch mengen-
mäßigen Anspannungen gerech-

net. Solche Entwicklungen könn-
ten wiederum zur Eskalation
politischer Konflikte führen, die
ihrerseits zusätzliche Preisschübe
und Verknappungen bedingen.

Bei einem tendenziell knapper
werdenden Rohölangebot und der
aktuellen Preisrallye wird auch in
Deutschland wieder verstärkt über
Alternativen zum Rohöl und den
darauf basierenden Mineralölpro-
dukten nachgedacht. Im Mittel-
punkt stehen dabei Bio-Kraft-
stoffe, bei denen – gestützt auf
vielfältige nationale Förderpro-
gramme und -instrumente – in den
nächsten 20 Jahren weltweit eine
Vervierfachung der Produktion
erwartet wird.

Kaum jemand spricht heute hier-
zulande noch von der Kohleverflüs-
sigung und Kohlevergasung. Dies
war vor 30 Jahren noch anders.
Die damalige Bundesregierung
hatte nach der ersten Ölkrise im
Jahr 1974 den Anstoß für die Ent-
wicklung moderner Technologien
zur Kohleveredlung in der Bundes-
republik Deutschland durch das
Rahmenprogramm Energiefor-
schung gegeben. Im Zeitraum 1977
bis 1980 waren 7 Pilotanlagen zur
Kohleveredlung in Betrieb gegan-
gen. Das im Januar 1980 von der
Bundesregierung vorgelegte Pro-
gramm zur großtechnischen Kohle-
vergasung und -verflüssigung sah
nach Gesprächen mit der Industrie
14 Projekte zur großmaßstäblichen
Kohleveredlung mit einem Inves-
titionsvolumen von rund 13 Mrd.
DM vor.

Alle diese Projekte fielen dem
Ölpreiseinbruch Mitte der 80er
Jahre zum Opfer und wurden nie
gebaut. Die letzte Pilotanlage zur
Kohleverflüssigung, die von der
Deutschen Montan Technologie
(DMT) seit den 70er Jahren im
Technikumsmaßstab betrieben
wurde (Produktionsleistung rund
200 kg/Tag), wurde im vergange-
nen Jahr – ähnlich wie die Kokerei
Kaiserstuhl – hier abgebaut und
nach China verkauft. Obwohl
hierzulande entwickelt, ist die
Kohleverflüssigung bei uns (fast)
in Vergessenheit geraten. Die

Kohleverflüssigungs-
verfahren

Zur Kohleverflüssigung für die
Erzeugung flüssiger Produkte
(Benzin bis Schweröl) aus Kohle
sind im Wesentlichen zwei
Verfahrenswege möglich:
Die direkte Hydrierung der Kohle
und die Kohlevergasung mit
anschließender (indirekter)
Hydrierung des Synthesegases.
Die direkte Kohleverflüssigung
wurde im Jahr 1913 durch Fritz
Bergius patentiert (dieser erhielt
dafür später den Nobelpreis) und
wurde in den zwanziger Jahren
des vorigen Jahrhunderts als Pott-
Broche- oder IG-Farben-Prozess
bekannt. Die indirekte Kohlever-
flüssigung über Synthesegas
wurde 1925 durch Fischer und
Tropsch zum Patent angemeldet.
Beide Verfahrenswege wurden
in Deutschland bis 1945 groß-
technisch zur Kohlehydrierung
angewandt.
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Herausforderungen für die deutsche Energie- und Rohstoffversorgung

Nutzung des Hochtemperatur-
reaktors für die Kohlevergasung,
Kohleverflüssigung oder Wasser-
stofferzeugung ist ebenfalls hier-
zulande nicht weiter verfolgt
worden.

Anders in Südafrika und China.
Auf Basis des in Deutschland
entwickelten Fischer-Tropsch-
Verfahrens arbeitet schon seit
langem eine industrielle Kohle-
verflüssigungsanlage der südafri-
kanischen SASOL. Die zwischen
1955 und 1982 gebaute und
modernisierte Anlage im süd-
afrikanischen Secunda produziert
in drei Blöcken (SASOL 1, 2 und 3)
rund 175 000 Barrel Ölprodukte
(Benzin, Chemikalien) pro Tag für
durchschnittlich rund 25 US-$/
Barrel.

Der chinesische Energiekonzern
Shenhua plant auch mit Hilfe
deutscher Experten (DMT) im
mongolischen Majata den Bau
einer Kohleverflüssigungsanlage,
die jährlich aus rund 9,7 Mio t
Kohle rund 5 Mio t Benzin, Kero-
sin, Diesel u. a. herstellen soll.
Die Anlage wäre aufgrund der
günstigen Rahmenbedingungen
bei einem Rohölpreis von rund
20 US-$/Barrel wirtschaftlich. Sie
befindet sich noch im Stadium der
Auftragsvergabe, soll aber bereits
in 2007 den Betrieb aufnehmen
und weitere Anlagen nach sich
ziehen. Die chinesische Regierung
hält diese weltweit erste Indus-
trieanlage zur direkten Kohlehy-
drierung mit einem Investitionsvo-
lumen von ca. 2,45 Mrd. € für

bedeutsam im Rahmen der inlän-
dischen Energiestruktur. Der Auf-
trag für die Hochleistungspumpen
dieser Anlage wurde im Übrigen
im Juni 2005 an die schwäbische
URACA vergeben.

Mit den seit langem erforschten
Verfahren der Kohleverflüssigung,
bei denen je nach Prozess ver-
schiedene flüssige Kohlenwasser-
stoffe wie z. B. Vergaser- und
Dieselkraftstoffe, Methanol (als
Beimischung zu Benzin) oder Koh-
leöl als Heizmittel sowie chemi-
sche Aromate hergestellt werden
können, ließe sich in Deutschland
und der EU die Abhängigkeit vom
Rohöl nachhaltig verringern. Kohle
hat von den fossilen Energie-
trägern die weitestreichenden

Vorkommen und steht in Deutsch-
land und der EU, anders als Rohöl,
aus großen eigenen Vorräten zur
Verfügung.

Allerdings hängt die Wirtschaft-
lichkeit der Kohleverflüssigung
wesentlich vom jeweiligen Rohöl-
preis ab. Wirtschaftlichkeitsrech-
nungen von Ende der 70er Jahre
ergaben, dass in Deutschland die
Produktionskosten für 1 l Heizöl L
aus Kohle bei 0,72 DM lagen im
Vergleich zu 0,45 DM/l aus Erdöl.
Auch Hydrierbenzin aus Kohle war
damals erheblich teurer als Benzin
aus Mineralöl. Nach dem Verfall

Kohleölanlage
Bottrop, 1985
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Parallelen bei anderen Rohstoffen

der internationalen Rohölpreise in
den 80er Jahren haben sich die
Kostenrelationen lange Zeit nicht
angenähert. Die derzeitigen und in
der Perspektive weiter steigenden
Ölpreise könnten allerdings die
Kohleverflüssigung wieder sehr
interessant werden lassen. Bei
den jetzigen Preisen für Mineralöl-
produkte auf dem Weltmarkt
würde sich die Kohleverflüssigung
nicht nur in China und Südafrika
rentieren und die Nachfrage nach
Kohle entsprechend steigen.

Auch bei vielen nicht-energeti-
schen Rohstoffen besteht eine
hohe Abhängigkeit der deutschen
Volkswirtschaft von den interna-
tionalen Märkten. Hier ist durch
die Globalisierung der Wirtschaft
und die weltweiten Nachfrage-
schübe ebenfalls eine neue Ver-
sorgungssituation entstanden. Sie
äußert sich bereits in drastischen
Preissteigerungen und teilweisen
Verknappungen wichtiger Rohstof-
fe. Diese belasten Teile der deut-
schen Industrie außerordentlich
und wirken sich auf die gesamte
industrielle Wertschöpfungskette
aus.

Triebkräfte dieser Entwicklung
sind, wie bei den Energieroh-
stoffen, vor allem das weltweite
Wirtschafts- und Bevölkerungs-
wachstum sowie die wirtschaftli-

Ob in Europa wieder in die Kohle-
verflüssigung und -vergasung
investiert wird, hängt aber nicht
allein von der Wirtschaftlichkeit
ab. Wenn die Infrastruktur fehlt
und die Erfahrung abgewandert
ist, bedarf es zusätzlicher Anreize,
um Versäumtes aufzuholen. Umso
wichtiger ist es, die Forschung und
Entwicklung in diesem Bereich bei
uns wieder zu beleben und die mit
der Rohstoffreserve Kohle verbun-
dene Option „Kohleöl“ nicht völlig
zu verspielen.

che Aufholjagd der Entwicklungs-
und Schwellenländer, allen voran
China. Dies führte zusammen mit
der nahezu vollständigen Kapazi-
tätsauslastung vieler Rohstoff-
produzenten in der letzten Zeit zu
sprunghaften Anstiegen der Ener-
gie- und Rohstoffpreise. Da in den
nächsten Jahrzehnten ein weite-

res deutliches Wachstum der
weltweiten Energie- und Rohstoff-
nachfrage erwartet wird, ist hier
längerfristig eher mit weiteren
Steigerungen des internationalen
Preisniveaus zu rechnen. Experten
erwarten, wie das „Handelsblatt“
im August 2005 hervorhob, einen
„Rohstoff-Superzyklus“ mit einem
Preisauftrieb über mindestens
10 Jahre. Energie und viele nicht-
energetische Rohstoffe werden
also noch teurer.

Gemessen an den globalen Reser-
ven- und Ressourcenzahlen sind
die meisten Industrierohstoffe
zwar in ausreichender Menge
verfügbar. Dies heißt allerdings
nicht, dass sie damit auch für die
inländische Rohstoffversorgung
jederzeit zu bezahlbaren Preisen
zur Verfügung stehen. Die Vorstel-
lung freier globaler Märkte ist bei
vielen unter dem Einfluss nationa-
ler Politik stehenden Rohstoffen
nicht mehr als ein Mythos, der nur
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Herausforderungen für die deutsche Energie- und Rohstoffversorgung

dann hinterfragt wird, wenn es
„eng“ wird. Preis- und Versor-
gungsrisiken werden noch dadurch
erhöht, dass der größte Teil der in
Deutschland benötigten Rohstoffe
wie bei Koks und Kokskohle auf
wenige Regionen der Erde und
Unternehmen konzentriert ist.
Diese Konzentration hat sich seit
den neunziger Jahren sogar noch
erhöht. So wird Eisenerz heute zu
über 75% von nur drei Bergbau-
konzernen international angebo-
ten. Hinzu kommt, dass weltweit
tätige „Global Player“ wie BHP
Billiton, Anglo American oder Rio
Tinto im Rohstoffgeschäft heute
nicht nur eine marktstarke Stel-
lung bei Kohle, Eisen- und Metall-
erzen haben, sondern auch bei
Mineralien. Auch aufgrund ihrer
Marktmacht konnten die großen
Bergbaukonzerne Anfang des
Jahres 2005 beim Eisenerz Preis-
erhöhungen von über 70% und bei
der Kokskohle sogar von über 90%
durchsetzen.

Das Rohstoffangebot ist aufgrund
der langen Realisierungszeiten
kapitalintensiver Explorations- und
Bergbauprojekte zudem wenig
flexibel. Es kann zuweilen mit dem
Wachstum der globalen Rohstoff-
nachfrage kaum Schritt halten.
Ähnlich limitierend auf die Versor-
gung mit importierten Rohstoffen
können sich die Transportkapazi-
täten auswirken. Insofern bieten
global ausreichende Ressourcen
zwar einen gewissen Schutz vor
mengenmäßigen Versorgungs-
störungen. Unvorhergesehene
Preissprünge sind jedoch nicht
ausgeschlossen und sogar eher die
Regel als die Ausnahme. Bereits
kurzfristige Schwankungen von
Angebot und Nachfrage haben auf
den labilen Rohstoffmärkten
extreme Preisausschläge zur Folge.

Angesichts der Anspannungen auf
den internationalen Rohstoff-
märkten hat der GVSt eine wis-
senschaftliche Studie zur Analyse
der Risiken der Rohstoffabhän-
gigkeit der deutschen Volkswirt-
schaft beim EEFA-Institut (Mün-
ster, Berlin) in Auftrag gegeben.
Die Studie untersucht anhand von
12 ausgewählten Rohstoffen
(darunter auch Koks) den Rohstoff-
einsatz in den einzelnen Produk-
tionsstufen sowie die Auswirkun-
gen von Preisbewegungen in den
Rohstoffmärken auf Produktion
und Beschäftigung in Deutschland.

Anhand der mengen- und wertmä-
ßigen Verflechtungsstrukturen der
deutschen Volkswirtschaft be-
weist die Untersuchung, dass der
Einsatz von primären und sekundä-

Kokerei Prosper
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ren Rohstoffen nicht nur für jene
Sektoren von Bedeutung ist, die
diese Produkte als Basis ihrer
Produktion benötigen. Der Roh-
stoffeinsatz betrifft auf Grund der
wechselseitigen Verflechtung der
Sektoren untereinander die Struk-
tur der gesamten Volkswirtschaft.
Physische Engpässe bei wesentli-
chen Rohstoffen könnten daher
weit reichende Auswirkungen
haben und beeinträchtigen dann
nicht nur einzelne Produktions-
prozesse, sondern ganze industri-
elle Wertschöpfungsketten. Dies
betrifft vor allem die deutsche
Exportwirtschaft. Die importierten
Rohstoffe werden hierzulande
industriell veredelt und zu einem
erheblichen Teil wieder exportiert
– in Einzelfällen zu 80% der
Importmenge.

Über diese Verflechtungsstruk-
turen wirken sich die von den
Rohstoffmärkten ausgehenden
Preisimpulse nicht nur auf die
Produktionskosten der Grundstoff-
industrien selbst aus. Vielmehr
lösen sie – Überwälzbarkeit
vorausgesetzt – Kosteneffekte

entlang der gesamten Wertschöp-
fungskette aus. Eine – mit Blick
auf die Entwicklungen im Jahr
2004 gerechnete – Verdoppelung
der Rohstoffpreise und ein damit
in Zusammenhang stehender An-
stieg der Rohmetallpreise um 50%
führt dabei nach EEFA-Berechnun-
gen zu einer zusätzlichen Kosten-
belastung der deutschen Wirt-
schaft von rund 35 Mrd. € im Jahr.
Allein die Grundstoffindustrie
(Stahl) würde dies demnach knapp
10 Mrd. € kosten.

Diese Kostensteigerungen bleiben
nicht auf die Lieferbeziehungen
innerhalb der Industrie begrenzt.
Vielmehr machen sie sich letztlich
in Form von Preissteigerungen bei
Investitions-, Konsum- und Ex-
portgütern bemerkbar und lösen
so negative Wachstums- und
Beschäftigungseffekte in der
gesamten Volkswirtschaft aus.
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Das EEFA-Institut beziffert die
mit den untersuchten Rohstoff-
Preissteigerungen verbundenen
Stellenverluste in der deutschen
Wirtschaft mit bis zu 75 000
Arbeitsplätzen. Betroffen davon
wäre nicht nur die Grundstoff-
industrie, sondern mit rund 55 000
Stellen vor allem das Investitions-
güter produzierende Gewerbe
(Straßenfahrzeugbau, Eisen-,
Blech-, Metallwaren, Elektro-
technik). Auch dies bestätigt,
dass die Rohstoffe nicht nur für
diejenigen Sektoren von Bedeu-
tung sind, in denen sie direkt
eingesetzt werden, sondern die
Wertschöpfung und Beschäftigung
der gesamten Volkswirtschaft
tangieren.

Steigende Rohstoffpreise, wie sie
das EEFA-Institut untersucht hat,
sind aber nur eine Facette der
Rohstoffproblematik. Noch weit-
aus dramatischere Folgen hätte
eine physische Verknappung der
Rohstoffbasis. Bei vielen Rohstof-
fen gibt es jedenfalls kurzfristig
kaum Substitutionsmöglichkeiten.
Beispiel Koks: Er ist für die Roh-
eisenerzeugung im Hochofenpro-
zess unersetzlich und kann nur in
sehr engen Grenzen, die heute
aber weitgehend ausgereizt sind,
durch andere Kohlenstoffträger
wie Öl und Gas ersetzt werden.
Ohne eine ausreichende Koks-
versorgung am Standort Deutsch-
land droht die Gefahr, dass die
gesamte Stahl-Flüssigphase
dorthin verlagert wird, wo eine
ausreichende Kohle- und Koks-
versorgung gewährleistet ist.

Nach der Produktion würden quasi
automatisch weitere Glieder der
Wertschöpfungskette ins Ausland
verlagert werden, z. B. die Zu-
lieferbetriebe, die angewandte
Forschung oder Service- und
Dienstleistungen. Eine Entwick-
lung, die sich Deutschland nicht
erlauben kann, will es sich als
Industriestandort im globalen
Wettbewerb behaupten.

Ausgerichtet ist die deutsche
Rohstoffpolitik heute primär auf
die Forderung nach der Gewähr-
leistung funktionierender Märkte
und fairer Handelsbedingungen.
Zur Aufrechterhaltung einer
möglichst hohen Versorgungs-
sicherheit bedient sie sich eines

Instrumentariums, das die darauf
gerichteten Bemühungen der
Industrie „unterstützend beglei-
ten“ soll. Dazu zählen nach einer
Darstellung des zuständigen Bun-
desministeriums für Wirtschaft
und Arbeit z. B. fachliche Roh-
stoffexpertisen staatlicher Ein-
richtungen wie der Bundesanstalt
für Geowissenschaften und Roh-
stoffe, die Mitwirkung in interna-
tionalen Studiengruppen (wie der
„Copper Study Group“) sowie
außenwirtschaftliche Gewähr-

leistungsinstrumente bei Kapital-
anlagen im Ausland und staatliche
Garantieinstrumente. Während-
dessen gehen Staatsunternehmen
aus China große Rohstoffpartner-
schaften mit Öl- und Rohstoff-
lieferländern ein. Im Ergebnis ist
festzustellen, dass kein deutsches
Unternehmen international in der
Rohstoffproduktion tätig ist.

Der Bundesverband der Deutschen
Industrie (BDI) hat vor diesem
Hintergrund im Frühjahr 2005
erstmals einen nationalen Kon-
gress „Rohstoffsicherheit –
Herausforderungen für die In-
dustrie“ einberufen. Der BDI geht
davon aus, dass die Rohstoff-
sicherheit auch in den nächsten
Jahren ein äußerst wichtiges
Thema bleiben wird. Er hat
weitere Initiativen gestartet, um
die Sicherung der Rohstoffversor-
gung (einschließlich der Koks-
kohle) als Standortfaktor ins
Blickfeld der Öffentlichkeit zu
rücken und damit auf die Tages-
ordnung der Politik zu setzen.

Prof. Dr. Bernd
Gottschalk, VDA,
Dr. Werner Müller,
RAG, und Jürgen
R. Thumann, BDI,
auf dem Rohstoff-
kongress in Berlin

„Eine Zuschauerrolle auf der Welt-
bühne der Rohstoffe wird  nicht
ausreichen. Was wir brauchen, ist
eine strategische Rohstoffpolitik in
der Allianz von Politik und Industrie.“

BDI-Präsident Jürgen R. Thumann
am 8. März 2005



4 04 04 04 04 0

Die deutsche Politik darf sich
dabei nicht mit einer „Zuschauer-
rolle auf der Weltbühne der
Rohstoffe“ begnügen – so BDI-
Präsident Thumann –, sondern
muss sich aktiv einsetzen für eine
gesicherte Energie- und Rohstoff-
versorgung. Dies ist kein Wider-
spruch zu den Grundprinzipien der
Marktwirtschaft, sondern ihre
notwendige Voraussetzung und
Ergänzung, zumal im Rahmen der
Globalisierung.

Während auf die globalen Roh-
stoffmärkte gerichtete Maßnah-
men und Instrumente die Roh-
stoffversorgung der deutschen
Industrie allenfalls indirekt ver-
bessern können, hat die nationale
Politik im eigenen Land durchaus
die Möglichkeit, die Rahmenbedin-
gungen für eine sichere und wett-
bewerbsfähige Versorgung positiv
mit zu gestalten. Rohstoffpoliti-
schen Handlungsspielraum besitzt
sie insbesondere bei solchen Roh-
stoffen, für die es – wie bei der
Kohle – in Deutschland eigene
Vorkommen gibt und bei denen
zusätzliche Verarbeitungskapazi-
täten geschaffen werden können.

In diesem Sinne ist auch das
Projekt einer neuen Kokskohlen-
zeche („Projekt Donar“) der Deut-
schen Steinkohle AG als Beitrag zu
verstehen, die Versorgungssicher-
heit der deutschen Stahlindustrie
mit Kokskohle zu verbessern. Bei
einem länger anhaltenden Boom
der Weltstahlnachfrage ist eine
liefersichere und wettbewerbsfä-
hige Versorgung mit Kokskohle
gerade auf dem vergleichsweise
engen Kokskohlen- und Koksmarkt
ein wichtiger Standortvorteil für
die deutsche Stahlindustrie.

Bergwerks-
projekt „Donar“
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Herausforderungen für die deutsche Energie- und Rohstoffversorgung

Kokserzeugung
in der Bundes-
republik Deutsch-
land

Mit der neuen Zeche im nördlichen
Ruhrrevier, für die inzwischen das
Genehmigungsverfahren läuft,
könnte ein Kokskohlenvorrat von
rund 100 Mio t erschlossen wer-
den – ausreichend für eine Förde-
rung von rund 30 Jahren. Bleiben
die internationalen Kokskohlen-
und Kokspreise weiter hoch und
ziehen sie möglicherweise noch
weiter an, könnten Bau und
Betrieb der neuen Zeche „staats-
frei“ vollzogen werden – d. h. ohne
Inanspruchnahme öffentlicher
Gelder. Bei planmäßigem Verlauf
des Baus könnte sie im Jahr 2013
die Förderung aufnehmen. Wenn
eine reale Aussicht für eine ren-
table Produktion besteht – was
niemand derzeit genau vorher-
sagen, aber auch niemand seriös
ausschließen kann – werden sich
auch Investoren finden.

Der von der Deutschen Steinkohle
AG (DSK) geplante Ausbau der ein-
zigen verbliebenen Zechenkokerei
in Deutschland um 1,3 auf dann
3,3 Mio Jahrestonnen Koks ist ein
wichtiges und richtiges Signal in
diese Richtung. Die planungsrecht-
liche Genehmigung für dieses zu-
kunftsweisende Projekt wurde im
September 2005 erteilt. Nachdem
die Hüttenwerke Krupp-Mannes-
mann die Erweiterung der eigenen
Kokerei in Duisburg/Huckingen
beschlossen haben, wird die DSK
die erteilte Genehmigung aller-
dings nur als Zukunftsoption nut-
zen. Wie geplant werden aber
umfangreiche Investitionen zur
Verbesserung des Umweltschutzes
an den bestehenden Anlageteilen
durchgeführt.

Ein wichtiger Beitrag zur Verbes-
serung der Versorgungssituation
der deutschen Stahlindustrie
bestünde auch darin, den Nieder-
gang der Kokereikapazitäten in
Deutschland zu stoppen. Nach dem
Ende des Hüttenvertrages im Jahr
1998, der den deutschen Stahl-
unternehmen die Deckung ihres
Kohle- und Koksbedarfes aus
heimischer Steinkohle garantierte,
sind mehr als 10 Mio t Kokerei-
kapazitäten in Deutschland still-
gelegt worden. Die Folge: Heute
müssen etwa 60% des Kohlen- und
Koksbedarfs der Stahlindustrie
importiert werden. Deutschland ist
zum größten Koksimporteur der
Welt geworden. Neue Kapazitäten
würden die Unabhängigkeit der
Stahlunternehmen von Preissprün-
gen auf dem Koksmarkt erhöhen,
Wertschöpfung und Einkommen im
Land schaffen bzw. binden sowie
Arbeitsplätze und hoch spezialisier-
tes industrielles Know-how sichern.
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Zu den von den Weltmärkten dik-
tierten Importpreisen für Öl, Gas
und Kohle kommen gerade in
Deutschland beträchtliche poli-
tische Energiepreisbelastungen.
Bei einer Kilowattstunde Strom
etwa beträgt der Staatsanteil im
Haushaltsbereich heute fast 40%.
Neben der Mehrwertsteuer bein-
halten die Strompreise für Haus-
haltskunden die Stromsteuer
(Ökosteuer) sowie Umlagen für die
Konzessionsabgabe, die Einspeise-
vergütungen für erneuerbare Ener-
gien und die Zuschläge für die Kraft-
Wärme-Kopplung. Hinzu kommen
vielfältige weitere ordnungsrecht-
liche Umweltschutzauflagen, die
natürlich auch kostenwirksam sind,
in der Stromrechnung aber nicht
gesondert auftauchen.

Seit dem 1. Januar 2005 kommt
als weitere Belastung der Preis
der CO2-Emissionsrechte hinzu.
Dem europäischen Emissionsrech-
tehandelssystem unterliegen in
Deutschland 1 849 Anlagen (von
EU-weit knapp 5 260 Anlagen) aus
der Energiewirtschaft und der
energieintensiven Industrie. Ihnen
wurden im Rahmen des nationalen
Zuteilungsverfahrens für den Zeit-
raum 2005 bis 2007 Emissions-
rechte über jährlich 495 Mio t CO2
zugeteilt. Für eine Reihe von Un-
ternehmen bedeutet die Zuteilung,
dass sie schon bis 2007 erhebliche
Emissionsminderungen vornehmen
müssen – je nach in Anspruch ge-
nommener Zuteilungsregel bis zu
7,4%.

Zwar wurden die Emissionsrechte
– von nicht unerheblichen Verwal-
tungsgebühren abgesehen – im
Prinzip kostenfrei an die Unterneh-
men verteilt („Grandfathering“).
Aus betriebswirtschaftlichen
Gründen sind sie jedoch zu Markt-
preisen zu bewerten und zu bilan-
zieren. Dies hat zur Folge, dass
unabhängig von der Frage der
kostenfreien oder kostenpflichti-
gen Zuteilung der Preis der CO2-
Emissionsrechte in die Produkti-
onskosten z. B. der Stromversor-
gungsunternehmen „eingepreist“
werden können. Die Erwartung,
dass nur der Wert der zugekauften
Rechte preiswirksam würde, hat
sich beim Strom nicht erfüllt.

Hinzu kommt, dass aufgrund der
staatlichen Zuteilungsregelungen
und einer restriktiven Praxis der
EU-Kommission bei der Genehmi-
gung der nationalen Zuteilungs-

pläne der Markt für CO2-Emis-
sionsrechte in Europa derzeit noch
kaum Liquidität aufweist. Die
europaweite Knappheit der CO2-
Emissionszertifikate hat an den
europäischen Handelsplätzen zu
einem unerwartet kräftigen Preis-
anstieg geführt. In der Spitze
vervierfachte er sich innerhalb
weniger Handelsmonate auf fast
30 €/t CO2.

Viele Wirtschaftsvertreter hatten
das Instrument „Zertifikatehandel“
als marktwirtschaftliches Instru-
ment begrüßt. Die Umsetzung der
Theorie in die Praxis wirkte er-
nüchternd.

Das gesamte Verfahren des Emis-
sionshandels von Genehmigung,
Zuteilung, Monitoring und Zerti-
fizierung geriet zu einem bürokra-
tischen Instrument der Kohlen-

Umwelt- und Klimaschutz: Auch ein Kostenfaktor
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stoffbewirtschaftung, von dem
massive Auswirkungen auf die
Industrie- und Energieträgerstruk-
tur der daran beteiligten Volks-
wirtschaften ausgehen können.
Vor allem kohlenstoffreiche Ener-
gieträger wie die Kohle sollen
durch ein solches System im Ener-
giemix zurückgedrängt werden.
Dies hätte neben Beschäftigungs-
verlusten Auswirkungen auf die
Versorgungssicherheit, das Ener-
giepreisniveau und die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit der
energieintensiven Industrien
Europas.

Der Präsident der Wirtschafts-
vereinigung Stahl, Dieter Ameling,
bewertet vor diesem Hintergrund
den EU-Emissionsrechtehandel
heute wie folgt: „Diese bürokrati-
sche Luftbewirtschaftung zielt auf
Dekarbonisierung der Industrie
und Schädigung der volkswirt-
schaftlichen Wertschöpfung, ist
eine Wachstumsbremse, führt zu

höheren Strompreisen, verzerrt
den internationalen Wettbewerb
und ist absurd im Vergleich zum
globalen Energieverbrauch.“ Die
schon heute wirksamen Konse-
quenzen aus dem ersten nationa-
len Allokationsplan werden von
ihm mit folgender Kalkulation
verdeutlicht: Für 5 Mio t neue
Rohstahlerzeugung seien in
Deutschland Zertifikate für rund
8,5 Mio t CO2 erforderlich. Die
Neuanlagenreserve betrage aber
nur 3 Mio t; daher müssten 5,5
Mio t zugekauft werden
– mit Zusatzkosten bei
den heutigen Notierun-
gen von rund 110 Mio €
pro Jahr. Damit sei
Stahlwachstum in
Deutschland trotz
eigentlich global guter
Performance nicht mehr möglich.
Ameling: „Der Emissionshandel
verlagert Arbeitsplätze.“ So be-
wahrheitet sich, worauf frühzeitig
hingewiesen wurde, was aber die
Politik nicht wahrhaben wollte:

Die Erfüllung der klimapolitischen
Ziele der EU und Deutschlands
führt zu Produktionsverlagerungen
in Länder, die solchen Anforderun-
gen nicht unterliegen („Leakage-
Effekte“) – ein Effekt der tenden-
ziell sogar eine Verschlechterung
der globalen Emissionsbilanz
induziert, sodass selbst die öko-
logische Wirkung des Emissions-
rechtehandels im Endeffekt
negativ wäre. Je schärfer die Ziel-
vorgaben sind, desto größer ist
zudem der Anreiz zu Produktions-
verlagerungen und desto geringer
ist auch der Anreiz für die diese
Produktion aufnehmenden Länder,
selbst Klimaschutzziele zu über-
nehmen.

Die aus den umwelt- und klima-
politischen Anforderungen resul-
tierenden Belastungen sind
gerade für Deutschland besonders
gravierend, hat Deutschland doch
im Rahmen der internationalen
und europäischen Klimapolitik
eine Vorreiterrolle übernommen –
wie sich jetzt zeigt mit erheblichen
Auswirkungen auf die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit. Vor
dem Hintergrund der aktuellen

Entwicklungen – und
noch ehrgeizigerer Ziel-
vorstellungen für die
Zukunft – stellt sich die
Frage, ob diese Vor-
reiterrolle insbesondere
in der Klimapolitik ohne
Schaden nach 2012 fort-

geführt werden kann. Politische
Forderungen nach einem Ausset-
zen des EU-Emissionshandels wer-
den nicht lange auf sich warten
lassen.
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Vorreiterrolle
in der
Klimapolitik
überdenken
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Nicht vergessen werden darf
dabei vor allem, dass die Klima-
vorsorge ein globales Problem
darstellt, das auch nur mit globa-
len Strategien gelöst werden
kann. Nationale Alleingänge, und
seien sie noch so ehrgeizig,
können klimapolitisch im globalen
Maßstab nur marginale Wirkungen
erzielen. Grundsätzlich stellt sich
dabei auch die Frage nach der
Gerechtigkeit der Lastenverteilung
innerhalb des Burden-Sharings der
Europäischen Union. Deutschland
hat hier mit einem Minderungsziel
von 21% rund drei Viertel der
gesamten Reduktionsverpflich-
tungen der EU übernommen. Diese
Lasten konzentrieren sich zudem in
hohem Maße auf die Energiewirt-
schaft und die energieintensive
Industrie, was eine maßgebliche
Ursache für die heutigen politi-
schen Lasten im Energiebereich
geworden ist.

Zudem ist im Jahr 2000 der zu-
künftige Ausstieg aus der Kern-
energienutzung in Deutschland
vereinbart worden, um den poten-
ziell immensen Umweltrisiken von

Kernkraftwerken zu begegnen.
Eingegrenzt werden sollen damit
aber auch die Probleme des Trans-
ports, der Zwischenlagerung und
der z. T. jahrtausendelangen
Endlagerung von radioaktivem
Material.

Dieser Ausstieg zeigt zugleich
einen der Widersprüche der deut-
schen Energiepolitik: Einerseits
soll die klimapolitische Verpflich-
tung verschärft und andererseits
die Nutzung der CO2-freien Kern-
energie beendet werden. Hinzu
kommt, dass aus Alters- und Effi-
zienzgründen bis 2020 rund ein
Drittel des konventionellen Kraft-
werksparks zum Ersatz ansteht.

Einen Ausweg aus diesem Dilem-
ma versprechen sich viele durch
eine Verlängerung der vereinbar-
ten Restlaufzeit der Kernkraftwer-
ke von 32 Jahren. Sie vermuten,
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„Insgesamt passen die
Wunschziele bei den erneuer-
baren Energien mit dem
gewünschten Kernenergie-
ausstieg, der Erneuerung des
deutschen Kraftwerksparkes
und den Klimaschutzzielen
nicht zusammen. Nicht allein
der Wandel im Strommix ist
das Problem, sondern die
Schnelligkeit, mit der er
umgesetzt werden soll.“

Prof. Wagner, Universität Bochum,
anlässlich einer Vortrags-
veranstaltung beim  „Forum
in Berlin“ am 12. April 2005

eine „auf Zeit“ angelegte Koaliti-
on aus erneuerbaren Energien und
Kernenergie könne die Bezugs-
und Preisrisiken beim Erdgas ver-
meiden helfen, jedenfalls so
lange, bis „genügend bezahlbare“
Erdgasimporte vorhanden sind.
Zugleich soll die Laufzeitverlän-
gerung bei den Kernkraftwerken
den Einführungsprozess bei den
erneuerbaren Energien in gesamt-
wirtschaftlicher Sicht finanziell
erleichtern.

Eine Antwort auf die Grundsatzfra-
ge ist die aktuelle Diskussion über
eine Verlängerung der Restlaufzei-
ten aber nicht: Der Kernenergie-
ausstieg greift Mitte des nächsten
Jahrzehnts, wenn vereinbarungs-
gemäß die ersten größeren Blöcke
vom Netz gehen müssten. Ist dann
keine Ersatzkapazität da, müssten
alte Kraftwerke ohnehin länger
laufen.

Große Herausforderungen unter
dem Aspekt der ökologischen
Nachhaltigkeit stellen für die
Zukunft indessen auch die Kriteri-
en Flächeninanspruchnahme und
Ressourcenschonung dar. Dabei
zeigt sich, dass der Ausbau der
erneuerbaren Energien ungeachtet
ihrer spezifischen Umweltvorteile
nicht nur an ökonomische, sondern
auch an ökologische Grenzen
stößt. Manche Formen beanspru-
chen je erzeugter Energieeinheit in
weitaus höherem Maße als die so
genannten konventionellen Ener-
gieformen Flächen und andere
natürliche Ressourcen. Das führt
in einem dicht besiedelten Indus-
trieland wie Deutschland neben
vielfältigen Konflikten mit anderen
Nutzungsmöglichkeiten auch zu
Problemen mit dem Natur- und
Landschaftsschutz.

Die erneuerbaren Energien spielen
heute – trotz der massiven Förde-
rung in den letzten Jahren – nur
eine additive Rolle. Alle Erneuer-
baren zusammen haben heute in
Deutschland nur einen Anteil von
weniger als 4% am Primärenergie-
verbrauch und gut 10% an der
Stromerzeugung. Die europäischen
und deutschen Zielvorgaben sehen
einen weiteren Ausbau der
erneuerbaren Energien vor. In
Deutschland soll ihr Anteil an der
Stromerzeugung bis 2020 auf etwa
20% ausgebaut werden. Diese
Zielsetzung stellt die deutsche
Energiewirtschaft vor bisher nicht
gekannte Herausforderungen.



4 64 64 64 64 6

�

��


�

���

��

��

�
�

�
�

�
�

�
�



�

�
�

.��*�
	
$
����
���	���
��������

�%
,����*$���
�	��
��(
@8�

���� �� �� �� �
 �� �� �2 ����
��������$)8
�$)�J


�����
���&%	�+	����� 
	���&��	�

�� �6

Die deutsche Energieagentur
(dena) untersuchte im Auftrag der
Bundesregierung die wesentlichen
Fragestellungen und Auswirkungen
der Integration der zunehmenden
Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energien in das Versorgungsnetz
und auf die Sicherheit der Strom-
erzeugung. Wichtigste Folgerung
aus dieser im Frühjahr 2005 vor-
gelegten Studie: Der Ausbau der
Windenergie ist ohne ambitionier-
te Investitionen in die Netzinfra-
struktur und ohne erhebliche
Mehrkosten für die Verbraucher
nicht möglich.

Die Studie zeigt außerdem, dass
bei dem in den nächsten beiden
Jahrzehnten in Deutschland beste-
henden Erneuerungsbedarf in der
Kraftwirtschaft von über 40 000
MW nicht auf den Bau neuer hoch-
effizienter und umweltverträgli-
cher Stein- und Braunkohlekraft-

werke verzichtet werden kann. Die
nach den Ausbauplänen für 2015
vorgesehenen Windkapazitäten
von 36 GW können wegen des
stochastischen Windangebotes
lediglich etwa 6% (entsprechend
rund 2 100 MW oder drei Stein-
kohlenkraftwerke) an so genannter
gesicherter Kraftwerksleistung
(„Leistungskredit“) bereitstellen.
Rund 94% der Windkraftleistung
müssen dagegen durch konventio-
nelle Kraftwerke abgesichert
werden. Um die Leistung eines
einzigen Großkraftwerkes zu
ersetzen, müssten daher rechne-
risch rund 5 000 große Wind-
kraftanlagen errichtet werden.

Darüber hinaus verursacht der
Ausbau der erneuerbaren Energien
beträchtliche volkswirtschaftliche
Mehrkosten: z. B. durch die Ver-
drängung kostengünstiger Strom-
erzeugung in konventionellen
Kraftwerken, den Netzausbau

und den wachsenden Bedarf an
Reserve- und Regelenergie. Diese
Mehrkosten würden sich je nach
Brennstoffkosten der fossilen
Energien im Jahr 2015 auf 3,6 bis
4,8 Mrd. € belaufen.

Die dena-Studie zeigt auch, dass
eine CO2-Minderung durch Wind-
energie im Vergleich zu konven-
tionellen Kraftwerken außeror-
dentlich teuer erkauft werden
muss. Die gleiche CO2-Minderung
wie durch den Ausbau erneuer-
barer Energien ließe sich durch die
Modernisierung des konventio-
nellen Kraftwerksparks deutlich
kostengünstiger erreichen. Auch
aus diesem Grunde machen erneu-
erbare Energien in der Stromer-
zeugung den Neubau effizienter
und umweltschonender Kohlen-
kraftwerke nicht überflüssig.
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„Leistungskredit“
der Windenergie
im Jahr 2015
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 Bild aus
der Ausstellung

von Many Szejstecki
„Blicke in eine

unsichtbare Welt“
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In den fast eineinhalb Jahrzehnten
seit der Vorlage des letzen Ener-
gieprogramms der Bundesregie-
rung für das wieder vereinte
Deutschland im Jahr 1991 hat sich
der heimische Energieverbrauch
um etwa 3% auf rund 492 Mio t
SKE verringert. Die im gleichen
Zeitraum real um über 20% ge-
stiegene gesamtwirtschaftliche
Leistung Deutschlands wird damit
mit einem annähernd konstanten
Energieverbrauch erbracht. Dies
ist das Ergebnis einer beeindru-
ckenden Steigerung der Energie-
produktivität. Dazu beigetragen
hat insbesondere die Industrie. Ihr
Anteil am Endenergieverbrauch –
das ist der Primärenenergiever-
brauch abzüglich nichtenergeti-
schen Verbrauchs sowie Verbrauch
und Verlusten im Energiesektor –
ging kontinuierlich auf heute rund

16% zurück. Im Gegensatz dazu
haben die Anteile des Verkehrs-
sektors, von Gewerbe, Handel und
Dienstleistungen sowie der priva-
ten Haushalte sowohl absolut als
auch anteilsmäßig zugenommen.

Die Verbesserung der gesamtwirt-
schaftlichen Energieproduktivität
um durchschnittlich 1,7% pro Jahr
durch Modernisierungen in Indus-
trie und Energiewirtschaft war zu-
gleich der entscheidende Beitrag
für den seit 1990 zu verzeichnen-
den Rückgang der energiebeding-
ten CO2-Emissionen in Deutsch-
land. Zum Rückgang der Emissio-
nen seit 1990 hat die Verbesse-
rung der Energieproduktivität mit
rund 204 Mio t beigetragen. Dem-
gegenüber ist der Beitrag des

Energieträgerwechsels mit einem
Minus von 130 Mio t seit 1990
deutlich niedriger. „Königsweg“
für eine nachhaltige Klimapolitik
in Deutschland ist daher auch
künftig die technologische Moder-
nisierung von Industrie und Ener-
giewirtschaft. Hier lassen sich
erhebliche CO2-Minderungspoten-
ziale deutlich kostengünstiger
realisieren als durch den Ausbau
erneuerbarer Energien.

Diese konnten in den vergangenen
Jahren die größten Verbrauchs-
zuwächse erzielen. Ermöglicht
wurde dies durch massive staatli-
che Unterstützung – seit 1991
zunächst durch das Stromein-
speisungsgesetz, das die Vergü-
tung von aus erneuerbaren Ener-
gien erzeugtem Strom an den
durchschnittlichen Stromerlös
koppelte. Rückläufige Stromerlöse
im Zuge der Liberalisierung der
Strommärkte schienen zum Ende
der 1990er Jahre die politischen
Ausbauziele zu gefährden. Anfang
des Jahres 2000 wurde das Strom-
einspeisungsgesetz durch das
„Gesetz für den Vorrang erneuer-
barer Energien in der Stromerzeu-
gung“ (EEG) abgelöst. Es wurde
inzwischen mehrfach novelliert
und sieht in seiner seit August

Ausgewogener Energiemix mindert Risiken
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Steinkohlen-
verbrauch in
Deutschland
nach Sektoren

Kohlepolitik ist Energiesicherungspolitik

2004 geltenden Fassung eine Viel-
zahl von langfristig (teils bis zu 30
Jahren) festen Vergütungssätzen
für Strom aus den verschiedenen
erneuerbaren Energiequellen vor.
Neben diesem Förderinstrument
besteht eine Vielzahl weiterer
direkter und indirekter Förder-
maßnahmen, die den Überblick
über das Gesamtvolumen staatli-
cher Förderung erneuerbarer Ener-
gien z. T. erheblich erschweren.

Nach wie vor dominiert Mineralöl
die Energieträgerstruktur der
deutschen Energieversorgung. Zu
über 50% wird Mineralöl im
Verkehrssektor verbraucht. Auf
private Haushalte und Kleinver-
braucher sowie auf die Industrie
entfallen je zu etwa gleichen
Teilen weitere knapp 50% des

Mineralölverbrauchs. Zur Strom-
erzeugung in Kraftwerken werden
nur noch rund 1% des Mineralöls
eingesetzt. Bei den ausschließlich
Öl einsetzenden Anlagen handelt
es sich in der Regel um Kaltreser-
ve. In der Stromversorgung war
somit die in den 1970er Jahren
eingeleitete Strategie des „weg
vom Öl“ erfolgreich.

Zweitgrößter Energieträger in
Deutschland ist heute das Erdgas,
das gut ein Fünftel des deutschen
Energieverbrauchs deckt. Haupt-
einsatzsegmente sind die privaten
Haushalte und Kleinverbraucher
mit rund 48% sowie die Industrie

mit rund 25%. Etwa 13% des Erd-
gases werden heute in Kraftwer-
ken zur Stromerzeugung einge-
setzt. Dabei ist Erdgas für diesen
Einsatzzweck aufgrund seiner
energetischen Eigenschaften
eigentlich zu wertvoll und sollte
anderen Verwendungen insbeson-
dere im Wärmemarkt vorbehalten
bleiben. Hier hat es bereits das
Mineralöl überholt. Im liberalisier-
ten Strommarkt, der auf möglichst
niedrige Erzeugungskosten und
schnelle Amortisationszeiten aus-
gerichtet ist, hat die Erdgas-
verstromung in der Spitzenlast
auf Grund der vergleichsweise
niedrigen Investitionskosten
betriebswirtschaftliche Vorteile
gegenüber anderen Energieträ-
gern. Gesamtwirtschaftliche und
energiepolitische Aspekte werden
in der betriebswirtschaftlichen
Sicht der Stromerzeugung dage-
gen ausgeblendet.
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Stein- und Braunkohle bestreiten
heute zusammen knapp ein Viertel
des deutschen Energieverbrauchs
und gut die Hälfte der Stromerzeu-
gung am Standort Deutschland.
Auf Grund der im Vergleich zu Öl
und Gas weniger sprunghaften
Brennstoffpreise tragen sie we-
sentlich zur Stabilisierung des
Energie- und Strompreisniveaus in
Deutschland bei. Der Braunkohlen-
verbrauch und die Braunkohlen-
förderung haben sich auf Grund
der Umstrukturierung und Moder-
nisierung der ostdeutschen Wirt-
schaft nach der Wiedervereini-
gung annähernd halbiert. Die in
Deutschland verbrauchte Braun-
kohle wird nahezu vollständig hier
und ausschließlich im Tagebau
gewonnen.

Der deutsche Steinkohlenmarkt
hatte im Jahr 2004 ein Volumen
von rund 66 Mio t SKE und ist
damit der größte in Westeuropa.

Gemessen am Primärenergie-
verbrauch deckt die Steinkohle
damit rund 14% des deutschen
Bedarfs. Obwohl die Steinkohle
gerade im Wärmemarkt preislich
inzwischen gegenüber Heizöl und
Gas wieder wettbewerbsfähig
wäre, spielt sie im Verkehrssektor
und im Wärmemarkt ebenso wie
die Braunkohle nur noch eine Ne-
benrolle. Dieser Markt wird seit
langem vom Mineralöl und Erdgas
beherrscht. In dem besonders
sensiblen Bereich der Stromerzeu-
gung und bei der Versorgung der
Stahlindustrie ist die Steinkohle
dagegen auch heute noch absolut
unverzichtbarer Bestandteil im
Energie- und Rohstoff-Mix.

Nach den rapiden Anpassungen
insbesondere in den letzten 15
Jahren wird der deutsche Stein-
kohlenbedarf heute noch zu rund

40% aus der heimischen Förderung
in den Revieren an der Ruhr, der
Saar und in Ibbenbüren gedeckt.
Wie wichtig ihr Beitrag zur Risi-
kovorsorge für die deutsche Ener-
gieversorgung ist, zeigt sich darin,
dass sie nach der Braunkohle
immer noch der bedeutendste
Energieträger in der heimischen
Primärenergiegewinnung ist. Mit
einem Fördervolumen von 26 Mio t
SKE leistet sie einen weitaus grö-
ßeren Beitrag zur Begrenzung der
Importabhängigkeit der deutschen
Energieversorgung als alle erneu-
erbaren Energien zusammen.

Aufgrund der Rückführung der
heimischen Förderkapazitäten sind
bereits seit 2001 die Steinkohlen-
einfuhren nach Deutschland höher
als die inländische Förderung.
Diese Importabhängigkeit wird mit�&��%(�	�
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Einfuhren von
Steinkohle und
Koks nach
Deutschland
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Kohlepolitik ist Energiesicherungspolitik

jedem weiteren Kapazitätsabbau
beim deutschen Steinkohlenberg-
bau größer.

Im Gegensatz zu Mineralöl und
Erdgas, die auf Grund zu geringer
eigener Vorräte weitgehend im-
portiert werden müssen, gibt es
bei der Steinkohle große inländi-
sche Vorräte, die noch für Jahr-
hunderte reichen, wenn sie ent-
sprechend vorgehalten und ge-
nutzt werden. Die heimische Stein-
kohle ist die bei weitem größte
nationale Rohstoffreserve. Dies
gilt nicht nur für die Strom- und
Wärmeerzeugung und für den
Kokskohlen- und Koksbedarf der
Stahlindustrie, sondern bei Bedarf
auch in verflüssigter Form für
chemische Nutzungen oder als
Mineralölsubstitut im Treibstoff-
sektor. Aufgrund ihrer auf Sicht
fehlenden wirtschaftlichen Wett-
bewerbsfähigkeit ist die heimische
Steinkohle jedoch ebenso wie die
noch erheblich subventionsinten-
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siveren erneuerbaren Energien auf
öffentliche Hilfen angewiesen.
Ihre künftige Verfügbarkeit ist
somit von politischen Entscheidun-
gen abhängig; und bislang erfolgt
die Förderung der deutschen
Steinkohle im energiepolitischen
Auftrag.

Schon vor dem Hintergrund der
außenwirtschaftlichen Einbindung
der deutschen Wirtschaft in den
Welthandel ist eine Rückkehr zu
einer weitestgehend auf heimi-
sche Förderung gestützte Stein-
kohlenversorgung heute nicht
mehr vorstellbar und wird von
niemandem angestrebt. Dennoch
bleibt richtig: Nur der Zugriff auf
die heimische Lagerstätte bietet
Sicherheit gegen strukturelle und
längerfristige Risiken der Welt-
energiemärkte. Ein lebens- und
leistungsfähiger heimischer Stein-
kohlenbergbau hält diese Option
offen, ist eine absolut zuverlässige

Lieferquelle und kann im Energie-
mix einen wesentlichen Beitrag
zur Risikobegrenzung leisten.
Deswegen bleibt im Mix mit der
Importkohle eine Mindestförde-
rung an inländischer Steinkohle
zur Risikovorsorge für Deutsch-
lands Energie- und Rohstoffver-
sorgung dauerhaft sinnvoll und
notwendig.

Der Preisvorteil der Importkohle
hat nicht verhindern können, dass
zukunftsgerichtete Technologien
der Steinkohlennutzung im Wär-
memarkt bis hin zur Kohleverflüs-
sigung in Deutschland aufgegeben
wurden. Nur wo die deutsche
Steinkohle noch präsent ist –
sowohl bei der Gewinnung, in
Kraftwerken und in der Kokerei-
technik – ist die Technologie-
führerschaft im Lande geblieben.

Energierohstoff-
vorräte in
Deutschland
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Perspektiven der deutschen Energieversorgung bis 2030

Ende Mai 2005 hat das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und
Arbeit (BMWA) eine neue energie-
wirtschaftliche Referenzprognose
mit einem Zeithorizont bis zum
Jahr 2030 vorgelegt. Ziel ist es,
die langfristigen Entwicklungs-
trends von Bevölkerung, Wirt-
schaft und Technik mit energiepo-
litischen Weichenstellungen zu
verknüpfen, die im Prognosezeit-
raum für wirksam oder für wahr-
scheinlich gehalten werden. Die
Referenzprognose soll jedoch über
eine reine Status-Quo-Betrach-
tung hinausgehen und auch wahr-

scheinliche Reaktionen der Politik
auf neue Herausforderungen und
Chancen in die Prognose bereits
als feststehend integrieren.

Sie sagt gravierende Umwälzun-
gen in der Energieträgerstruktur
sowohl des Gesamtenergiever-
brauchs als auch der Stromerzeu-
gung voraus. Diese Prognose hat
Ursachen: Einerseits die von der
Bundesregierung beschlossenen
politischen Rahmensetzungen –
insbesondere der bis 2030 be-
schlossene Kernenergieausstieg
und der fortgesetzte Ausbau der

erneuerbaren Energien; anderer-
seits sind es die gesetzten Prämis-
sen hinsichtlich der Preisentwick-
lung der maßgeblichen Energie-
träger Öl, Gas und Kohle. Zugleich
sollen die internationalen klima-
politischen Verpflichtungen
Deutschlands eingehalten werden.

Im Ergebnis führen diese Prämis-
sen dazu, dass der Primärenergie-
verbrauch in Deutschland bis 2030
um 15% gegenüber heute sinken
soll und die Entkopplung zwischen
Wirtschaftswachstum und Ener-
gieverbrauch weiter zunimmt.
Während Gas und vor allem erneu-
erbare Energien bei Verbrauch und
Marktanteilen wachsen würden,
verzeichnen nach der Prognose
Mineralöl und vor allem die Stein-
kohle jeweils deutlich sinkenden
Verbrauch. Demnach soll sich der
Beitrag der Steinkohle zum Ener-
gieverbrauch bis 2030 mehr als
halbieren und im Jahr 2030 nur
noch knapp 7% betragen.

Besonders gravierend sind die
vorhergesagten Veränderungen für
den Energiemix in der Stromerzeu-
gung. Erdgas, das im Jahr 2030
ein Drittel der Stromerzeugung
stellen würde, soll dabei vor allem
die Steinkohle aus der Mittellast
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Kohlepolitik ist Energiesicherungspolitik

verdrängen. Dagegen soll die
Braunkohlenverstromung in der
Grundlast gegenüber Erdgas und
Steinkohle wettbewerbsfähig blei-
ben und ihren Marktanteil sogar
leicht ausweiten. Ob sie mit den
bestehenden Kapazitäten und bei
möglicherweise zusätzlichen
umweltpolitischen Restriktionen
entsprechende Beiträge erbringen
kann, ist nicht hinterfragt worden.

Einen massiven Zuwachs würden
die erneuerbaren Energien ver-
zeichnen, die aufgrund der poli-
tisch gesetzten Ausbauziele ihren
Anteil an der Brutto-Stromerzeu-
gung bis 2030 auf 26% erhöhen
sollen. Die Stromerzeugung in
Deutschland wäre dann im Jahr
2030 zu fast 60% abhängig von
importiertem Erdgas und dem
fluktuierenden – und auch zum
Ende des Planungshorizontes weit-
gehend nicht wettbewerbsfähigen
– Angebot erneuerbarer Energien,
insbesondere der Windkraft.

Für die Stromerzeugung aus Stein-
kohle verbliebe bei diesen Ent-
wicklungen mit einer Erzeugung
von weniger als 50 TWh – gegen-
über heute rund 140 TWh – nur
noch ein Anteil von etwa 9% an
der Stromerzeugung.

Dieser in der Referenzprognose
vorhergesagte „Bedeutungs-
verlust“ der Steinkohle steht zwar
in krassem Gegensatz zu anderen
energiewirtschaftlichen Studien,
auch von an der Referenzprognose
beteiligten Gutachtern selbst. So
sieht z. B. das Rheinisch-Westfä-
lische Institut für Wirtschafts-
forschung (RWI) in einer Studie
zum „Energiemix der Zukunft“ be-
rechtigte Gründe dafür, dass die
heutige Größenordnung der Stein-
kohlen- (und Braunkohlen-)Kapa-
zitäten erhalten werden kann –
jedenfalls bei moderaten CO2-
Preisen. Das Bremer Energie-

institut kommt zu dem Ergebnis,
dass Stein- und Braunkohle aus
Gründen der Sicherheit und
Wirtschaftlichkeit im künftigen
Energiemix der Stromerzeugung
unverzichtbar sind.

Die in der Referenzprognose dar-
gestellte Entwicklung zeigt aber
zugleich, dass die Verdrängung der
Steinkohle durch die politische
Rahmensetzung die Sicherheit und
Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Energieversorgung massiv
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beeinträchtigen würde. Die deut-
sche Volkswirtschaft müsste
künftig einen erheblich größeren
Teil des Bruttoinlandsproduktes
für die Energieversorgung aufwen-
den. In realer Rechnung verdop-
peln sich die Ausgaben für die
Beschaffung von Primärenergie bis
2030. Die Ausgaben der Energie-
verbraucher steigen um 30%.
Rückwirkungen auf Wachstum und
Beschäftigung bleiben dabei in der
Referenzprognose ebenso offen
wie die Frage, ob eine andere Poli-
tik mehr Wachstum und Beschäf-
tigung ermöglichen würde.

Erhebliche Gefahren birgt die
beschriebene Entwicklung vor
allem hinsichtlich der Sicherheit
der Energieversorgung. Ihre Im-
portabhängigkeit würde trotz
insgesamt sinkenden Energie-
verbrauchs und des Ausbaus der
erneuerbaren Energien auf rund
70% ansteigen. Die Gutachter
rechnen auch mit einer Verschär-
fung der mit den Energieimporten

verbundenen Mengen- und Preis-
risiken. Vor allem die Erdgas-
bezüge würden sich zunehmend in
politisch und wirtschaftlich insta-
bile Regionen verlagern müssen.
In der Referenzprognose
wird auf einen „erwei-
terten Erdgasmarkt“ und
steigende LNG-Bezüge
gesetzt. Eine Infrastruk-
tur (Terminals, Pipelines)
dafür gibt es in Deutsch-
land allerdings nicht. Potenzielle
Lieferländer sind mit Ausnahme
Norwegens wie bei Öl und Erdgas
auf den Nahen Osten und Afrika
konzentriert. Der Transport birgt
ein zusätzliches Risikopotenzial.

Die Folgen einer forcierten Erdgas-
strategie im Stromsektor sind
derzeit in Großbritannien zu sehen.
Gestützt auf die eigenen Gasvor-
kommen in der Nordsee hat dort

schon frühzeitig (in den 80er und
90er Jahren des letzten Jahrhun-
derts) der „dash for gas“ einge-
setzt. Heute ist Großbritannien bei
rückläufiger eigener Gasförderung

immer mehr auf Importe
angewiesen – mit dras-
tischen Folgen für die
britischen Strompreise,
die an den europäischen
Strombörsen aktuell das
höchste Niveau und die

höchsten Steigerungsraten auf-
weisen.

Wie Deutschland mit den aufge-
zeigten Entwicklungen umgehen
soll, wird in der Referenzprognose
nicht aufgezeigt. Die Gutachter
empfehlen allerdings, „den Ener-
giemix durch politische Vorgaben
nicht unnötig einzuschränken und

Heimische
Ressourcen
sichern
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Energiebericht
der Bundes-
regierung 2001
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heimische Ressourcen, soweit dies
in Abwägung der anderen energie-
politischen Ziele sinnvoll ist, zu
sichern“. Warum bei dieser Ab-
wägung gerade die Steinkohle, die
weltweit und national die größten
Vorkommen aufweist, zur Manö-
vriermasse wird, ist indessen nicht
schlüssig belegt und daher eine
nicht nachvollziehbare Setzung.
Der Energiebericht des BMWA von
2001 nahm ähnliche Versorgungs-
und Preisrisiken im Zusammen-
hang mit einer Verengung der
Primärenergiebasis auf erneuer-
bare Energien und importiertes
Erdgas noch zum Anlass, eine „no-
regret-Strategie“ zu empfehlen.
Diese Position war zur Zeit der
Auftragsvergabe der Referenz-
prognose offenbar ebenso aus
dem Fokus geraten wie die inzwi-
schen gegenüber der gesetzten
Datenbasis 2000 eingetretenen
Preiserhöhungen. Unverzichtbares
Element einer solchen Strategie

wäre die Nutzung der heimischen
Stein- und Braunkohle mit einer
konsequenten Modernisierung des
kohlebasierten Kraftwerksparks.
Der in der neuen Referenzprog-
nose vorhergesagte Bedeutungs-
verlust der Steinkohle im Energie-
mix und vor allem in der Stromer-
zeugung ist mit einer solchen Stra-
tegie, zu der es auch heute keine
Alternative gibt, nicht vereinbar.
Immerhin berücksichtigt diese
Referenzprognose ausdrücklich
den Erhalt eines heimischen Stein-
kohlesockels von 16 Mio Jahres-
tonnen ab 2012.

Anders als in der Referenzprog-
nose vorausgesagt, sind die Pla-
nungen der deutschen Energiever-
sorgungsunternehmen, die auch in
Zukunft auf viel mehr Steinkohle
setzen. Nachdem der Richtungs-
streit in der Energiepolitik, der
jahrelang Investitionsentscheidun-
gen verhindert hat, überwunden
scheint, haben führende Energie-

unternehmen in NRW ein Inves-
titionsprogramm von insgesamt
5 Mrd. € bekannt gegeben. Damit
sollen in den nächsten sieben
Jahren insbesondere Ersatz- und
Neubauten von Kraftwerken mit
fossilen Brennstoffen ans Netz
gebracht werden. Insgesamt sind
derzeit nach einer Studie der Bos-
ton Consulting Group 23 konven-
tionelle Großkraftwerke geplant.
Neben Stein- und Braunkohlen-
kraftwerken sind auch neue
Erdgaskraftwerke geplant. Aber
Erdgas unterliegt einem erhebli-
chen Versorgungs- und Preisrisiko
– ihre Realisierung ist bei weiter
steigenden Gaspreisen offen. Es
werden deshalb in jedem Fall neue
Kohlenkraftwerke gebaut werden
müssen.

Für den Bau moderner Steinkoh-
lenkraftwerke ist die RAG-Tochter
STEAG – zweitgrößter Steinkoh-
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Klimavorsorge mit der Kohle

Über die Anwendungen des Stands
der Kraftwerkstechnik hinaus
weist das Konzept der Clean-Coal-
Techniken. Ihr Ziel ist es, die wirt-
schaftliche Nutzung der weltweit
größten fossilen Energieressource
auch unter verschärften klima-
politischen Rahmenbedingungen
zu ermöglichen.

Den längerfristigen Weg zur klima-
verträglichen Nutzung der Kohle
hat in Deutschland das vom Bun-
desministerium für Wirtschaft und
Arbeit initiierte Projekt COORETEC
aufgezeigt. Hierbei werden zwei
Strategielinien verfolgt:

Die erste Strategielinie zielt auf
die Verbesserung der Effizienz bei
konventionellen Kraftwerkstypen.
Die Bundesregierung will dazu
beitragen, dass die Wirkungsgrade
der gängigen Kraftwerkstypen bis
2020 um bis zu 20% gesteigert
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lenverstromer in Deutschland –
bestens gerüstet. Das von ihr ent-
wickelte CCEC-Konzept („Clean
Competitive Electricity from Coal“)
vereinigt vorbildliche Effizienz mit
hoher Zuverlässigkeit und bildet so
die Grundlage dafür, Strom aus
weniger Brennstoff zu erzeugen
und weniger CO2 zu emittieren.
Der Wirkungsgrad eines CCEC-
Kraftwerkes liegt im täglichen
Betrieb mit 45% um rund fünf
Prozentpunkte höher als bei den
zuletzt gebauten deutschen Stein-
kohlenkraftwerken. Das Kraftwerk
benötigt damit 15% weniger

Ein weiteres Potenzial in der Wir-
kungsgradsteigerung liegt in der
Erhöhung der Dampftemperaturen,
sofern entsprechende neue Werk-
stoffe (Stähle, Nickellegierungen)
zur Verfügung stehen. Durch sie
wird ein Technologiesprung erwar-
tet, der Wirkungsgrade jenseits
von 50% ermöglichen soll. Ent-
sprechende Forschungsprogramme
laufen zurzeit.

Ein weltweit führendes Projekt bei
der Entwicklung modernster Kraft-
werkstechnik ist die im Gelsenkir-
chener Steinkohlenkraftwerk
Scholven im September 2005 in
Betrieb genommene Testanlage
COMTESS 700. Hier werden Werk-
stoffe auf Nickelbasis und Kompo-
nenten entwickelt und erprobt, die
bei Temperaturen von 700 °C und
Druckverhältnissen von 350 bar
verwendet werden können. Erst

Brennstoff und stößt entspre-
chend weniger CO2 aus.

Die neue NRW-Landesregierung
sieht in der Erneuerung des Kraft-
werksparks einen wichtigen Bei-
trag zur Klimavorsorge. Mit den
bis 2012 in NRW geplanten Maß-
nahmen können nach Berechnun-
gen des Ministeriums für Wirt-
schaft, Mittelstand und Energie
jährlich rund 13,8 Mio t CO2 (ent-
sprechend rund 11% der CO2-
Emissionen aller Kraftwerke in
NRW) eingespart werden.

werden. Dies würde Wirkungsgra-
de bei Dampfkraftwerken von 55%
und bei GuD-Kraftwerken von 65%
bedeuten.
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wenn der Dampf auf diese Werte
gebracht werden kann, wird sich
die Ausnutzung der fossilen Brenn-
stoffe merklich erhöhen bei gleich-
zeitiger Reduzierung der Schad-
stoffemissionen. Die Projektziel-
vorgabe liegt bei einem Wirkungs-
grad von 50%. Bei erfolgreichem
Testverlauf dieses weltweit
einmaligen Pilotprojekts, an dem
neun europäische Energieversor-
ger und vier Hersteller von Kraft-
werkstechniken beteiligt sind, ist
mit dem Bau eines Demonstra-
tionskraftwerkes im Jahr 2009 zu
rechnen.

Die zweite, längerfristig angelegte
Strategielinie des COORETEC-
Konzeptes zielt auf die Entwick-

lung und Realisierung eines emis-
sionsarmen bzw. langfristig emis-
sionsfreien Kraftwerks auf Basis
fossiler Energien.
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Die Grundidee eines CO2-armen
bzw. -freien Kraftwerkes besteht
darin, das bei der Verbrennung
fossiler Brennstoffe entstehende
CO2 am Entstehungsort, dem Kraft-
werk, abzufangen und anschließend
langfristig sicher zu speichern. Für
die notwendigen Verfahrens-
schritte – Abscheidung, Transport
und Speicherung – gibt es bereits
bekannte und in der Praxis erprob-
te technische Lösungen. Neu ist
die Herausforderung, diese Tech-
niken so weiterzuentwickeln und
zu kombinieren, dass wirtschaftlich
tragfähige Lösungen entstehen.

Derzeit ist noch nicht klar erkenn-
bar, welcher dieser Technologiean-
sätze sich letztendlich für die
großtechnische Anwendung durch-
setzen wird; vermutlich werden
sich die verschiedenen Ansätze
ergänzen müssen, um den erwar-

Kohlepolitik ist Energiesicherungspolitik
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teten globalen Emissionsanstieg
deutlich abbremsen zu können. Ein
hohes Potenzial wird dem Konzept
der Vergasung mit Brenngas-
dekarbonisierung zugeschrieben,
auch weil sich bei diesem Verfah-
ren aus dem aus der Kohle erzeug-
ten Synthesegas Wasserstoff und
andere Produkte wie synthetische
Treibstoffe gewinnen lassen.
Damit ergibt sich ein erweiterter
Nutzungsbereich der Kohle, z. B.
im Transportsektor oder als Vor-
produkt für die chemische Indus-
trie zum Ersatz von Erdölprodukten.
Grundvoraussetzung für die Rea-
lisierung eines CO2-freien Kraft-
werkes ist die langfristig sichere
und ökologisch akzeptable Spei-

cherung des abgeschiedenen Koh-
lendioxids. Die damit zusammen-
hängenden Fragen müssen mög-
lichst parallel zur Entwicklung der
Abscheidetechniken selbst geklärt
werden.

Global betrachtet ist die CO2-
Ablagerung im großen Stil durch-
aus machbar, wie ein IPCC-Bericht
für die UN im Herbst 2005 gezeigt
hat. 20 - 40% der weltweiten CO2-
Emissionen bis 2050 könnten zu
akzeptablen Kosten deponiert
werden. Der IPCC-Bericht kommt
weiter zu dem Ergebnis, dass sich
trotz des höheren Energiever-
brauchs in Kraftwerken mit CO2-
Abscheidung und -Speicherung
gegenüber konventionellen Kraft-
werken bei Abscheidequoten von

85 - 95% eine Netto-Emissions-
minderung von 80 - 90% je erzeug-
ter Kilowattstunde Strom erzielen
lässt. Der Report macht auch
deutlich, dass die verschiedenen
Technikoptionen schon viel weiter
fortgeschritten sind, als bislang
noch vermutet.

Entscheidendes Kriterium für die
Durchsetzung der Clean-Coal-Tech-
niken am Markt werden dann die
damit verbundenen CO2-Vermei-
dungskosten im Vergleich zu alter-
nativen CO2-Vermeidungstechniken
sein. Die bisher vorliegenden Ab-
schätzungen zeigen, dass trotz der
zusätzlichen Kosten für die CO2-
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Abscheidung und -Speicherung die
CO2-arme bzw. -freie Stromerzeu-
gung im Wettbewerb mit ande-
ren CO2-Vermeidungstechniken
bestehen kann und deutlich güns-
tiger ist als viele Formen der
Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energien.

Zur Anwendung kommen wird das
emissionsfreie Kraftwerk wie an-
dere Klimavorsorgeinnovationen
unter wirtschaftlichen Gesichts-
punkten allerdings erst dann,
wenn Maßnahmen zur Wirkungs-
gradverbesserung ausgereizt sind
und höhere Strom- und Energieko-
sten aus Gründen der Klimavor-
sorge für tragbar und akzeptabel
erachtet werden. Die Kohle-
nutzung steht dabei langfristig
keineswegs im Gegensatz zum
Ausbau der erneuerbaren Energi-
en, wie jüngste Modellrechnungen
des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) gezeigt
haben. Bei bis zur Jahrhundertmit-
te weiter steigenden CO2-Kosten
könnte die CO2-freie Kohlenver-
stromung zusammen mit fortge-
schrittenen Windkraftanlagen
rund die Hälfte der deutschen
Stromerzeugung decken. Kohlen-
kraftwerke und Windkraftanlagen
müssten also – so das DIW – nicht
in Konkurrenz zu einander stehen,
sondern könnten sich ergänzen,
um auf Dauer eine klimaverträg-
liche Stromerzeugung zu ermögli-
chen.
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Spezifische CO2-
Vermeidungs-
kosten

Damit Clean-Coal-Techniken Wirk-
lichkeit werden können, bedarf es
allerdings noch erheblicher Verän-
derungen auch in der Einstellung
der politischen Entscheidungsträ-
ger zur Kohle und ihren Nutzungs-
techniken. Dies betrifft auch die
Forschungsförderung, die in den
letzten zehn Jahren schwerpunkt-
mäßig auf Energieeinsparung und
erneuerbare Energien ausgerichtet
war. In dem im Sommer 2005 von
der Bundesregierung vorgelegten
neuen Energieforschungspro-
gramm nehmen moderne Kohle-
nutzungstechniken zwar program-
matisch breiten Raum ein. Das
finanzielle Engagement der Bun-

Sichere Energieversorgung nur mit
heimischer Steinkohle

Im Unterschied zu der beschriebe-
nen energiewirtschaftlichen Refe-
renzprognose erwarten die meis-
ten anderen Energieprognosen
einen annähernd stabilen Stein-
kohlenbedarf in Deutschland zwi-
schen 50 und 60 Mio t SKE pro
Jahr. Die Energiewirtschaft han-
delt entsprechend und hat den
Bau mehrerer Steinkohlenkraft-
werke in Angriff genommen. Die
Deckung dieses Bedarfs auf dem
Weltkohlemarkt scheint manchen
Diskutanten unproblematisch an-
gesichts der großen und weltweit
im Vergleich zu Öl und Gas aus-
gewogenen regionalen Verteilung
der Steinkohlenvorräte. Zutreffend
ist, dass der Weltkohlemarkt bis
auf punktuelle Störungen in den
letzten 20 Jahren relativ reibungs-

los funktioniert hat. Ob letzteres
auch in Zukunft so bleibt, ist je-
doch zweifelhaft, weil es auch
oder gerade auf globalisierten und
liberalisierten Energiemärkten
keine Garantie für ewigen „Ener-
giepreis- und Handelsfrieden“ gibt.

Die deutsche Steinkohle benötigt
öffentliche Finanzhilfen, um den
Kostennachteil gegenüber der
Überseekohle auszugleichen, die
verbliebenen Lasten aus dem
früher umfangreicheren Steinkoh-
lenbergbau in Deutschland abzu-
decken und den weiteren Anpas-
sungsprozess sozial- und regional-
verträglich zu gestalten.

Kohlepolitik ist Energiesicherungspolitik

desregierung im Bereich Clean
Coal bleibt aber im internationa-
len Vergleich eher bescheiden.
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jeweils in Bund und Land amtie-
renden Regierungen, dem Stein-
kohlenbergbau und der Industrie-
gewerkschaft Bergbau und Energie
(heute Industriegewerkschaft
Bergbau, Chemie, Energie), ohne
dass soziale oder regionale Kon-
fliktherde entstanden wären. Die
jeweiligen kohlepolitischen Maß-
nahmen und Instrumente standen
dabei zugleich in Übereinstimmung
mit den dafür maßgeblichen Rege-
lungen des europäischen Beihil-
fen- und Wettbewerbsrechtes,
zunächst des Vertrages über die
Europäische Gemeinschaft für
Kohle und Stahl und – nach des-
sen Auslaufen im Jahr 2002 –
des EG-Vertrages.

Noch bis Ende des Jahres 2005
beruht die deutsche Steinkohle-
politik auf der im März 1997
getroffenen kohlepolitischen Ver-
einbarung. Beteiligt waren die

damalige Bundesregierung unter
Bundeskanzler Helmut Kohl, die
Bergbauländer Nordrhein-Westfa-
len und Saarland sowie die Berg-
bauunternehmen und die Indus-
triegewerkschaft Bergbau und
Energie. Ihr ausdrückliches Ziel
war es, „einen lebenden und ge-
samtwirtschaftlich vertretbaren
Bergbau (zu) erhalten“.

Konkret hatte die kohlepolitische
Vereinbarung für den deutschen
Steinkohlenbergbau folgende
Konsequenzen:

• Rückläufige Steinkohlehilfen
und deren Zusammenfassung zu
einem Gesamtplafond, aus dem
neben dem laufenden Absatz
auch Stilllegungen und Altlasten
zu finanzieren sind, bedeuteten
für den deutschen Steinkohlen-
bergbau eine Anpassung des
Förderpotenzials von über

Die Politik hat dafür in den ver-
gangenen Jahrzehnten seit Beginn
der so genannten Kohlekrise im
Jahr 1957/58 nach und nach ein
Instrumentarium entwickelt. Es
wurde im Zeitablauf angepasst
und weiterentwickelt – entspre-
chend den energie- und gesamt-
wirtschaftlichen Rahmendaten und
Erfordernissen. Bemerkenswert ist
dabei: Dies gelang immer im Dia-
log und Konsens zwischen den

Absatzstruktur
deutscher
Steinkohle
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Steinkohlesockel unverzichtbar
Bestandteil der kohlepolitischen
Vereinbarung des Jahres 1997 war
auch, dass rechtzeitig der Rahmen
für eine tragfähige Anschlussrege-
lung für die Steinkohlefinanzierung
nach dem Jahr 2005 geschaffen
werden sollte. Im Einvernehmen

mit dem Land Nordrhein-Westfa-
len, der IG BCE und der RAG hat
die Bundesregierung im Sommer
2003 kohlepolitische Beschlüsse
gefasst. Sie sehen vor, die Stein-
kohlenförderung bis zum Jahr
2012 auf ein Niveau von 16 Mio t
zurückzuführen. Energiepolitisch

wurde damit die Bedeutung der
heimischen Steinkohle auch über
das Jahr 2012 hinaus festge-
schrieben.

Im November 2003 wurden auf der
Basis dieses Grundsatzbeschlusses
konkrete Finanzierungszusagen für
die Jahre 2006 bis 2012 getroffen.
Sie wurden im Dezember 2004 in
einem rechtsverbindlichen Zu-
wendungsbescheid umgesetzt –
zunächst bis einschließlich des
Jahres 2008 und mit einigen Ver-
schärfungen gegenüber den ur-
sprünglichen Finanzierungszu-
sagen, insbesondere hinsichtlich
der Zahlungstermine und der An-
passung an Veränderungen des
Importkohlenpreises. Außerdem
hat sich das Saarland – wie schon
seit 1998 – nicht in der Lage
gesehen, einen Beitrag zu den
Steinkohlehilfen zu leisten.

Die öffentlichen Hilfen für die
deutsche Steinkohle werden da-
nach weiter deutlich zurückgehen,
mit der Konsequenz eines weite-
ren Kapazitäts- und Belegschafts-
abbaus. Stilllegungsbeschlüsse für
die Bergwerke Lohberg/Osterfeld
zum 1. Januar 2006 und Lippe
zum 1. Januar 2010 im Ruhrrevier
sowie den Förderstandort Luisen-
thal/Warndt zum 1. Januar 2006
im Saarland sind bereits getrof-
fen. Zur Erreichung des Förder-
sockels von 16 Mio t in 2012 ist,
falls erforderlich, eine weitere
Stilllegungsmaßnahme für das
Jahr 2012 terminiert, aber noch
nicht konkretisiert.

50 Mio t im Jahr 1997 auf rund
26 Mio t im Jahr 2005. Zur För-
deranpassung musste die Zahl
der Bergwerke durch Stilllegun-
gen und Zusammenlegungen von
17 auf 9 verringert werden.
Zudem mussten drei Kokereien
geschlossen werden, sodass
sich heute nur noch eine Ze-
chenkokerei in Betrieb befindet.
Wegen des starken Rückgangs
des Weltmarktpreises für Kohle
in den Jahren 1998 und 1999
musste der Anpassungsprozess
gegenüber den ursprünglichen
Planungen noch beschleunigt
werden, sodass das Kapazitäts-
ziel schon im Jahr 2002 erreicht
wurde.

• Mit der Halbierung der Förder-
kapazität war aufgrund der konti-
nuierlichen Produktivitätsfort-
schritte ein noch stärkerer Abbau
der Beschäftigten von 84 000 auf
35 000 zum Jahresende 2005
verbunden. Dieser Personalabbau
erfolgte durch beispielhafte
Solidaraktionen der Beschäftig-
ten und die Flankierung der öffent-
lichen Hand regional ausgewogen
und sozialverträglich.

• Die Steinkohleunternehmen
erhielten durch die kohlepoliti-
sche Vereinbarung Planungs-
sicherheit und eine Perspektive
über das Jahr 2005 hinaus. Mit
der Gründung der Deutschen
Steinkohle AG im Jahr 1998
konnten Synergieeffekte im
Markt, in der Logistik, im Ein-
kauf und in der Bevorratung
ausgeschöpft und mit den rück-
läufigen Steinkohlehilfen ein
möglichst großer Absatz und
eine möglichst hohe Beschäfti-
gung erzielt werden.

Nach inzwischen mehr als acht
Jahren kann unmittelbar vor ihrem
Auslaufen festgestellt werden,
dass die wesentlichen Ziele der
kohlepolitischen Vereinbarung von
1997 erreicht wurden. Eine Vor-
aussetzung dafür war, dass die
Vereinbarungen von allen Seiten
voll eingehalten wurden. Ohne
Stetigkeit und Kalkulierbarkeit
wäre der in der Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland ein-
malige personelle und kapazitive
Anpassungsprozess nicht zu be-
wältigen gewesen.
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Die Stilllegung des Bergwerkes
Walsum, zunächst für den 1. Janu-
ar 2009 geplant, soll auf Druck der
neuen Landesregierung NRW auf
Mitte des Jahres 2008 vorgezogen
werden. Mit der „Walsumer Ver-
ständigung“ verzichtet die Deut-
sche Steinkohle AG (DSK) auf neue
Abbaugebiete unter dem Rhein
und den Abbau unter den Deichen.
Dafür verpflichtet sich die NRW-
Landesregierung, für den Betrieb
des Bergwerks und den übrigen
Kohleabbau bis Juni 2008 Rechts-
sicherheit zu gewährleisten.
Zugleich schuf die Landesregie-
rung mit der Zustimmung zur Ver-
längerung der Anpassungsgeld-
regelung um zunächst drei Jahre
die Voraussetzung dafür, dass der
weitere Anpassungsprozess im
Steinkohlenbergbau sozialverträg-
lich erfolgen kann.

Im Zusammenhang mit den Finan-
zierungszusagen für die deutsche
Steinkohle im November 2003 hat
die Bundesregierung seinerzeit
auch die wesentlichen Gründe für
den Erhalt eines Kernbestandes
heimischer Steinkohlenförderung
in Deutschland ausdrücklich ge-
nannt. Danach sind die
Steinkohlehilfen in
Deutschland energie-
und rohstoffpolitisch
begründet. Auch die EU-
Kommission hat in ihrer
bis 2010 reichenden
Genehmigung des auf
den kohlepolitischen
Beschlüssen basierenden Umstruk-
turierungsplans den wichtigen
Beitrag der heimischen Kohlen-
produktion für die Sicherheit der
Energieversorgung gewürdigt.

Im September 2005 hat EU-Ener-
giekommissar Piebalgs die be-
deutende Rolle der Kohle erneut
betont: „Im Gegensatz zu Öl und
Gas ist der Kohlepreis relativ
stabil und vorhersehbar und die
Vielfalt der Kohle erzeugenden
Länder trägt zur Versorgungs-
sicherheit bei. Darüber hinaus

verfügt Europa über eigene Kohle-
vorkommen, die zwar heute nicht
preislich wettbewerbsfähig sind,
jedoch in Zukunft ebenfalls zu
unserer Versorgungssicherheit
beitragen können. Wir müssen
unser Know-how im Kohlebereich
erhalten für den Fall, dass wir in

Zukunft auf diese Quelle
zurückgreifen müssen.“

Der Steinkohlenbergbau
und seine Beschäftigten,
aber auch die Kunden
und Lieferanten vertrau-
en auf die Zusagen der
Politik und haben ihre

Planungen hierauf ausgerichtet.

Umso unverständlicher ist das
Wiederaufleben der politischen
Diskussion über eine Einstellung

der Steinkohlenförderung in
Deutschland – in einer Zeit, in der
sich abzeichnet, dass die Kohle-
politik der vergangenen Jahrzehn-
te Früchte trägt. Die dabei gegen
eine heimische Steinkohlenförde-
rung vorgetragenen Argumente

„The domestic coal production in
the European Union contributes
to our security of energy supply.
Today’s approval of three restruc-
turing plans covering the period
until 2010 allows mining
companies and Member States
governments to put their medium
term energy strategy on stable
ground.”

Energiekommissar Andris Piebalgs
anlässlich der Genehmigung des
deutschen Umstrukturierungsplans
am 22. Juni 2005

„,Auslaufbergbau’ – das passt nicht in unsere Landschaft! Das hat tödliche
Wirkung und nimmt den Menschen die Hoffnung. Unsere kirchliche Botschaft
ist hoffnungsstiftend: Die Wirtschaft muss für die Menschen da sein. Der
Mensch steht im Mittelpunkt. Alle Veränderungen dürfen diese Sicht nicht
verschleiern. Darum appelliere ich an die Verantwortlichen, die Rede vom
,Auslaufbergbau’ endlich zu begraben und stattdessen für eine Entwicklung zu
sorgen, die von Zuverlässigkeit, Sozialverträglichkeit und Zukunftsfähigkeit
geprägt ist!“

Weihbischof Franz Grave, Bistum Essen, am 23. August 2005 in Bochum

Steinkohle-
hilfen energie-
und rohstoff-
politisch
begründet
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Finanzierungs-
hilfen für die
deutsche
Steinkohle

sind größtenteils nicht neu. Vor
allem sind sie nicht tragfähig,
denn für ein Auslaufen der heimi-
schen Steinkohlenförderung gab
und gibt es keinen objektiven Grund:

Energie- und rohstoffpolitisch
würde eine Beendigung der deut-
schen Steinkohlenförderung
bedeuten, dass die größte heimi-
sche Energiereserve in Deutsch-
land mit einer Reichweite von
über 400 Jahren für heutige und
künftige Generationen nicht mehr
verfügbar wäre. Die Importabhän-
gigkeit und damit die Risiken für
die zukünftige Energieversorgung
würden zwangsläufig zunehmen.
Zugleich fiele das Anfangsglied
einer vielfältigen Wertschöpfungs-
kette weg. Die Folge wäre eine

Gefährdung der Existenzgrundlage
ganzer Industriezweige, von der
heimischen Bergbautechnik über
die kohlenahe Energie- und Um-
welttechnik bis zu Kokerei- und
Kohlenkraftwerkstechnik. Der
Devisenaufwand für zusätzliche
Energieimporte würde weiter
steigen.

Umwelt- und klimapolitisch ist mit
einem Ende der Steinkohlenförde-
rung in Deutschland nichts gewon-
nen. Eher wäre das Gegenteil der
Fall: Würde Importerdgas oder
Importsteinkohle an die Stelle der
heimischen Steinkohle treten,
wäre die globale Umwelt- und
Klimabilanz wegen der damit ver-
bundenen zusätzlichen Transporte
bzw. Leitungsverluste eher nega-
tiv. Erneuerbare Energien sind
keine Alternative zur Rohstofffunk-
tion der Steinkohle: In der Roh-
stoffversorgung der Stahlindustrie
ist die Steinkohle unersetzlich und
in der Verstromung könnten die
Erneuerbaren die Steinkohle nur
zu erheblich höheren volkswirt-
schaftlichen Kosten und unter
Inkaufnahme von zusätzlichen
Versorgungsrisiken ersetzen.

Sozialpolitisch würde ein schnelle-
res als das in den kohlepolitischen
Beschlüssen des Jahres 2003
festgelegte Anpassungstempo
die politisch vereinbarte Sozial-
verträglichkeit in Frage stellen.
Je nach Tempo wären betriebsbe-
dingte Kündigungen in größerem
Umfang schon kurzfristig nicht zu
vermeiden – bei der herrschenden
Arbeitsmarktlage mit katastropha-
len Folgen für die Bergbauregio-
nen und -gemeinden. In vielen

Kommunen ist der Steinkohlen-
bergbau auch heute noch der
größte Arbeitgeber und Ausbilder.
Insgesamt geht es dabei in den
kommenden Jahren um über
80 000 direkt und indirekt vom
Steinkohlenbergbau abhängige
Beschäftigte und über 3 000 junge
Menschen, die bei der Deutschen
Steinkohle AG ausgebildet wer-
den. Der Verlust dieser Arbeits-
und Ausbildungsplätze würde die
ohnehin schon sehr hohe Arbeits-
losigkeit in den Bergbauregionen
explosionsartig steigen lassen. Der
mit der Kohle erreichte sozial-
verträgliche Strukturwandel wäre
nicht mehr zu halten.

Aber auch eine rein haushalte-
rische Betrachtung, wie sie in
Zeiten „knapper“ öffentlicher
Kassen gerne vorgebracht wird,
greift zu kurz. Dies zeigt schon die
empirische Erfahrung: Seit dem

„Der Subventionsabbau im Stein-
kohlenbergbau sollte in der Politik
Schule machen. Würden alle
Subventionen zwischen 2005 und
2012 in ähnlichem Ausmaß nach
der Rasenmähermethode zurück-
gefahren wie bei der Steinkohle,
müsste der deutsche Fiskus im
Jahr 2012 grob geschätzt nur noch
35 Milliarden € an Finanzhilfen
und Subventionen ausspucken.“

Institut der deutschen Wirtschaft,
Köln, 2005
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Kohlepolitik ist Energiesicherungspolitik

Jahr 1996 wurden bei den Stein-
kohlehilfen in der Summe fast
14 Mrd. € „eingespart“, ohne dass
sich dadurch die Situation der
öffentlichen Haushalte spürbar
verbessert hätte. Eher war das
Gegenteil der Fall. Von 2006 bis
2012 kommen nach der aktuellen
Beschlusslage weitere Einsparun-
gen von fast 10 Mrd. € gegenüber
dem Zeitraum 1999 bis 2005 hinzu.

Die Steinkohlehilfen taugen dabei
schon von der Größenordnung her
nicht zur Haushaltskonsolidierung.
Sie machen im Bund und im Land
NRW allenfalls ein Prozent der

Gesamtausgaben aus. Die Begrün-
dung, dass sich Nordrhein-West-
falen die Kohlehilfen „nicht mehr
leisten“ könne, wird auch durch
die jüngste Untersuchung des
Kieler Instituts für Weltwirtschaft
(IfW) relativiert. Danach gewährt
Nordrhein-Westfalen unter allen
Bundesländern gemessen an den
Länderhilfen je Einwohner die
fünftniedrigsten Subventionen und
liegt damit z. B. noch vor Bayern
und Baden-Württemberg. Auch der
Anteil der Steinkohlehilfen von
allenfalls 2% am gesamtwirt-
schaftlichen Subventionsvolumen
in Deutschland – nach Schätzun-
gen des IfW über 150 Mrd. €/Jahr
– wird meist überschätzt.
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Besonders unverständlich ist eine
rein haushalterische Betrach-
tungsweise der Kohlehilfen im
Falle des Bergbaulandes Nord-
rhein-Westfalen. Denn hier er-
bringt der Steinkohlenbergbau ein
Mehrfaches an wirtschaftlicher
Leistung als die Steinkohlehilfen
des Landes selbst betragen. Für
das Saarland gilt dies noch zwin-
gender.

Die Kohlehilfen werden nämlich
nicht – wie von bösen Zungen
gerne behauptet – unter Tage



6 66 66 66 66 6

155��������
/*������5��
�� 
,�%-
�

��!

=�,�&%%	�

���

���

�

���
���

�� 

���

������

(�$	�����$�
��
.�����*���������	

���
,�%-
�

C	��	����� �����	���� C	��	�����

���

���

;*8

;*8

;*8

�))�

 ���

�))�9
)��	�	
>���	��))�

�&�����	�

��	�	�����
�&+�)�)(�)(	�

;	��&�"��	
����0	����	�

=�,����	
)��)��	�	
A��	��	�%	�

���

.�����*���������	

��
����$��	5�����$�	
5
����
„verbuddelt“. Vielmehr fließen sie
in Form von Aufträgen an andere
Unternehmen, Kaufkraft der
Beschäftigten im Bergbau selbst
und in seiner Mantelwirtschaft
sowie über Steuern und Sozialab-
gaben in den Wirtschaftskreislauf
und an den Staat zurück. Im Jahr
2004 vergab der Bergbau Aufträge
an andere Wirtschaftszweige in
Höhe von 2,4 Mrd. €, und zwar
insbesondere an mittelständische
Unternehmen. Kohleförderung ist
daher auch Mittelstandsförderung.
An Sozialabgaben und Steuern des
Bergbaus landeten 1,2 Mrd. €
wieder direkt in öffentlichen Kas-
sen. Die Kaufkraft von 0,9 Mrd. €
Nettoeinkommen der Bergbau-
beschäftigten sicherte Arbeitsplät-
ze vor allem in Handel und Hand-
werk.

Selbst wenn ein Teil der „einge-
sparten“ Steinkohlehilfen für an-
dere Verwendungszwecke um-
gewidmet und im Land gehalten
werden könnte, könnten damit
nicht annähernd so viele Arbeits-
plätze geschaffen werden wie im
Steinkohlenbergbau und seinem
Umfeld verloren gingen. Die Politik
kann zwar nach ihrem eigenen
Verständnis keine Arbeitsplätze
schaffen, aber sie trägt Mitverant-
wortung für die bestehenden Ar-
beitsplätze. Und sie trägt auch in
einem marktwirtschaftlich organi-
sierten Wirtschaftssystem Mitver-
antwortung für den Erhalt der in-

dustriellen Basis als Grundlage für
Wohlstand und Beschäftigung in
Deutschland. Dazu gehört auch
und vor allem eine gesicherte Ver-
sorgung mit Energie und Rohstof-
fen.

All dies zeigt, dass eine Entschei-
dung über die Zukunft der deut-
schen Steinkohlenförderung nicht
anhand von Einzelaspekten ge-
troffen werden darf. Sie muss
eingebettet sein in eine energie-
und rohstoffpolitische Gesamt-
strategie, die den Nutzen und die
Kosten der verfügbaren Optionen
unvoreingenommen abwägt. Von
zentraler Bedeutung ist in dieser
Diskussion der Zeitfaktor. Die im

Zusammenhang mit der Entschei-
dung über die Zukunft des Stein-
kohlenbergbaus zu stellenden
Fragen lassen sich auf einer aus-
reichend bemessenen Zeitskala
beantworten, die ggf. auch defi-
nierte Monitoring-Termine vor-
sieht. Ein solcher Ansatz bewahrt
auch die Option des Lagerstätten-
zugangs durch einen lebenden
Bergbau und dessen Technologie-
führerschaft.
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Die Steinkohle nutzt den Regionen
 Bild aus

der Ausstellung
von Ursel Maxisch:
„Über Unter Tage“
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Strukturwandel mit dem Bergbau

„Es war und ist regionalpolitisch
weit blickend, wirtschaftlich
vernünftig, sozialverträglich und
friedensstiftend, dass bisher im
Strukturwandel des deutschen
Steinkohlenbergbaus unter
größten Anstrengungen aller
Beteiligten das Prinzip durch-
gehalten wurde: ,Niemand soll
ins Bergfreie fallen’. Und das
muss weiter gelten.“

Landespfarrer Ludwig Rieber,
Evangelische Kirche im Rheinland,
am 23. August 2005 in Bochum

Der Strukturwandel in den Kohle-
regionen war bisher gekennzeich-
net durch die gleitende Entwick-
lung des Anpassungsprozesses im
Steinkohlenbergbau, die durch die
Steinkohlehilfen sozial und regio-
nal verträglich vollzogen werden
konnte. Dieser „Gleitflug“ bleibt
auch weiter Voraussetzung dafür,
dass dem Bergbau und seinem
wirtschaftlichen Umfeld die Um-
strukturierung ermöglicht und
Beschäftigungsalternativen ge-
schaffen werden – aufbauend auf
den vorhandenen Potenzialen für
neue Produkte und Technologien.

Die Alternative dazu: ein Sturzflug
und Absturz des Steinkohlenberg-
baus mit einem Strukturbruch in
den Kohlerevieren. Ein solcher
Absturz ließe die Arbeitslosigkeit
in den betroffenen Regionen
sprunghaft ansteigen – um durch-
schnittlich 5%-Punkte, lokal z. T.

deutlich mehr, wie die Prognos AG
in einer auch heute noch maßgeb-
lichen Studie bereits 1999 ermit-
telte. Infolgedessen wäre per
Saldo auch nicht mit einer Entlas-
tung der öffentlichen Kassen zu
rechnen. Im Gegenteil: Folge wäre
eine zusätzliche Belastung und
dies möglicherweise auf lange
Zeit, jedenfalls über 2005 hinaus.
Denn den hypothetisch eingespar-
ten Absatzhilfen für deutsche
Steinkohle (die dann auch nicht
mehr zur Energie- und Rohstoff-
sicherheit beitragen könnte) stün-
den neben erhöhten Stilllegungs-
aufwendungen und Altlasten
Mindereinahmen der öffentlichen
Hände bei Steuern und Sozialbei-
trägen sowie Mehrausgaben für
Arbeitslosengeld etc. gegenüber.
Im Zeitraum 1998 - 2005 hätte die
Mehrbelastung der öffentlichen
Hände durch einen „Sturzflug“ laut
der Prognos-Studie rund 3,3 Mrd. €
betragen.

Diese fiskalischen Folgekosten
würden sich auch erst dann verrin-
gern können, wenn durch Wachs-
tum und Strukturwandel genügend
neue rentable Arbeitsplätze in
anderen Bereichen entstanden
sind. Das war und ist im Ruhrge-
biet aber zumindest auf mittlere
Sicht nicht zu erwarten. Frisches
Geld für Subventionen in andere
Bereiche ergibt sich aus der
schnellstmöglichen Stilllegung des
Steinkohlenbergbaus aufgrund der
dann sofort und zwangsläufig
bewirkten negativen ökonomi-
schen Folgen gerade nicht. In einer

Umwidmung von Kohlehilfen in die
Förderung von Forschung und Zu-
kunftstechnologien hat die Prog-
nos-Studie deshalb ausdrücklich
„keine Ersatzperspektive“ gese-
hen, denn eine solche Umwidmung
ist aufgrund der zwangsläufig und
sofort entstehenden Folgekosten
ökonomisch gar nicht möglich.

Zu ähnlichen Schlussfolgerungen
ist in diesem Jahr auch das EEFA-
Institut gekommen. Es erwartet im
Fall eines gegenüber dem bisher
vereinbarten und dann nochmals
verschärften Subventionsabbaus
bei der Steinkohle höhere Belas-
tungen auch für den Landeshaus-
halt NRW, da betriebsbedingte
Kündigungen und damit eine
erhöhte Arbeitslosigkeit gerade
im Ruhrgebiet die Folge wären.

Beschäftigungs-
effekte des
deutschen
Steinkohlen-
bergbaus nach
Regionen
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Die Steinkohle nutzt den Regionen

Heute sind immer noch zehntau-
sende Arbeitsplätze in Nordrhein-
Westfalen und dem Saarland vom
Steinkohlenbergbau abhängig. Von
jedem Bergbau-Arbeitsplatz hängt
nach wissenschaftlichen Untersu-
chungen allein im Ruhrgebiet min-
destens ein weiterer auf den Vor-
leistungsstufen ab. Hinzu kommt
die besondere energie- und roh-
stoffpolitische Bedeutung der
heimischen Steinkohle mit ihren
großen Reserven für die Stromer-
zeugung und die Stahlproduktion
am Standort Deutschland sowie
die damit verknüpften Wertschöp-
fungsketten. Hier geht es um Ver-
sorgungssicherheit und insgesamt
um ca. 500 000 Arbeitsplätze.

Die wirtschaftliche und struktur-
politische Bedeutung des Stein-
kohlenbergbaus reicht weit über
seine direkten Standorte hinaus.
Davon profitiert die Wirtschaft an
Rhein, Ruhr und Saar auch in

Städten und Gemeinden, in denen
selbst schon längst kein Bergwerk
mehr fördert, weil in diesen Orten
nach wie vor viele Arbeitnehmer
wohnen, die ihren Arbeitsplatz im
deutschen Steinkohlenbergbau
haben. Nicht von ungefähr kom-
men daher zahlreiche besorgte
parteiübergreifende Resolutionen
aus Städten und Gemeinden des
Ruhrgebiets, in denen sie die neue
NRW-Landesregierung auffordern,
ihr politisches Ziel vom Ausstieg
aus dem Steinkohlenbergbau noch
einmal zu überdenken.

Zu einem regional- und sozial-
verträglichen Strukturwandel trägt
auch der Wandel in den Bergbau-
unternehmen selbst bei. Das
Ausschöpfen aller verfügbaren
Synergien und Rationalisierungs-
potenziale führte bei der deut-
schen Steinkohle zu beachtlichen
unternehmerischen Erfolgen. Von
1997 bis 2004 wurde die Produkti-

vität um 13% und die Förderung
pro Streb sogar um 44% gestei-
gert. Bei gleichzeitig gesunkener
Gesamtfördermenge verringerte
sich die Zahl der Abbaubetriebe
auf 23. Durch fortschreitende
technische Innovationen soll die
Betriebspunktkonzentration weiter
erhöht und durch fortschreitende
Verbesserung die Komplexität der
Abläufe weiter reduziert werden.

Eine Fehlanalyse ist allerdings,
aus der geordneten Umstrukturie-
rung des Bergbaus und seines
Umfelds den Schluss zu ziehen, die
Steinkohlepolitik hätte den regio-
nalen Strukturwandel blockiert.
Wissenschaftliche Untersuchungen
verdeutlichen, dass der Steinkoh-
lenbergbau im Ruhrgebiet seine
Struktur prägende Rolle späte-
stens seit den 1980er Jahren ver-
loren hat und daher auch nicht
mehr für die heutigen Strukturpro-
bleme der Revierländer maßgeb-
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Anpassung im
deutschen
Steinkohlen-
bergbau
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Akademie Mont
Cenis als
Beispiel für eine
gelungene
Flächen-
revitalisierung

lich ist. Seither dominieren andere
Wirtschaftszweige, vor allem
Dienstleistungen. Diese
haben zwar neue, aber
aus vielfältigen Gründen
bei weitem nicht so viele
Arbeitsplätze geschaffen,
wie zum Ausgleich not-
wendig gewesen wären.
Aus regionaler Perspek-
tive ist der Abbau der Steinkohle-
arbeitsplätze deshalb eher zu
schnell erfolgt.

So sind von den 153 Bergwerken
in Deutschland im Jahr 1957 heute
noch neun und von den 64 Zechen-
kokereien noch eine verblieben.
Die Zahl der Arbeitsplätze im deut-
schen Steinkohlenbergbau verrin-
gerte sich dabei um mehr als eine
halbe Million. Dieser Strukturwan-
del mit der Kohle ist sozialverträg-
lich erfolgt, d. h. ohne betriebsbe-
dingte Kündigungen im Bergbau,
dafür mit dessen aktivem Beitrag
etwa zur Flächenentwicklung.

Das Zurückfahren von Belegschaft,
Bergwerken und Förderung allein

ist noch kein Beleg für
einen gelungenen Struk-
turwandel, beziehungs-
weise dafür, dass der
Bergbau seinen Anteil zu
einem erfolgreichen
Wandel beiträgt. Doch
mit diesem Zurückfahren

fängt der Wandel an.

Die RAG Aktiengesellschaft, in
der alle ehemaligen deutschen
Steinkohlenbergbaugesellschaften
aufgegangen sind, ist heute mit
ihren Kernbereichen Chemie,
Immobilien, Energie und Bergbau
eines der größten Industrieunter-
nehmen in Deutschland mit einem
Umsatz von 19 Mrd. € und fast
104 000 Beschäftigten. Rund 52%
davon sind in den Bereichen Ener-
gie und Bergbau tätig.

Das Geschäftsfeld Chemie stellt
mit der Degussa den Weltmarkt-
führer im Bereich Spezialchemie.
Ihr Innovationspotenzial dokumen-
tiert sich in einer der modernsten
Ideenschmieden für zukünftige
Produkte, dem Science to Business
Center Nanotronics im Herzen des
Ruhrgebiets.

Das Geschäftsfeld Immobilien
trägt mit seinem Konzept der
integrierten Stadtteilentwicklung
zur Steigerung der Attraktivität
der gesamten Region bei. Die
Ansiedlung neuer Branchen und
Unternehmen schafft eine wirt-
schaftliche Dynamik, die an die
Tradition der Reviere anknüpft.
Dienstleistungszentren, Techno-
logieparks und High-Tech-Unter-
nehmen sind hier zuhause.
Universitäten runden das Bild vom
Strukturwandel ab. Jenseits der
Arbeit steht ein breites Kultur-
und Freizeitangebot für die
Attraktivität der Region, die sich
von einer monostrukturierten
Montanregion zu einem modernen
Wirtschafts- und Lebensraum ge-
wandelt hat. Nichts unterstreicht
dies besser als die Bewerbung der
Stadt Essen um den Titel „Kultur-
hauptstadt Europas 2010“.

Gerade das Geschäftsfeld Energie
wird bei der weiteren Entwicklung
der RAG eine bedeutende Rolle
spielen. Als fünftgrößtes Energie-
unternehmen und zweitgrößter
Steinkohlenverstromer in Deutsch-
land wird die STEAG Aktiengesell-
schaft erstmals seit 15 Jahren in

Strukturwan-
del mit der
Kohle sozial-
verträglich
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Die Steinkohle nutzt den Regionen

Ausbildung im deutschen Steinkohlenbergbau
Im vergangenen Jahr hat die Dis-
kussion um eine Ausbildungsum-
lage zum „Nationalen Pakt für
Ausbildung und Fachkräftenach-
wuchs in Deutschland“ geführt.
Die angespannte Lage auf dem
Ausbildungsmarkt konnte sich
nicht entschärfen. Aufgrund der
nach wie vor schleppenden Kon-
junktur sank die Zahl der betrieb-
lichen Ausbildungsplätze gegen-
über dem Vorjahr deutlich stärker
als die Zahl der Bewerber. Da-
durch ist die „Lehrstellenlücke“
größer geworden. Dies erfordert
verstärkte Anstrengungen, damit
jeder ausbildungswillige Jugend-
liche auch in diesem Jahr eine
Lehrstelle findet.

Der Steinkohlenbergbau kommt
deshalb auch in diesem Jahr
wieder seiner sozial- und gesell-
schaftspolitischen Verantwortung
nach, Ausbildungsplätze bereitzu-
stellen, die weit über dem eigenen
Bedarf liegen. Wie in den vergan-
genen Jahren werden wieder
850 Auszubildende eingestellt. Mit
rund 7 460 Bewerbern hatten sich
fast 50% mehr junge Menschen

als im Vorjahr um einen Ausbil-
dungsplatz im Steinkohlenbergbau
bemüht. Dadurch hat sich die
Relation Bewerber je Ausbildungs-
platz von knapp 6 : 1 in 2004 auf
knapp 9 : 1 für das neue Ausbil-
dungsjahr erhöht.

Diese Entwicklung zeigt zweierlei:
Zum einen schätzen die Bewerber
den hohen Qualitätsstandard der
Ausbildung im Steinkohlenbergbau
und geben einer guten Ausbildung
Vorrang vor anderen Gesichts-
punkten, wie z. B. einer Übernah-

Deutschland wieder ein Stein-
kohlenkraftwerk bauen. Weitere
Potenziale im Hinblick auf den
anstehenden großen Erneuerungs-
bedarf des deutschen Kraftwerks-
parks eröffnen Kooperationen mit
anderen Unternehmen der Ener-
giewirtschaft.

Vor dem Hintergrund der weltweit
anziehenden Rohstoffpreise ist
das vermeintlich „alte“ Geschäfts-
feld Bergbau schlagartig wieder
ins öffentliche Interesse gelangt,
und es hat damit die Diskussionen
um die sichere Versorgung der
deutschen Industrie mit Rohstof-

fen maßgeblich mitgeprägt. Mit
der Einleitung des Genehmigungs-
verfahrens für ein neues Koks-
kohlenbergwerk im Ruhrgebiet
(Projekt Donar) hat die Deutsche
Steinkohle AG (DSK) ein industrie-
politisches Zeichen gesetzt.
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megarantie. Zum anderen wäre
der Strukturwandel ohne das Aus-
bildungsplatzangebot des Stein-
kohlenbergbaus erschwert, die
Ausbildungssituation besonders
im Ruhrgebiet noch katastrophaler
als sie ohnehin schon ist. Dies
wird deutlich am Beispiel des
Bergwerks Walsum. Hier haben
fast 1280 Bewerber auf eine
Zusage für einen der 117 einge-
richteten Ausbildungsplätze ge-
hofft. Der begehrteste Beruf ist
der Mechatroniker mit fast 20
Bewerbungen je Planstelle, ge-
folgt von den gerade neu geordne-
ten Berufen Industriemechaniker
mit 13 und Elektroniker für Be-
triebstechnik mit 10 Bewerbungen
je Planstelle. Selbst für den Berg-
mechaniker haben sich fast 200 
Bewerber für 36 Ausbildungsplät-
ze gemeldet. Nicht viel anders ist
die Lage an der Saar, wo sich rund
1 130 Ausbildungswillige für 150 

Planstellen beworben haben. Die
Rangfolge der „Traumberufe“ ist
die gleiche wie in Walsum, Berg-
mechaniker werden an der Saar
allerdings bereits seit einigen
Jahren nicht mehr ausgebildet.
Mit einer Ausbildungsquote von
9% ist der Steinkohlenbergbau
weiterhin ein Garant für berufliche
Perspektiven jüngerer Menschen.

Insgesamt verteilen sich die Neu-
zugänge auf die Fachrichtungen
ähnlich wie im Vorjahr: es domi-
nieren Elektrotechnik mit 45% und
Maschinentechnik mit 42% aller
Neueinstellungen. Diese seit
vielen Jahren hohen Quoten in
begehrten Berufen bieten auf
Grund der breiten Anwendbarkeit
eine gute Basis für einen Bran-
chenwechsel, falls eine Übernah-
me wegen der Ausbildung über
Bedarf nicht möglich sein sollte.
Die anerkannt hohe Qualität der
Ausbildung im Steinkohlenbergbau
ist erneut unter Beweis gestellt
worden. Mit rund 94% liegt die
Erfolgsquote der Prüflinge des
Steinkohlenbergbaus bei der Ab-
schlussprüfung im Winter 2004/
2005 in den gewerblich-techni-
schen Berufen deutlich über dem
Durchschnitt der Industrie- und
Handelskammer-Prüfungen. Wieder
gehörten mehrere DSK-Prüflinge
zu den Jahrgangsbesten.

Beim Bundeswettbewerb „Jugend
forscht 2005“ belegten drei Aus-
zubildende der DSK den zweiten
Platz im Fachgebiet Arbeitswelt.
Neben dieser Auszeichnung erhiel-
ten die drei jungen Forscher vom
Hauptverband der gewerblichen

Berufsgenossenschaften den Preis
für die beste Arbeit zum Thema
„Prävention und Rehabilitation“.
Die Erfolge unterstreichen die
Anstrengungen des Steinkohlen-
bergbaus, ihren Auszubildenden
eine bestmögliche Grundlage für
ihr weiteres Berufsleben zu
vermitteln.

Die Übernahme gesellschaftlicher
Verantwortung dokumentiert sich
aber nicht allein durch die Ausbil-
dung junger Menschen im Bereich
der Deutschen Steinkohle AG. Mit
der RAG Bildung GmbH betreibt
die RAG Aktiengesellschaft ein
privates Bildungsunternehmen,
das seit 15 Jahren den Struktur-
und Arbeitsmarktwandel erfolg-
reich mitgestaltet sowie nationale
wie internationale Unternehmen
bei der Gestaltung ihres struktu-
rellen Wandels begleitet.

So hat die RAG Bildung mit ihrem
internationalen Bereich zuletzt
insbesondere Kunden aus Bergbau-
unternehmen Chinas und des Iran
mit Seminaren bedient. Chinesische
Partner erhielten Weiterbildung auf
dem Gebiet Arbeitssicherheit und
für den Iran wurde ein umfangrei-
ches Training gemeinsam mit der
DSK vereinbart, um die Personalent-
wicklung für das erste vollmecha-
nisierte Steinkohlenbergwerk des
Landes in Tabas zu unterstützen.

Stolze Bergbau-
„Azubis“ als
Preisträger beim
Wettbewerb
„Jugend forscht“
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Die Steinkohle nutzt den Regionen

Deutsche Bergbautechnik – weltweiter Exportschlager

Mit dem starken Anstieg nicht nur
der Weltsteinkohlenförderung,
sondern der Nachfrage nach Roh-
stoffen überhaupt, nimmt auch die

Bedeutung der Bergbautechnik
weiter zu. Global ist sie einer der
expansivsten Wirtschaftszweige
mit besten Perspektiven infolge
des wachsenden Neuaufschlusses
von Lagerstätten.

Deutschland ist beim Export von
Bergbautechnik weltweit die Nr. 1.
Diese Position ist nicht zuletzt auf
den hohen Entwicklungsstand der
Technik für den untertägigen
Steinkohlenbergbau in Deutsch-
land zurückzuführen.

In beinahe allen Förderländern
entwickelt sich der Steinkohlen-
bergbau immer mehr hin zum
Untertagebergbau und dabei in

zunehmende Teufen. Dies eröffnet
der deutschen Bergbauzuliefer-
industrie erhebliche Marktchan-
cen: Der deutsche Steinkohlen-
bergbau hat auf Grund seiner
schwierigen Lagerstättenbedin-
gungen in mehr als 1000 m Teufe
und seiner Anforderungen an die
Sicherheit, den Arbeits- und den
Umweltschutz eine im Weltmaß-
stab führende Technologie ent-
wickelt.

Rückgrat dieser Technologie ist
eine leistungsfähige IT-Infrastruk-
tur, die es unter Verwendung von
Lichtwellenleitern ermöglicht, alle
untertägigen Prozesse zentral zu
überwachen und zu steuern. Hier
nur einige Beispiele für den
modernen Stand der Technik: PC-
Arbeitsplätze unter Tage im Ab-
bau, im Streckenvortrieb und in
der Logistik, aber auch vollauto-
matische Maschinensteuerungen,
drahtlose Kommunikation unter
Tage, Videoüberwachung, Satel-
litentechnik zur Erfassung der
bergbaulichen Einwirkungen auf
die Tagesoberfläche und zur Ver-
messung unter Tage, regelbare
Motoren mit der Leistung von
Formel 1-Rennwagen sowie Hobel-
anlagen für die Gewinnung auch
sehr harter Kohle. Ihren unter-
tägigen Ersteinsatz absolvieren
sensorgeführte und videoüber-
wachte Transportsysteme, mit

Deutsche
Bergbaumaschi-
nenexporte

„Doch nicht nur Deutschland braucht unsere Steinkohle. Auch wir, die
deutsche Zulieferindustrie mit bundesweit etwa 16 000 Beschäftigten, können
ohne ihn in Deutschland nicht leben. Um unsere technologische Spitzen-
stellung auf den Weltmärkten nicht nur zu halten, sondern womöglich noch
weiter auszubauen, sind wir darauf angewiesen, unsere innovativen Produkte
hier vor Ort, in deutschen Bergwerken, im harten Praxistest auf Herz und
Nieren zu prüfen. Nur so können wir, bevor wir unsere neuen Maschinen auf
dem Weltmarkt verkaufen, allfällige ,Kinderkrankheiten’ eliminieren. Als
durchweg mittelständische Unternehmen verfügen wir nämlich weder über die
finanziellen noch die personellen Kapazitäten, unsere Maschinen in fernen
Ländern, ob in der inneren Mongolei oder gar Australien, zu erproben. Fällt die
Möglichkeit einer Erprobung hier im Lande weg, ist eine Vielzahl von Unter-
nehmen gezwungen, ihre Produktion dorthin zu verlegen, wo ihnen diese
Möglichkeit geboten wird, nämlich ins Ausland. Die Folge davon wären
massive Arbeitsplatzverluste, außerdem würde Deutschland in Sachen Berg-
baumaschinen schnell seine weltweite Technologieführerschaft verlieren.“

Peter Jochums, Vorsitzender des Fachverbands Bergbaumaschinen
im Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau – VDMA,
am 23. August 2005 in Bochum
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PC-Arbeitsplatz
unter Tage

deren Hilfe der Materialtransport
vom Start- bis zum Zielpunkt
vollautomatisch und mannlos
erfolgen kann. In der Entwicklung
befinden sich untertagetaugliche
Headsets, Mobiltelefone und
Laptops, die die Kommunikation
für die Steuerung der Betriebe
sowie Wartungs- und Reparaturar-
beiten zukünftig weiter verbessern
werden.

Die deutschen Bergbaumaschinen-
hersteller sind mit ihren Wert-
schöpfungs- und Beschäftigungs-
potenzialen schwerpunktmäßig in
den Bergbaurevieren angesiedelt.
Sie mussten sich wie der Stein-
kohlenbergbau auch in den ver-
gangenen Jahren einem tief
greifenden Konzentrationsprozess

unterziehen und sichern mit 120
überwiegend mittelständischen
Unternehmen über 16 000 Arbeits-
plätze. Damit decken sie die ge-
samte Palette der Tief- und Tage-
bautechnik in allen Bergbauzwei-
gen ab und konnten ihren Umsatz
2004 auf rund 2 Mrd. € steigern.
Für 2005 wird mit einer weiteren
Erhöhung gerechnet. Gut die Hälf-
te des Gesamtumsatzes kommt aus
dem Export. Der größte Außen-
handelspartner ist inzwischen
China mit einem Umsatzvolumen
in 2004 von 190 Mio €. Auf Platz 2
liegt Russland mit etwa 115 Mio €.
Allein in den ersten sechs Mona-
ten dieses Jahres konnten die Aus-
fuhren dorthin verdoppelt werden.
Angesichts der in Russland weiter
wachsenden Wirtschaft geht die

Klimavorsorge durch Grubengasnutzung
Nach Kohlendioxid gilt Methan als
eine der Hauptquellen des so ge-
nannten Treibhauseffektes. Es
wird unter anderem auch bei der
Gewinnung von Steinkohlen frei-
gesetzt, wo es als so genanntes
Grubengas aus sicherheitstechni-
schen Gründen durch gezielte
Absaugung aus den Strecken und
Baufeldern unter einer Konzentra-
tion von 1% gehalten werden muss.
Daneben tritt Methan bei stillge-
legten Steinkohlenbergwerken
diffus an der Tagesoberfläche aus.
Nordrhein-Westfalen, in dem drei
Viertel der deutschen Steinkohlen-
förderung angesiedelt sind, hat
die Grubengasnutzung zu einem
zentralen Bestandteil seines
Klimaschutzkonzeptes gemacht.

Das im Jahr 2001 anvisierte Ziel
einer Minderung der Treibhaus-
gasemissionen um jährlich rund
3,6 Mio t CO2-Äquivalent wurde
bereits im Jahr 2004 erreicht. Für
2005 hat sich NRW eine jährliche
Emissionsminderung um 4 Mio t
CO2-Äquivalent zum Ziel gesetzt,
bis 2012 ist eine Minderung um
6,5 Mio t in Aussicht genommen
worden. Damit leisten Nordrhein-
Westfalen und der hier ansässige
Steinkohlenbergbau einen wichti-
gen Beitrag zur Umsetzung des
nationalen Klimaschutzprogramms.

Branche auch für die Zukunft von
steigenden Exporten aus. Mit
95 Mio € auf Platz 3 der Statistik
folgten im vergangenen Jahr die
USA.

Zur Aufrechterhaltung dieser
guten Perspektiven ist ein leis-
tungsfähiger heimischer Steinkoh-
lenbergbau notwendig. Er ist
Ausgangspunkt der technischen
Innovation und zugleich Experi-
mentierfeld für die Erprobung und
praktische Anwendung der hierzu-
lande entwickelten Technologien.
Forschung und Entwicklung könn-
ten zwar auch an Standorten im
Ausland erfolgen. Die damit ver-
bundenen Wertschöpfungs- und
Beschäftigungseffekte gingen
dann aber für die deutsche Volks-
wirtschaft unwiderruflich verloren.



7 57 57 57 57 5

(�
����	$'A8/�
��
Q0�

�).)+���� ���&%	�+	�����

����

����

����

����

��������� � ��� 
�� ��� ���


�&��8�
8	�

<��!���"��"���"#%�&�� <��!���"��"����%��������%���+%���#�����!���!"�

Die Klimavorsorge durch Verwer-
tung des auf aktiven und stillge-
legten Steinkohlenbergwerken
anfallenden Grubengases ist auch
ein zentrales Element der Klima-
vorsorgevereinbarung des deut-
schen Steinkohlenbergbaus mit
der Bundesregierung vom Juli
2002. Darin hat der Steinkohlen-
bergbau zugesagt, seine Gesamt-
spurengasemissionen (einschließ-
lich Methan) bis 2012 um 70%
bezogen auf das Jahr 1990 zu
verringern. Der überwiegende Teil
dieser Reduktionsleistung wird
dabei durch eine verstärkte Gru-
bengasnutzung erreicht.

Ermöglicht wird die Intensivierung
der Grubengasnutzung in Deutsch-
land durch die mit dem Erneuer-
bare-Energien-Gesetz verbesser-
ten wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen. Gemeinsam mit Part-
nern aus der mittelständischen
Industrie wurden unter dem Dach
der RAG Aktiengesellschaft zwei
Gesellschaften zur Gewinnung und
Verwertung von Methan aus
aktiven (Mingas-Power GmbH) und
stillgelegten Bergwerken (Mine-
gas GmbH) gegründet. Die beiden
Gesellschaften werden die Zahl
der von ihnen betriebenen, meist
standardisierten BHKW-Module
bis zum Jahresende 2005 auf 97
steigern, die zusammen eine Ge-
samtleistung von rund 130 MWel
repräsentieren.

Die Steinkohle nutzt den Regionen

Die jährliche Stromproduktion
aller in NRW tätigen Grubengas-
unternehmen wird dann rund
1 Mrd. kWh betragen – entspre-
chend der Versorgung von mehr
als 250 000 Haushalten. Dies
schont die Rohstoffressourcen an-
derer Energieträger und entlastet
die Umwelt um die Emission von
etwa 5 Mio t CO2-Äquivalent.

Auch im Saarland besitzt die
Grubengasnutzung eine lange Tra-
dition. Schon in den 70er Jahren
wurde hier eine Infrastruktur auf-
gebaut, um neben dem Grubengas
auch Gase, die in der industriellen
Produktion anfallen, wie z. B.
Koksgas aus der Kokerei und Kon-
vertergas aus der Stahlindustrie
für die Energieerzeugung zu
nutzen. Heute ist die Grubengas-
verwertung Teil des dezentral
ausgerichteten Energieversor-
gungskonzeptes der STEAG Saar
Energie AG, die ein 110 km langes
Grubengasnetz betreibt, das

sämtliche Grubengasabsaugstellen
miteinander und mit den industri-
ellen Abnehmern verbindet.
Derzeit werden fünf Grubengas-
kraftwerke mit einer Gesamtkapa-
zität von 23 MW und einer jähr-
lichen Stromerzeugung von rund
230 Mio kWh betrieben. Im Kraft-
werk Fenne ist die größte Gruben-
gasmotorenanlage der Welt
installiert. Pro Jahr werden über
60 Mio m³ Grubengas in mehr als
100 000 MWh elektrische Energie
umgewandelt. Damit allein kön-
nen rund 30 000 Haushalte mit
Strom versorgt werden.

Gestützt auf diese in und aus dem
deutschen Steinkohlenbergbau
entstandenen Aktivitäten entwi-
ckeln sich der Bau und Betrieb von
Anlagen zur energetischen Ver-
wertung von Grubengas zuneh-
mend zu einem eigenständigen
Technologie- und Exportschlager.
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Einen wesentlichen Schub könnte
die hierzulande entwickelte Tech-
nologie durch die Anerkennung
von Grubengasprojekten im Rah-
men der flexiblen Instrumente des
Kyoto-Protokolls erhalten. Dadurch
könnten aus den Emissionsmin-
derungen durch die Verwertung
von Grubengas handelbare CO2-
Emissionszertifikate erworben
werden, die innerhalb des EU-
Emissionsrechtehandels anerkannt
werden. Gute Realisierungs-
chancen für solche Projekte bieten
sich vor allem in den mittel- und
osteuropäischen Bergbauländern
wie z. B. der Ukraine. Aber auch
viele Entwicklungs- und Schwel-
lenländer, vor allem China als
größtes Kohleförderland der Welt,

haben ein enormes Potenzial
hierfür. Die Umsetzung konkreter
Projekte wird jedoch durch den
hohen bürokratischen und finanzi-
ellen Aufwand zur Anerkennung
von Joint-Implementation- und
Clean Development-Projekten
durch die maßgeblichen interna-
tionalen Gremien derzeit noch
erheblich erschwert.

Einen anderen und für die inter-
nationale Kooperation auf dem
Gebiet der Grubengasnutzung
zukunftsweisenden Weg geht die
im Jahr 2004 von den USA ins
Leben gerufene Methan-to-Mar-
kets-Partnerschaft (M2M), die die
kommerzielle Nutzung von Methan
aus dem Kohlenbergbau, aus Erd-
gas- und Ölvorkommen sowie aus
Abfalldeponien als saubere Ener-

giequelle fördern will. Dazu soll
die Entwicklung und Marktdurch-
dringung von Technologien geför-
dert werden, mit denen Methan,
das sonst frei in die Atmosphäre
entweichen würde, einer energeti-
schen oder sonstigen Nutzung
zugeführt wird. Da Methan eine
ca. 20fach größere Klimawirkung
hat als CO2, lassen sich mit ver-
gleichsweise geringen Mitteln
günstige Auswirkungen für den
Klimaschutz erzielen. Mitglieder
dieser Partnerschaft sind derzeit
neben den USA auch Argentinien,
Australien, Brasilien, China, Groß-
britannien, Kolumbien, Indien,
Italien, Japan, Mexiko, Nigeria,
Russland und die Ukraine. Das
jährliche Potenzial für die Redukti-
on der Methanemissionen in den
Partnerländern wird auf 50 Mio t
CO2-Äquivalent geschätzt. Erste
Aktionsziele sind die Identifizie-
rung relevanter Methanemissions-
gebiete, eine genauere Abschät-
zung der Reduktionsmenge, die
Entwicklung kosteneffizienter
Maßnahmen und die Verbesserung
der rechtlichen, behördlichen,
finanziellen und institutionellen
Bedingungen, um Investoren für
das Projekt anzuziehen.

Die Bundesregierung ist inzwi-
schen der Methan-to-Markets-
Partnerschaft  beigetreten und
wirbt in der Wirtschaft um Betei-
ligung. Da der deutsche Steinkoh-
lenbergbau bei der Absaugung und
Nutzung von Methan weltweit
führend ist, wird er sein Know-
how in diese Initiative einbringen.

Grubengas-
anlage
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Klimavorsorge mit der Kohle

Ausstellungen in der
Bergbauabteilung des Deutschen Museums, München,

werden vom GVSt unterstützt, z. B.:
Many Szejstecki „Blicke in eine unsichtbare Welt“ (s. S. 47)

Ursel Maxisch „Über Unter Tage“ (s. S. 67 und hier im Bild)

Bergbau-Kunst im Deutschen Museum
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STEAG Aktiengesellschaft, Essen

Unternehmensverband
Steinkohlenbergbau, Essen
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Gründung und Aufgaben

Der Gesamtverband des deutschen
Steinkohlenbergbaus (GVSt) wurde
am 11. Dezember 1968 gegründet.
Er hat die satzungsgemäße
Aufgabe, die allgemeinen Belange
seiner Mitglieder, insbesondere
auf wirtschaftspolitischem und
sozialpolitischem Gebiet, wahrzu-
nehmen und zu fördern.

Die Tätigkeit des Verbandes er-
streckt sich über den nationalen
Bereich hinaus auf die Ebene der
Europäischen Union sowie auf die
Mitwirkung in weiteren internatio-
nalen Gremien.

Über die Dachverbände der deut-
schen Wirtschaft, in denen der
GVSt direkt und indirekt vertreten
ist, beteiligt er sich an der politi-
schen Willens- und Entscheidungs-
bildung in Deutschland.

Die Wahrnehmung der Aufgaben
erfolgt in enger Zusammenarbeit
mit den Mitgliedern.

Stand: Oktober 2005

Aufgaben und Organisation
des Gesamtverbandes des deutschen Steinkohlenbergbaus
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